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AmtsblAttAmtsblAtt
der Verwaltungsgemeinschaft

Lindenberg/Eichsfeld
mit den öffentlichen Bekanntmachungen der Mitgliedsgemeinden
Berlingerode, Brehme, Ecklingerode, Ferna, Tastungen, Wehnde,

 Teistungen mit den Ortsteilen Böseckendorf, Neuendorf, Teistungen

Bekanntmachung der in der Sitzung  
der Gemeinschaftsversammlung  
der Verwaltungsgemeinschaft Lindenberg/Eichsfeld 
am 06.03.2019 gefassten Beschlüsse

TOP 2:

Beschluss-Nr.: 01/2019
Genehmigung des öffentlichen Teils der Niederschrift vom 
18.12.2018
Abstimmung über den Beschluss:
Die Gemeinschaftsversammlung der Verwaltungsgemeinschaft Linden-
berg/Eichsfeld genehmigt die Niederschrift des öffentlichen Teils der Sit-
zung vom 18.12.2018.
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ......................................................................................... 16
Nein-Stimmen: .......................................................................................  0
Enthaltungen: ......................................................................................... 0

TOP 3:

Beschluss-Nr.: 02/2019
Beschluss zur Bestellung der Schiedsperson und dessen  
Stellvertreter
Abstimmung über den Beschluss:
Die Gemeinschaftsversammlung der VG Lindenberg/Eichsfeld beschließt 
die Besetzung der Schiedsstelle mit Herrn Rene Dörre, wohnhaft in Teis-
tungen und Herrn Andreas Willi Hoffmann, wohnhaft in Wehnde.
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ......................................................................................... 14
Nein-Stimmen: .......................................................................................  0
Enthaltungen: ......................................................................................... 2

TOP 4:

Beschluss-Nr.: 03/2019
Haushaltssatzung und Haushaltsplan 2019
Abstimmung über den Beschluss:
Die Gemeinschaftsversammlung beschließt aufgrund des § 55 der Thü-
ringer Kommunalordnung - ThürKO- in der Fassung der Neubekanntma-
chung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 10.04.2018 (GVBl. S. 74), die Haushaltssatzung mit Haus-
haltsplan für das Haushaltsjahr 2019
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ......................................................................................... 16
Nein-Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 0

TOP 5:

Beschluss-Nr.: 04/2019
Jahreshaushaltsrechnung 2018 - über- und außerplanmäßige 
Ausgaben
Abstimmung über den Beschluss:
Soweit noch keine Einzelgenehmigung vorliegt, werden die über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben entsprechend der Anlage von der Ge-
meinschaftsversammlung zur Kenntnis genommen. Mit der Abdeckung 
der Mehrausgaben durch Mehreinnahmen bzw. Einsparungen besteht 
Einverständnis.

Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ......................................................................................... 16
Nein-Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 0

TOP 6:

Beschluss-Nr.: 05/2019
Jahreshaushaltsrechnung 2018 - Bildung Haushaltsreste
Abstimmung über den Beschluss:
Im Rahmen der Jahresrechnung 2018 wurden die in der Anlage aufge-
führten Haushaltreste gebildet.
Die Gemeinschaftsversammlung nimmt die Bildung der Haushaltsreste, 
in dem in der Jahresrechnung 2018 enthaltenen Umfang zur Kenntnis.
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ......................................................................................... 16
Nein-Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 0

TOP 7:

Beschluss-Nr.: 06/2019
Jahreshaushaltsrechnung 2018 - Feststellung des  
Jahresrechnungsergebnisses und Rechenschaftsbericht
Abstimmung über den Beschluss:
Die Gemeinschaftsversammlung nimmt die Jahreshaushaltsrechnung 
2018 und den dazugehörigen Rechenschaftsbericht nach § 81 Abs. 4 
ThürGemHV zur Kenntnis.
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ......................................................................................... 16
Nein-Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 0

Teistungen, den 11.07.2019
Raabe
Gemeinschaftsvorsitzender

Brehme

Ausschreibungsbedingungen

zur Anpachtung und Bewirtschaftung von  
landwirtschaftlichen Liegenschaften in der Gemeinde Brehme

1. Auftrag
Die Gemeinde Brehme schreibt nachfolgende landwirtschaftlichen Flä-
chen zur Anpachtung für die Zeit vom 01.10.2019 bis 30.09.2024 öffent-
lich aus.

2. Besonderheiten des Ausschreibungsobjektes
Begründete Ansprüche Dritter nach dem Vermögensgesetz (VermG) 
oder dem Vermögenszuordnungsgesetz (VZOG) sind für die Grundstü-
cke nicht bekannt, können jedoch nicht ausgeschlossen werden.

3. Berechtigungen
Die Besichtigung der landwirtschaftlichen Flächen kann von öffentlichen 
Straßen und Wegen aus erfolgen. Wir weisen darauf hin, dass das un-
genehmigte Betreten der Ausschreibungsflächen nicht gestattet ist. Auf 
Anfrage ist eine Besichtigung der Ausschreibungsflächen möglich. Bit-
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4.2 Inhalt des Gebotes
Gebote werden nur berücksichtigt, wenn das Preisangebot eine feste 
Summe in Euro beinhaltet. Unrichtige oder unvollständige Angaben kön-
nen zu einer Rückabwicklung des mit einem Interessenten abgeschlos-
senen Vertrages führen. Gebote, die die vorstehenden Voraussetzungen 
nicht erfüllen, werden vom weiteren Ausschreibungsverfahren ausge-
schlossen. Einen Nachweis zur Finanzierung des Pachtpreises ist dem 
Gebot beizufügen.

4.3 Verfahrensweise nach Gebotsabgabe
Der Gemeinde steht es frei, bis zur endgültigen Entscheidung über den 
Zuschlag zur Aufklärung des Gebotes weitere Informationen von den 
Bietern abzufordern. Interessenten, deren Gebote nicht berücksichtigt 
werden, erhalten nach Gebotseröffnung eine Nachricht. Ein Anspruch 
auf die Durchführung eines Bieterverfahrens besteht nicht. Aufwendun-
gen der Interessenten werden nicht erstattet. Dies gilt insbesondere für 
Kosten, die dem Interessenten durch die Hinzuziehung von beratenden 
Sachverständigen entstehen.

Ebert
Bauamt - SG Liegenschaften
VG Lindenberg/Eichsfeld

te setzen Sie sich zur Absprache mit der Liegenschaftsverwaltung der 
Verwaltungsgemeinschaft Lindenberg/Eichsfeld, Frau Ebert unter Tel. 
036071/84629 oder Herrn Stürtzel unter 036071/84650 in Verbindung.

4. Einzelheiten des Ausschreibungsverfahrens
4.1 Abgabe des Angebotes
Das Gebot bedarf der Schriftform.
Das Gebot muss spätestens bis einschließlich 30.08.2019, 11:00 Uhr 
beim Liegenschaftsamt der Verwaltungsgemeinschaft Lindenberg/
Eichsfeld, Hauptstr. 17, 37339 Teistungen eingegangen sein.
Angebote abgeben kann nur, wer auch einen landwirtschaftlichen Be-
trieb im Haupt- oder Nebenerwerb führt und zusichert, dass eine Land-
wirtschaft betrieben wird.
Das Angebot muss in einem verschlossenen Umschlag, versehen 
mit der o.g. Adresse und der Kennzeichnung „-763-2019-2024 Lw- 
Gebot zur Anpachtung landwirtschaftlicher Flächen in Brehme“ 
abgegeben werden. Später eingegangene oder bei einer anderen 
Stelle eingegangene Gebote können nicht berücksichtigt werden. 
Die Angebotsabgabe per Fax oder E-Mail ist nicht zulässig.
Nach Ablauf des Schlusstermins werden die fristgerecht eingegangenen 
Gebote geöffnet und den Interessenten der Eingang ihres Angebotes auf 
dem Postweg bestätigt.
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73 Ecklingerode A 2 29 25 30
74 Jützenbach A/GL 2 1944 34 20
75 Wehnde A 5 34/23 5 14 20
76 Brehme A 2 214 15 60
77 Brehme A 2 313 02 80
Gesamtfläche in Hektar: 24 49 88
Pachtpreis in EURO:

Vertragsbedingungen!
Mit Abgabe eines Gebotes verpflichtet sich der Bieter, die Vertrags-
flächen ohne den Einsatz von Glyphosat zu bewirtschaften. Die 
Kontrolle/Prüfung zur Einhaltung der Vertragsbedingung erfolgt 
über die Entnahme von Bodenproben.
Bei allen aufgeführten Flurstücken handelt es sich in der Nutzungs-
art nicht nur um „Ackerland“, sondern auch um „Grünlandflächen“. 
Gleichzeitig beinhaltet die Zusammenfassung des Gebotes auch 
Wegeparzellen. Sollte die Gemeinde Brehme diese Wegeparzellen 
zum Ausbau oder zur Wiederherstellung benötigen, so wird der 
Pächter diese Grundstücke zum frühestmöglichen Termin aus der 
Bewirtschaftung nehmen.

Ecklingerode

Hauptsatzung
Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 und 20 Abs. 1 der Thüringer Gemeinde- und 
Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) vom 16. Au-
gust 1993 (GVBl. S. 501) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 
28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. 
April 2018 (GVBl. S. 74 ff) hat der Gemeinderat der Gemeinde Ecklin-
gerode in der Sitzung am 19. Juni 2019 die folgende Hauptsatzung be-
schlossen:

§ 1
Name

(1) Die Gemeinde führt den Namen „Ecklingerode“.

§ 2
Gemeindewappen, Gemeindeflagge, Gemeindesiegel

(1) Das Gemeindewappen ist gespalten von silber und grün und zeigt 
vorn eine Tabakpflanze mit roter Blüte, hinten einen stilisierten silbernen 
Bildstock.
(2) Die Flagge der Gemeinde zeigt das Gemeindewappen auf weißem 
Tuch mit grünen Flanken.
(3) Das Dienstsiegel trägt die Umschrift im unteren Halbkreis „Gemein-
de Ecklingerode“ und im oberen Halbkreis „Thüringen“ und zeigt im Ab-
druck, dass unter Absatz 1 beschriebene Wappen der Gemeinde.
(4) Eine Verwendung des Namens, des Wappens und der Flagge der 
Gemeinde ist nur mit Genehmigung zulässig.

§ 3
Bürgerbegehren, Bürgerentscheid

(1) Die Bürger können über Angelegenheiten des eigenen Wirkungskrei-
ses der Gemeinde die Durchführung eines Bürgerentscheids beantragen 
(Bürgerbegehren). Nach Zustandekommen des Bürgerbegehrens wird 
die Angelegenheit den Bürgern zur Entscheidung vorgelegt, sofern der 
Gemeinderat, sich das Anliegen nicht zu Eigen macht.
(2) Unter bestimmten Voraussetzungen kann der Gemeinderat den Bür-
gern eine Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises der Gemeinde 
zur Entscheidung vorlegen (Ratsreferendum).
(3) Absatz 1 und 2 gelten für Bürgerentscheide in Ortsteilen einer Ge-
meinde und in Ortschaften einer Landgemeinde entsprechend.
(4) Der erfolgreiche Bürgerentscheid hat die Wirkung eines Gemeinde-
ratsbeschlusses der Gemeinde. In dem Ortsteil einer Gemeinde oder der 
Ortschaft einer Landgemeinde hat der erfolgreiche Bürgerentscheid die 
Wirkung eines Beschlusses des Ortsteilrates oder des Ortschaftsrates.
(5) Das Nähere zur Durchführung von Bürgerbegehren, Bürgerent-
scheid, Ratsbegehren und Ratsreferendum regelt das Thüringer Gesetz 
über das Verfahren bei Einwohnerantrag, Bürgerbegehren und Bürge-
rentscheid (ThürEBBG) in der jeweils geltenden Fassung.

§ 4
Einwohnerversammlung

(1) Der Bürgermeister beruft mindestens einmal jährlich eine Einwoh-
nerversammlung ein, um die Einwohner über wichtige Gemeindeangele-
genheiten, insbesondere über Planungen und Vorhaben der Gemeinde, 
die ihre strukturelle Entwicklung unmittelbar und nachhaltig beeinflussen 
oder über Angelegenheiten die mit erheblichen Auswirkungen für eine 
Vielzahl von Einwohnern verbunden sind, zu unterrichten und diese mit 
ihnen zu erörtern. Der Bürgermeister lädt spätestens eine Woche vor der 
Einwohnerversammlung unter Angabe von Ort, Zeit und Tagesordnung 
in ortsüblicher Weise öffentlich zur Einwohnerversammlung ein.
(2) Dem Bürgermeister obliegt die Leitung der Einwohnerversammlung. 
Er hat im Rahmen der Erörterung den Einwohnern in ausreichendem 
Umfang Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Soweit dies erforderlich 

Anlage 1: Zusammenfassung des Gebotes

Lfd.
Nr.

Gemarkung Wirt-
schafts-
art

Grundbuch-
mäßige
Bezeichnung

Größe

Flur Flurstück ha a m2

1 Brehme GL 1 24 09 90
3 Brehme A 1 151 07 90
4 Brehme A 1 154 08 40
5 Brehme A 1 155 08 00
6 Brehme GL 1 410/1 12 37
7 Brehme A 1 476 12 00
8 Brehme A 1 495 31 70
9 Brehme A 1 559 25 00
10 Brehme A 1 681 15 00
11 Brehme A 1 893/675 18 10
12 Brehme A 1 928/449 11 75
13 Brehme GL 1 964/1 13 72
14 Brehme A 1 999/147 12 00
15 Brehme A 1 1003/150 08 00
16 Brehme GL 1 1019/279 07 03
17 Brehme A 1 1022/371 22 60
18 Brehme GL 1 1026/343 13 22
19 Brehme A 2 1/1 29 51
20 Brehme A 2 1/2 02 97 00
21 Brehme GL 2 8 13 00
22 Brehme A 2 318 02 80
23 Brehme A 2 494 15 30
24 Brehme A 2 495 02 80
25 Brehme A 2 519 03 80
26 Brehme A 2 588 17 10
27 Brehme A 2 593 18 40
28 Brehme A 2 597 23 70
29 Brehme A 2 598 15 80
30 Brehme A 2 599 17 40
31 Brehme A 2 601 14 60
32 Brehme A 2 602 13 80
33 Brehme A 2 618 09 40
34 Brehme A 2 619 08 70
35 Brehme A 2 630 30 40
36 Brehme A 2 645 08 90
37 Brehme A 2 706 82 50
38 Brehme A 2 709 15 80
39 Brehme A 2 722 29 40
40 Brehme A 2 735 52 10
41 Brehme A 2 769 37 00
42 Brehme GL 2 772 46 00
43 Brehme A 2 778/1 09 65
44 Brehme A 2 778/2 00 21
45 Brehme GL 2 778/3 02 81
46 Brehme A 2 778/4 25 00
47 Brehme A 2 779/1 02 30
48 Brehme A 2 779/2 17 92
49 Brehme A 2 779/3 00 37
50 Brehme A 2 779/4 04 33
51 Brehme GL 2 780/2 02 26
52 Brehme GL 2 780/3 00 16
53 Brehme A 2 780/5 02 50
54 Brehme A 2 800/336 01 50
55 Brehme A 2 801/336 02 60
56 Brehme A 2 809/385 01 30
57 Brehme A 2 810/385 02 30
58 Brehme A 2 884/486 21 55
59 Brehme A 2 887/705 14 95
60 Brehme A 2 1071/760 06 00
61 Brehme GL 2 1102/2 14 05
62 Brehme A 3 9 14 30
63 Brehme GL 3 67/1 05 10 67
64 Brehme GL 3 100 07 70
65 Brehme A 3 160 05 60
66 Brehme A 3 161 06 40
67 Brehme A 3 172/1 00 15
68 Brehme A 3 186 02 00
69 Brehme GL 3 188 75 00
70 Brehme A 3 190 28 00
71 Brehme A 3 226 20 00
72 Brehme GL 3 296 14 30
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§ 9

Ehrenbezeichnungen
(1) Personen, die sich in besonderem Maße um die Gemeinde und das 
Wohl ihrer Einwohner verdient gemacht haben, können zu Ehrenbürgern 
ernannt werden.
(2) Personen, die als Mitglieder des Gemeinderates, Ehrenbeamtinnen 
oder Ehrenbeamte, hauptamtliche Wahlbeamtinnen oder Wahlbeamte 
insgesamt mindestens 20 Jahre ihr Mandat oder Amt ausgeübt haben, 
können folgende Ehrenbezeichnungen erhalten:
Bürgermeisterin oder Bürgermeister = Ehrenbürgermeisterin oder Eh-
renbürgermeister,
Beigeordnete oder Beigeordneter = Ehrenbeigeordnete oder Ehrenbei-
geordneter,
Gemeinderatsmitglied = Ehrengemeinderatsmitglied,
sonstige Ehrenbeamtinnen oder Ehrenbeamte = eine die ausgeübte eh-
renamtliche Tätigkeit kennzeichnende Amtsbezeichnung mit dem Zusatz 
„Ehren-“.
Die Ehrenbezeichnung soll sich nach der zuletzt und/ oder überwiegend 
ausgeübten Funktion richten.
(3) Personen, die durch besondere Leistungen oder in sonstiger vor-
teilhafter Weise zur Mehrung des Ansehens der Gemeinde beigetragen 
haben, können besonders geehrt werden. Der Gemeinderat kann dazu 
spezielle Richtlinien beschließen.
(4) Die Verleihung des Ehrenbürgerrechtes und der Ehrenbezeichnung 
soll in feierlicher Form in einer Sitzung des Gemeinderates unter Aus-
händigung einer Urkunde vorgenommen werden.
(5) Die Gemeinde kann das Ehrenbürgerrecht und die Ehrenbezeich-
nung wegen unwürdigen Verhaltens widerrufen.

§ 10
Entschädigungen

(1) Die Gemeinderatsmitglieder erhalten für ihre ehrenamtliche Mitwir-
kung bei den Beratungen und Entscheidungen des Gemeinderats und 
seiner Ausschüsse als Entschädigung nach Maßgabe der Thüringer Ent-
schädigungsverordnung

- ein Sitzungsgeld von 25,00 Euro für die notwendige, nachgewiesene 
Teilnahme an Sitzungen des Gemeinderats oder eines Ausschus-
ses, in dem sie Mitglied sind.

Dabei dürfen nicht mehr als zwei Sitzungsgelder pro Tag gezahlt werden.
(2) Gemeinderatsmitglieder, die Arbeiter oder Angestellte sind, haben 
außerdem Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen Verdienstausfalls 
und der notwendigen Auslagen. Selbstständig Tätige erhalten eine Pau-
schalentschädigung von 20,00 Euro je volle Stunde für den Verdienst-
ausfall, der durch Zeitversäumnis in ihrer beruflichen Tätigkeit entstanden 
ist. Sonstige Mitglieder des Gemeinderats, die nicht erwerbstätig sind, 
jedoch einen Mehrpersonenhaushalt von mindestens drei Personen füh-
ren, erhalten eine Pauschalentschädigung von 10,00 Euro je volle Stun-
de. Die Ersatzleistungen nach diesem Absatz werden nur auf Antrag so-
wie für höchstens 8 Stunden pro Tag und auch nur bis 19.00 Uhr gewährt.
(3) Für eine notwendige auswärtige Tätigkeit werden Reisekosten nach 
dem Thüringer Reisekostengesetz gezahlt.
(4) Für ehrenamtlich Tätige, die nicht Mitglied des Gemeinderats sind, 
gelten die Regelungen hinsichtlich des Sitzungsgeldes, des Verdienst-
ausfalls bzw. der Pauschalentschädigung und der Reisekosten (Abs. 1, 2 
und 3) entsprechend.
Die Mitglieder des Wahlausschusses erhalten für die Teilnahme an den 
Sitzungen und die Mitglieder des Wahlvorstandes bei der Durchführung 
der Wahlen am Wahltag sowie erforderlichenfalls für den folgenden Tag 
eine pauschale Entschädigung, jedoch entsprechend den Gesetzen zur 
Europawahl, Bundestagswahl, Landtagswahl und Kommunalwahl in der 
jeweils gültigen Fassung.
Die pauschale Entschädigung beträgt:
für Wahlvorsteher / Wahlleiter  25,00 Euro
für stellv. Wahlvorsteher, Schriftführer und Beisitzer  20,00 Euro
(5) Die ehrenamtlichen Kommunalwahlbeamten erhalten nach Maßgabe 
der Verordnung über die Aufwandsentschädigung der ehrenamtlichen 
kommunalen Wahlbeamten auf Zeit die folgenden Aufwandsentschädi-
gungen:
der ehrenamtliche Bürgermeister  800,00 Euro / Monat,
der ehrenamtliche Erste Beigeordnete  200,00 Euro / Monat.

§ 11
Öffentliche Bekanntmachungen

(1) Satzungen der Gemeinde werden öffentlich bekannt gemacht durch 
Veröffentlichung im „Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft Lindenberg/
Eichsfeld“.
(2) Die Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen 
des Gemeinderats und seiner Ausschüsse ist mit dem Ablauf des ersten 
Tages des Aushangs an den Verkündungstafeln an diesem Tag vollendet. 
Die entsprechenden Bekanntmachungen dürfen jedoch erst am Tag nach 
der jeweiligen Sitzung abgenommen werden.
(3) Für sonstige gesetzlich erforderliche (öffentliche, amtliche oder orts-
übliche) Bekanntmachungen gilt Abs. 1 entsprechend, sofern nicht Bun-
des- oder Landesrecht etwas anderes bestimmt. Im Übrigen findet die 
Thüringer Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von Satzun-
gen der Gemeinden, Verwaltungsgemeinschaften und Landkreise (Be-
kanntmachungsverordnung) in ihrer jeweiligen Fassung Anwendung.
(4) Ist eine öffentliche Bekanntmachung in der durch Abs. 1 festgelegten 
Form infolge höherer Gewalt oder sonstiger unabwendbarer Ereignisse 

ist, kann der Bürgermeister zum Zweck der umfassenden Unterrichtung 
Bedienstete der Verwaltungsgemeinschaft sowie Sachverständige hinzu-
ziehen.
(3) Die Einwohner können Anfragen in wichtigen Gemeindeangelegen-
heiten, die nicht von der Tagesordnung der Einwohnerversammlung 
erfasst sind, bis spätestens zwei Tage vor der Einwohnerversammlung 
bei der Gemeinde einreichen. Die Anfragen sollen vom Bürgermeister in 
der Einwohnerversammlung beantwortet werden. Ausnahmsweise kann 
der Bürgermeister Anfragen auch innerhalb einer Frist von drei Wochen 
schriftlich beantworten.

§ 5
Vorsitz im Gemeinderat

Den Vorsitz im Gemeinderat führt der Bürgermeister, im Fall seiner Ver-
hinderung sein Stellvertreter.

§ 6
Bürgermeister

(1) Der Bürgermeister ist ehrenamtlich tätig.
(1) Der Gemeinderat überträgt dem Bürgermeister neben den in § 29 
ThürKO aufgeführten Aufgaben die folgenden weiteren Angelegenheiten 
zur selbstständigen Erledigung:

a) Vollzug der Ortssatzungen,
b) Die Vergabe von Aufträgen für ständig wiederkehrende Lieferungen 

und Leistungen für den laufenden Betrieb (z.B. Ausgaben für die 
Bewirtschaftung der Grundstücke und für den Unterhalt von Fahr-
zeugen, Geschäftsausgaben für die Verwaltung, Verbrauchsmaterial 
für Anstalten und Einrichtungen, Geräte und Ausstattungsgegen-
stände) im Verwaltungshaushalt bis zur Höhe der haushaltsmäßigen 
Ermächtigung,

c) Der Abschluss von bürgerlich-rechtlichen und öffentlich-rechtlichen 
Verträgen (z. B. Kauf-, Miet-, Pacht-, Werklieferungs-, Dienstleis-
tungsverträge; Straßenbaukosten-, Anschlussbeitrags- und Benut-
zungsverträge) und die Vornahme sonstiger bürgerlich-rechtlicher 
und öffentlich-rechtlicher Rechtshandlungen (grundbuchrechtliche 
Erklärungen, Kündigungen, Wohnungen, Rücktritte) bis zu einer 
Wertgrenze des Rechtsverhältnisses von 3.500,00 Euro, einmaliger 
oder jährlicher laufender Belastungen

d) Abschluss von Vergleichen, die Einlegung von Rechtsbehelfen oder 
Rechtsmitteln, die Einleitung von Aktivprozessen, wenn der Streit-
wert 5.000,00 Euro oder bei Vergleichen das Zugeständnis der 
Gemeinde 2.500,00 Euro nicht übersteigt, sowie die Führung aller 
gegen die Gemeinde oder die von ihr verwalteten Stiftungen gerich-
teten Passivprozesse,

e) die Niederschlagung bis zu einem Betrag von 1.000,00 Euro, der Er-
lass bis zu einem Betrag von 500,00 Euro oder die Stundung unein-
bringlicher Steuern bis zu einem Betrag von 500,00 Euro, Abgaben 
und sonstiger öffentlich-rechtlicher oder zivilrechtlicher Forderungen 
bis zu einem Betrag von 500,00 Euro sowie die Stundung von Zah-
lungsansprüchen bis zu einem Betrag von 2.000,00 Euro auf die 
Dauer von 7 - 12 Monaten, bis zu 1.000,00 Euro auf die Dauer von 
bis zu 6 Monaten.

f) Aufnahme von Kassenkrediten im Rahmen des durch die Haushalts-
satzung festgelegten Höchstbetrages,

g) Genehmigung überplanmäßiger Ausgaben bis zu Höhe von 3.500,00 
Euro und außerplanmäßiger Ausgaben in Höhe von 2.000,00 Euro 
jeweils im Einzelfall.
Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben sind nur zulässig, 
wenn sie unabweisbar sind und die Deckung gewährleistet ist. Der 
Bürgermeister ist berechtigt, bis zu vorstehenden Grenzen Mittel, die 
durch anderweitige Einsparungen zur Verfügung stehen, Mehrein-
nahmen und Mittel der Deckungsreserve in Anspruch zu nehmen.

h) Gewährung von freiwilligen Zuweisungen und Zuschüssen im Rah-
men des Haushaltsplans, soweit sie im Einzelfall 1.000,00 Euro nicht 
übersteigen.

§ 7
Beigeordnete

(1) Der Gemeinderat wählt hat eine/n ehrenamtliche(n) Beigeordnete(n).
(2) Der Bürgermeister wird im Fall seiner Verhinderung durch den Beige-
ordneten vertreten.

§ 8
Ausschüsse

(1) Der Gemeinderat bildet keine Ausschüsse. Durch Beschluss des Ge-
meinderates können zeitweilige Ausschüsse gebildet werden. Nähere 
Regelungen trifft die Geschäftsordnung.
(2) Bei der Zusammensetzung der Ausschüsse hat der Gemeinderat dem 
Stärkeverhältnis der in ihm vertretenen Parteien und Wählergruppen Re-
chung zu tragen, soweit Fraktionen bestehen, sind diese der Berechung 
zugrunde zu legen. Übersteigt die Zahl der Ausschusssitze die Zahl der 
Gemeinderatsmitglieder, so kann jedes Gemeinderatsmitglied, dass im 
Übrigen keinen Ausschusssitz besetzt, verlangen, in einem Ausschuss 
mit Rede- und Antragsrecht mitzuwirken. Der Gemeinderat entscheidet 
mit einfacher Stimmenmehrheit durch Beschluss, welchem Ausschuss 
dieses Gemeinderatsmitglied zugewiesen wird.
(3) Die Besetzung von Ausschüssen und sonstigen Gremien erfolgt nach 
dem mathematischen Verhältnisverfahren Hare/Niemeyer.
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§ 3 Öffentlichkeit der Sitzungen

(1) Die Sitzungen des Gemeinderats sind öffentlich, soweit nicht Rück-
sichten auf das Wohl der Allgemeinheit oder das berechtigte Interesse 
einzelner entgegenstehen. Über den Ausschluss der Öffentlichkeit wird 
in nichtöffentlicher Sitzung beraten und entschieden.
(2) In nichtöffentlicher Sitzung werden in der Regel behandelt:

- Personalangelegenheiten mit Ausnahme von Wahlen;
- Grundstücksgeschäfte, die der Vertraulichkeit bedürfen, z. B. wegen 

der Erörterung der wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse ei-
nes Beteiligten;

- Auftragsvergaben, sofern schutzwürdige Belange der Bieter oder 
sonstiger Privatpersonen berührt werden, z. B. wenn die Leistungs-
fähigkeit und Zuverlässigkeit eines Anbieters erörtert werden;

- Verträge sowie Verhandlungen mit Dritten und sonstige Angele-
genheiten, wenn jeweils eine vertrauliche Behandlung geboten er-
scheint;

- vertrauliche Abgabenangelegenheiten, die dem Steuergeheimnis (§ 
30 AO) unterliegen oder

- vertrauliche Sozialangelegenheiten, die dem Sozialgeheimnis (§ 35 
SGB I) unterliegen.

(3) Film-, Bild- und Tonaufzeichnungen bedürfen der Zustimmung des 
Gemeinderats. Einzelne Gemeinderatsmitglieder können verlangen, 
dass ihr Redebeitrag nicht aufgezeichnet wird. Für Tonaufzeichnungen 
als Hilfsmittel zum Anfertigen der Niederschrift wird auf § 14 Abs. 3 die-
ser Geschäftsordnung verwiesen.

§ 4 Tagesordnung
(1) Der Bürgermeister setzt im Benehmen mit dem / den Beigeordneten 
und dem Hauptausschuss die Tagesordnung fest und bereitet die Bera-
tungsgegenstände vor.
(2) In die Tagesordnung sind Anträge und Anfragen aufzunehmen, die 
dem Bürgermeister schriftlich bis spätestens 14 Tage vor der Sitzung von 
mindestens einem Viertel der Gemeinderatsmitglieder oder einer Frak-
tion vorgelegt werden. In die Tagesordnung aufzunehmende Anträge 
müssen schriftlich begründet werden und einen konkreten Beschlussvor-
schlag enthalten. Das Recht einer Fraktion oder von mindestens einem 
Viertel der Gemeinderatsmitglieder zur Aufnahme einer Angelegenheit 
in die Tagesordnung besteht nicht, wenn der Gemeinderat den gleichen 
Gegenstand innerhalb der letzten drei Monate bereits beraten hat, es 
sei denn, dass sich die Sach- oder Rechtslage wesentlich geändert hat.
(3) Die in Abs. 2 S. 1, 2 vorgesehene Schriftform kann durch die elekt-
ronische Form nach Maßgabe des § 35 Abs. 7 ThürKO ersetzt werden.
(4) Die vom Bürgermeister festgesetzte Tagesordnung kann um weitere 
Gegenstände nur erweitert werden, wenn

1. diese in einer nichtöffentlichen Sitzung zu behandeln sind, alle Mit-
glieder und sonstige nach den Bestimmungen der Thüringer Kom-
munalordnung zu ladenden Personen anwesend und mit der Be-
handlung einverstanden sind oder

2. bei Dringlichkeit der Angelegenheit der Gemeinderat mit einer Mehr-
heit von zwei Dritteln seiner anwesenden Mitglieder die Behandlung 
eines Gegenstandes beschließt. Dringlich ist eine Angelegenheit, 
wenn deren Entscheidung nicht ohne Nachteil für die Gemeinde auf-
geschoben werden kann.

(5) Der Gemeinderat kann durch Beschluss die Reihenfolge der Tages-
ordnungspunkte ändern, verwandte Punkte verbinden und Beratungs-
punkte von der Tagesordnung absetzen. Für die Behandlung dieser 
Anträge zur Geschäftsordnung gilt § 11 dieser Geschäftsordnung. Die 
einzelnen Punkte der Tagesordnung werden der Reihe nach aufgerufen 
und behandelt.

§ 5 Beschlussfähigkeit
(1) Beschlüsse des Gemeinderats werden in Sitzungen gefasst. Zu Be-
ginn der Sitzung stellt der Vorsitzende die Beschlussfähigkeit fest, indem 
er prüft, ob sämtliche Mitglieder und nach der Thüringer Kommunal-
ordnung zu ladende Personen ordnungsgemäß geladen sind und die 
Mehrheit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist. Wenn der 
Gemeinderat nicht ordnungsgemäß einberufen wurde, darf die Sitzung 
nicht stattfinden.
(2) Der Vorsitzende hat sich vor jeder Abstimmung davon zu überzeugen, 
dass der Gemeinderat beschlussfähig ist. Stellt er die Beschlussunfä-
higkeit fest, kann er die Sitzung unterbrechen oder schließen. Besteht 
die Beschlussunfähigkeit nur für den behandelten Gegenstand, geht der 
Vorsitzende zum nächsten Tagesordnungspunkt über.
(3) Wird der Gemeinderat nach Beschlussunfähigkeit wegen mangeln-
der Anwesenheit in der ersten Sitzung zum zweiten Mal zur Verhandlung 
über denselben Gegenstand zusammengerufen, so ist er ohne Rücksicht 
auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. Bei der zweiten Einladung 
muss auf diese Bestimmung hingewiesen werden.
(4) Ist die Hälfte oder mehr als die Hälfte der Mitglieder des Gemeinde-
rats von der Beratung und Abstimmung wegen persönlicher Beteiligung 
(§ 38 ThürKO) ausgeschlossen, so ist der Gemeinderat beschlussfähig, 
wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder anwesend und stimmberech-
tigt ist. Andernfalls entscheidet der Bürgermeister nach Anhörung der 
nicht ausgeschlossenen anwesenden Gemeinderatsmitglieder anstelle 
des Gemeinderats.

nicht möglich, so erfolgt die Bekanntmachung ersatzweise durch Aus-
hang an folgenden Anschlagtafeln innerhalb des Gemeindegebietes:

1. Gemeindeverwaltung
Ist der Hinderungsgrund entfallen, wird die öffentliche Bekanntmachung 
nach Abs. 1 unverzüglich nachgeholt.

§ 12
Haushaltswirtschaft

Die Haushaltswirtschaft der Gemeinde wird nach den Grundsätzen der 
Verwaltungsbuchführung geführt.

§ 13
Sprachform, In-Kraft-Treten

(1) Die in dieser Hauptsatzung verwandten personenbezogenen Be-
zeichnungen gelten für alle Geschlechtsformen.
(2) Die Hauptsatzung tritt rückwirkend am 01.06.2019 in Kraft. Gleichzei-
tig tritt die Hauptsatzung vom 04.12.2009 und die 1. Änderungssatzung 
vom 30.01.2019 außer Kraft.

Ecklingerode, den 16.07.2019
gez. Sieber
Bürgermeister

Geschäftsordnung

für den Gemeinderat und die Ausschüsse  
der Gemeinde Ecklingerode

Aufgrund des § 34 Abs. 1 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisord-
nung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) vom 16. August 1993 
(GVBl. S. 501) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 28. Januar 
2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. April 2018 
(GVBl. S. 74) hat der Gemeinderat der Gemeinde Ecklingerode in der 
Sitzung am 19.06.2019 folgende Geschäftsordnung beschlossen:

§ 1 Einberufung des Gemeinderats
(1) Der Gemeinderat ist einzuberufen, wenn es die Geschäftslage erfor-
dert. Im Übrigen soll mindestens vierteljährlich eine Sitzung stattfinden.
(2) Der Gemeinderat ist unverzüglich einzuberufen, wenn mindestens ein 
Viertel der Gemeinderatsmitglieder es schriftlich unter Angabe des Beratungs-
gegenstandes verlangt. Dies gilt nicht, wenn der Gemeinderat den gleichen 
Beratungsgegenstand innerhalb der letzten drei Monate bereits beraten hat, 
es sei denn, dass sich die Sach- oder Rechtslage wesentlich geändert hat.
(3) Der Bürgermeister lädt die Gemeinderatsmitglieder und die sonstigen 
nach den Bestimmungen der Thüringer Kommunalordnung zu ladenden 
Personen schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung ein. Zwischen 
dem Tag des Zugangs der Einladung und dem Tag der Sitzung müssen 
mindestens vier volle Kalendertage liegen. Der Einladung an die zu la-
denden Personen sollen die für die Beratung erforderlichen Unterlagen 
beigefügt werden, soweit nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte In-
teressen Einzelner entgegenstehen.
(4) Die in Abs. 2 S. 1, Abs. 3 S. 1 vorgesehene Schriftform kann durch die 
elektronische Form nach Maßgabe des § 35 Abs. 7 ThürKO ersetzt werden.
(5) Sofern eine Entscheidung nicht ohne Nachteil für die Gemeinde auf-
geschoben werden kann (Dringlichkeit), kann die Einladungsfrist abge-
kürzt werden, jedoch muss die Einladung spätestens am zweiten Tag 
vor der Sitzung zugehen und einen Hinweis auf die Verkürzung der Frist 
enthalten. Die Dringlichkeit ist vom Gemeinderat vor Eintritt in die Tages-
ordnung festzustellen.
(6) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen sind spätestens am vierten 
Tag, bei Dringlichkeit am zweiten Tag vor der Sitzung, ortsüblich öffent-
lich bekannt zu machen. Für die Tagesordnung nichtöffentlicher Sitzun-
gen gilt dies nur insoweit, als dadurch der Zweck der Nichtöffentlichkeit 
nicht gefährdet wird.
(7) Eine Verletzung von Form oder Frist der Einladung eines Gemeinde-
ratsmitglieds oder einer sonstigen nach den Bestimmungen der Thürin-
ger Kommunalordnung zu ladenden Person gilt als geheilt, wenn das Ge-
meinderatsmitglied oder die zu ladende Person zu der Sitzung erscheint 
und den Mangel nicht geltend macht.

§ 2 Teilnahme an Sitzungen
(1) Die Gemeinderatsmitglieder sind zur Teilnahme an den Sitzungen des 
Gemeinderats und zur Übernahme der ihnen zugewiesenen Geschäfte 
verpflichtet. Gegen Gemeinderatsmitglieder, die sich dieser Verpflichtung 
ohne genügende Entschuldigung entziehen, kann der Gemeinderat ein 
Ordnungsgeld bis zu fünfhundert Euro im Einzelfall verhängen.
(2) Ein Gemeinderatsmitglied, das an einer Sitzung nicht oder nicht 
rechtzeitig teilnehmen kann oder die Sitzung vorzeitig verlassen will, 
muss dies dem Vorsitzenden unter Angabe des Entschuldigungsgrundes 
möglichst frühzeitig mitteilen. Die Mitteilung gilt in der Regel als Entschul-
digung und kann ausnahmsweise auch nachgereicht werden.
(3) Für jede Sitzung wird eine Anwesenheitsliste ausgelegt, in die sich 
jedes anwesende Gemeinderatsmitglied eigenhändig eintragen muss.
(4) Die Gemeinderatsmitglieder sind verpflichtet, über die ihnen bei Aus-
übung ihres Amtes bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwie-
genheit zu bewahren, soweit nicht diese Tatsachen offenkundig sind oder 
ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Werden diese 
Verpflichtungen schuldhaft verletzt, kann der Gemeinderat im Einzelfall 
ein Ordnungsgeld bis zu zweitausendfünfhundert Euro verhängen.
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(4) Erst in der Sitzung gestellte Anfragen können nur dann zugelassen 
werden, wenn der Gemeinderat die Dringlichkeit mit zwei Dritteln seiner 
anwesenden Mitglieder beschließt. Sie sollen in der Sitzung beantwor-
tet werden, wenn der Bürgermeister sich hierzu in der Lage sieht. An-
dernfalls werden sie in der nächsten Gemeinderatssitzung beantwortet, 
sofern der Anfragende nicht mit einer früheren schriftlichen Antwort ein-
verstanden ist.

§ 10 Sitzungsleitung, Hausrecht, Redeordnung
(1) Als Gemeinderatsvorsitzender leitet der Bürgermeister die Sitzung, 
übt das Hausrecht aus und sorgt für die Aufrechterhaltung der Ordnung. 
Ist der Bürgermeister verhindert, führt den Vorsitz im Gemeinderat sein 
Stellvertreter.
(2) Jedes Gemeinderatsmitglied darf zur Sache erst sprechen, wenn es 
sich zuvor zu Wort gemeldet und der Vorsitzende ihm dieses erteilt hat. 
Der Redner darf nur zu den zur Beratung anstehenden Angelegenheiten 
Stellung nehmen. Das Wort wird in der Reihenfolge der Wortmeldungen 
erteilt. Melden sich mehrere Gemeinderatsmitglieder gleichzeitig, so ent-
scheidet der Vorsitzende über die Reihenfolge. Dem Antragsteller ist auf 
Wunsch zum Schluss der Beratung nochmals das Wort zu erteilen.
(3) Zu einem Punkt der Tagesordnung soll der erste Redner einer Frak-
tion insgesamt nicht länger als 15 Minuten, jeder weitere Redner aus 
der gleichen Fraktion insgesamt nicht länger als 10 Minuten sprechen. 
Überschreitet ein Redner die ihm zustehende Redezeit, so kann ihm 
der Vorsitzende nach zweimaliger Ermahnung das Wort entziehen. Die 
Rededauer für Etatreden ist für den ersten Redner jeder Fraktion nicht 
beschränkt.
(4) Jedes Gemeinderatsmitglied ist berechtigt, nach Eröffnung der Aus-
sprache Zwischenfragen an den Redner zu stellen. Die Fragen sind 
möglichst kurz zu formulieren. Mit Zustimmung des Redners kann der 
Vorsitzende Zwischenfragen zulassen oder ablehnen. Dabei sollen im 
gleichen Zusammenhang nicht mehr als zwei Zwischenfragen zugelas-
sen werden.

§ 11 Anträge zur Geschäftsordnung
(1) Zur Geschäftsordnung können folgende Anträge gestellt werden, 
über die in der nachstehenden Reihenfolge abzustimmen ist:

1. Änderung der Tagesordnung,
2. Übergang zum nächsten Punkt der Tagesordnung,
3. Schließung der Sitzung,
4. Unterbrechung der Sitzung,
5. Vertagung,
6. Verweisung an einen Ausschuss,
7. Schluss der Aussprache,
8. Schluss der Rednerliste,
9. Begrenzung der Zahl der Redner,
10. Begrenzung der Dauer der Redezeit,
11. Begrenzung der Aussprache,
12. zur Sache.
Über Anträge zur Geschäftsordnung beschließt der Gemeinderat so-
fort mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden Stimmen (einfache 
Mehrheit). Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt.
(2) Anträge zur Geschäftsordnung können außer der Reihe gestellt wer-
den und gehen allen Anträgen vor. Sie bedürfen keiner Begründung. Bei 
ausdrücklichem Widerspruch ist vor der Abstimmung je ein Redner für 
und gegen den Antrag zu hören.
(3) Auf Anträge zur Geschäftsordnung muss der Vorsitzende das Wort 
unverzüglich außerhalb der Reihenfolge der Wortmeldungen erteilen, 
höchstens jedoch zweimal einem Redner zum selben Gegenstand. Die 
Ausführungen dürfen sich nur auf die geschäftsordnungsmäßige Be-
handlung des zur Verhandlung stehenden Gegenstandes beziehen. Bei 
Verstößen soll dem Redner sofort das Wort entzogen werden. Die Re-
dezeit beträgt höchstens drei Minuten. Wird ein Geschäftsordnungsan-
trag abgelehnt, so darf er zum gleichen Beratungspunkt nicht wiederholt 
werden.
(4) Ein Antrag auf Schluss der Rednerliste bzw. Schluss der Ausspra-
che kann nur von einem Gemeinderatsmitglied gestellt werden, das noch 
nicht zur Sache gesprochen hat. Der Vorsitzende hat vor der Abstim-
mung die Namen der Redner aus der Rednerliste zu verlesen, die noch 
nicht zu Wort gekommen sind, und sich davon zu überzeugen, dass jede 
Fraktion und jedes Gemeinderatsmitglied, das keiner Fraktion angehört, 
Gelegenheit hatte, ihre Argumente zum Beratungsgegenstand vorzutra-
gen; andernfalls ist hierzu die Möglichkeit einzuräumen.

§ 12 Abstimmungen (Beschlüsse und Wahlen)
(1) Über jeden Beratungsgegenstand ist gesondert abzustimmen.
(2) Bei mehreren Anträgen zu dem gleichen Gegenstand wird über den 
weitergehenden Antrag zuerst, über einen Gegenantrag oder einen An-
trag auf Abänderung vor dem ursprünglichen Antrag abgestimmt. Beste-
hen Zweifel darüber, welcher Antrag der weitergehende ist, so entschei-
det darüber der Vorsitzende.
(3) Vor der Abstimmung ist die endgültige Formulierung des Antrags zu 
verlesen, soweit sie sich nicht aus der Vorlage ergibt; das gilt nicht für 
Geschäftsordnungsanträge. Bei Beschlüssen stellt der Vorsitzende die 
Frage, über die abgestimmt werden soll, so dass sie mit Ja oder Nein 
beantwortet werden kann.

§ 6 Persönliche Beteiligung
(1) Kann ein Beschluss einem Mitglied des Gemeinderats selbst oder 
seinem Ehegatten oder einem Verwandten oder Verschwägerten bis zum 
dritten Grad (§§ 1589, 1590 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) oder einer 
von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen natürlichen oder ju-
ristischen Person unmittelbar einen Vorteil oder Nachteil bringen, so darf 
es an der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen. Dies gilt nicht, 
wenn das Mitglied an der Entscheidung der Angelegenheit lediglich als 
Angehöriger einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe beteiligt ist, deren 
gemeinsame Interessen durch die Angelegenheit berührt werden. Als 
unmittelbar gilt nur derjenige Vorteil oder Nachteil, der sich direkt aus 
der Entscheidung ergibt, ohne dass weitere Ereignisse eintreten oder 
Maßnahmen getroffen werden müssen, die über die Ausführung von 
Beschlüssen hinausgehen. Bei nichtöffentlicher Sitzung hat das Mitglied 
den Sitzungsraum zu verlassen, bei öffentlichen Sitzungen darf es sich 
in dem für die Zuhörer bestimmten Teil des Sitzungsraumes aufhalten. 
Gleiches gilt, wenn ein Mitglied in anderer als öffentlicher Eigenschaft ein 
Gutachten abgegeben hat. Die Nichtmitwirkung ist in der Niederschrift 
zu vermerken. Der Betroffene kann verlangen, dass die Gründe für die 
Nichtmitwirkung in die Niederschrift aufgenommen werden. Die Sätze 
1 bis 7 gelten entsprechend für Beigeordnete und sonstige nach den 
Bestimmungen der Thüringer Kommunalordnung zu ladende Personen.
(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten nicht für Wahlen.
(3) Muss der Betroffene annehmen, wegen persönlicher Beteiligung an 
der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen zu dürfen, so hat er die 
Tatsachen, die seine persönliche Beteiligung begründen können, vor 
Beginn der Beratung des betreffenden Tagesordnungs-punktes unauf-
gefordert dem Gemeinderat zu offenbaren. Die Entscheidung über den 
Ausschluss von der Beratung und Abstimmung trifft der Gemeinderat in 
nichtöffentlicher Sitzung in Abwesenheit des Betroffenen.
(4) Ein Beschluss ist nur dann unwirksam, wenn ein Mitglied des Ge-
meinderats oder ein hauptamtlicher Beigeordneter zu Unrecht von der 
Beratung oder Abstimmung ausgeschlossen worden ist oder ein per-
sönlich Beteiligter an der Abstimmung teilgenommen hat und nicht 
auszuschließen ist, dass seine Teilnahme an der Abstimmung für das 
Abstimmungsergebnis entscheidend war. Der Beschluss gilt jedoch als 
von Anfang an wirksam, wenn die in Satz 1 genannte Verletzung der 
Bestimmungen über die persönliche Beteiligung nicht innerhalb von drei 
Monaten nach der Beschlussfassung unter Bezeichnung der Tatsachen, 
die eine solche Verletzung begründen können, gegenüber der Gemeinde 
geltend gemacht worden ist. Bei Satzungsbeschlüssen und Beschlüssen 
über Flächennutzungspläne gilt § 21 Abs. 4 bis 6 ThürKO.

§ 7 Vorlagen
(1) Beschlussvorlagen sind schriftliche Sachverhaltsdarstellungen (Erläu-
terungen) mit einem Beschlussvorschlag, die vom Bürgermeister zur Bera-
tung und Beschlussfassung an den Gemeinderat gerichtet werden sollen. 
Berichtsvorlagen sind dagegen reine Informationsmitteilungen.
(2) Der Bürgermeister kann bestimmen, dass für ihn ein Beigeordneter 
oder ein Mitarbeiter der Verwaltungsgemeinschaft Vorlagen in der Gemein-
deratssitzung erläutert. Der Gemeinderat kann durch Beschluss Vorlagen 
zur Behandlung an Ausschüsse verweisen oder ihre Behandlung vertagen.

§ 8 Anträge
(1) Anträge sind nur zulässig, wenn der Gemeinderat für den Gegen-
stand der Beschlussfassung zuständig ist, anderenfalls sind sie ohne 
Sachdebatte vom Gemeinderat als unzulässig zurückzuweisen. Antrags-
berechtigt sind jede Fraktion, der Bürgermeister und jedes gewählte 
Gemeinderatsmitglied. Von mehreren Gemeinderatsmitgliedern und / 
oder mehreren Fraktionen können gemeinsame Anträge gestellt werden. 
Jeder Antrag soll vom Antragsteller vorgetragen und begründet werden.
(2) Anträge, die vom Gemeinderat abgelehnt worden sind, können von 
demselben Antragsteller / derselben antragstellenden Fraktion frühes-
tens drei Monate nach der Ablehnung wieder eingebracht werden. Sie 
sind allerdings zulässig, wenn begründet dargelegt wird, dass die ent-
scheidungserheblichen Tatsachen sich verändert haben.
(3) Änderungsanträge zu Tagesordnungspunkten können bis zur Eröff-
nung der Aussprache über den Beratungsgegenstand gestellt werden. 
Der Antrag muss begründet sein und einen konkreten Beschlussvor-
schlag enthalten.

§ 9 Anfragen
(1) Anfragen in Selbstverwaltungsangelegenheiten können von den Frak-
tionen und auch von einzelnen Gemeinderatsmitgliedern an den Bürger-
meister gerichtet werden und sollen mindestens fünf Arbeitstage vor der 
Sitzung dem Bürgermeister schriftlich vorliegen; der Sitzungstag wird bei 
der Berechnung der Frist nicht mitgerechnet. Das Fragerecht erstreckt 
sich nicht auf den Zuständigkeitsbereich des Bürgermeisters.
(2) Ein Fraktionsmitglied (bei Anfragen einer Fraktion) bzw. das anfra-
gende Gemeinderatsmitglied kann die Anfrage in der Sitzung vorlesen 
und begründen.
(3) Anfragen werden vom Bürgermeister, einem von ihm beauftragten 
Beigeordneten oder einem Mitarbeiter der Verwaltungsgemeinschaft 
beantwortet. Der Anfragende hat nach der Beantwortung das Recht, 
zusätzlich maximal zwei Zusatzfragen zur Sache zu stellen, die nach 
Möglichkeit in der Sitzung zu beantworten sind. Ist dies nicht möglich, 
so hat der Bürgermeister dem Fragesteller innerhalb eines Monats eine 
schriftliche Antwort zu erteilen. Eine Aussprache über die Anfrage findet 
nicht statt.
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öffentliche und nichtöffentliche Sitzungen sind getrennt zu führen. Die 
Niederschrift muss Tag und Ort der Sitzung, die Namen der anwesenden 
Teilnehmer und die der abwesenden Mitglieder des Gemeinderats unter 
Angabe ihres Abwesenheitsgrundes sowie die behandelten Gegenstän-
de, die Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis erkennen lassen. Je-
des Mitglied kann verlangen, dass in der Niederschrift festgehalten wird, 
wie es abgestimmt hat; das gilt nicht bei geheimer Abstimmung.
(2) Werden vom Redner Schriftsätze verlesen, so sollen sie dem Schrift-
führer im Original oder in Abschrift für die Niederschrift zur Verfügung 
gestellt werden.
(3) Das Anfertigen von Tonaufzeichnungen einer Sitzung, auch von Tei-
len, ist nicht gestattet bzw. als Hilfsmittel zum Anfertigen der Niederschrift 
können Tonaufzeichnungen gefertigt werden. Die Tonträger sind bis zur 
Genehmigung der Niederschrift aufzubewahren, dürfen Außenstehen-
den nicht zugänglich gemacht werden und sind nach Genehmigung der 
Niederschrift durch den Gemeinderat alsbald zu löschen. Für archivari-
sche Zwecke dürfen Tonaufzeichnungen nur mit ausdrücklicher Billigung 
des Gemeinderats aufbewahrt werden.
(4) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu un-
terschreiben und in der nächsten Sitzung durch Beschluss des Gemein-
derats zu genehmigen.
(5) Die Mitglieder des Gemeinderats können jederzeit die Niederschrif-
ten einsehen und sich Abschriften der Niederschriften über öffentliche 
Sitzungen erteilen lassen. Die Einsicht in die Niederschriften über öffent-
liche Sitzungen bei der Gemeindeverwaltung steht allen Bürgern frei. Ab-
schriften von Niederschriften über öffentliche Sitzungen werden an alle 
Mitglieder des Gemeinderats übersandt.

§ 15 Behandlung der Beschlüsse
(1) Der Wortlaut der in öffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse des Ge-
meinderats und der Ausschüsse wird unverzüglich in ortsüblicher Weise 
öffentlich bekannt gemacht. Die in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Be-
schlüsse sind in gleicher Weise bekannt zu machen, sobald die Gründe 
für die Geheimhaltung weggefallen sind. Die Entscheidung hierüber trifft 
der Gemeinderat.
(2) Hält der Bürgermeister eine Entscheidung des Gemeinderats oder 
eines Ausschusses für rechtswidrig, so hat er ihren Vollzug auszusetzen 
und sie in der nächsten Sitzung, die innerhalb eines Monats nach der 
Entscheidung stattfinden muss, gegenüber dem Gemeinderat oder dem 
Ausschuss zu beanstanden. Verbleibt der Gemeinderat oder der Aus-
schuss bei seiner Entscheidung, so hat der Bürgermeister unverzüglich 
die Rechtsaufsichtsbehörde zu unterrichten.

§ 16 Fraktionen
(1) Gemeinderatsmitglieder können sich zu Fraktionen zusammenschlie-
ßen. Eine Fraktion kann auch aus Mitgliedern mehrerer Parteien oder 
Wählergruppen gebildet werden. Die Fraktion muss mindestens aus zwei 
Gemeinderatsmitgliedern bestehen und jedes Gemeinderatsmitglied 
darf nur einer Fraktion angehören.
(2) Der Zusammenschluss zu einer Fraktion, ihre Bezeichnung sowie 
deren Vorsitzender und sein Stellvertreter wie auch die Namen der Frak-
tionsmitglieder sind dem Bürgermeister schriftlich mitzuteilen, der hie-
rüber unverzüglich den Gemeinderat unterrichtet. Das Gleiche gilt für 
spätere Änderungen.

§ 17 Zuständigkeit des Gemeinderats
(1) Der Gemeinderat beschließt über die Aufgaben des eigenen Wir-
kungskreises der Gemeinde, soweit er nicht die Beschlussfassung auf 
einen beschließenden Ausschuss übertragen hat oder der Bürgermeister 
zuständig ist.
(2) Für nachfolgend aufgeführte Angelegenheiten ist allein der Gemein-
derat zuständig:

1. die Beschlussfassung über Angelegenheiten, zu deren Erledigung 
die Gemeinde der Genehmigung oder sonstigen staatlichen Zustim-
mung bedarf;

2. der Erlass, die Änderung oder Aufhebung von Satzungen;
3. der Erlass oder die Änderung der Geschäftsordnung des Gemein-

derats;
4. die Beschlussfassung über Gebiets- oder Bestandsänderungen der 

Gemeinde;
5. die Beschlussfassung über den Abschluss von Tarifverträgen;
6. die Ernennung zum Ehrenbürger und anderer Ehrungen der Ge-

meinde;
7. die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung, die Nachtrags-

haushaltssatzungen, das Haushaltssicherungskonzept und die Ent-
scheidung über das Stellen eines Antrags nach § 87 Abs. 3 ThürKO 
(Übertragung von eigenen Aufgaben auf den Landkreis);

8. die Beschlussfassung über den Finanzplan nach § 62 ThürKO oder 
den mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplan;

9. die Feststellung der Jahresrechnung und der Jahresabschlüsse so-
wie die Beschlussfassung über die Entlastung;

10. die Beschlussfassung über die Festsetzung von Abgaben und pri-
vatrechtlichen Entgelten der Gemeinde oder solcher Unternehmen, 
an denen die Gemeinde mit mehr als 50 vom Hundert beteiligt ist;

11. die Entscheidung über die Gründung, Übernahme, Erweiterung oder 
Aufhebung von Unternehmen der Gemeinde und über die Beteili-
gung an Unternehmen;

(4) Beschlüsse des Gemeinderats werden mit der Mehrheit der auf Ja 
oder Nein lautenden Stimmen gefasst, soweit nicht durch Gesetz eine 
andere Mehrheit vorgesehen ist; die zulässigen Stimmenthaltungen wer-
den dabei nicht berücksichtigt. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag ab-
gelehnt. Bei Beschlüssen, die mit qualifizierter Mehrheit zu fassen sind, 
hat der Vorsitzende durch ausdrückliche Erklärung festzustellen, dass 
diese qualifizierte Mehrheit dem Antrag oder der Vorlage zugestimmt hat.
(5) Die Beschlussfassung erfolgt grundsätzlich offen durch Handheben, 
erkennbare Zustimmung oder durch Erheben von den Sitzen. Für- und 
Gegenstimmen sowie Stimmenthaltungen sind zu zählen und die jeweili-
gen Zahlen im Protokoll festzuhalten.
(6) Geheim wird in den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen abgestimmt 
oder wenn dies der Gemeinderat beschließt.
(7) Der Gemeinderat kann beschließen, namentlich abzustimmen. Bei 
namentlicher Abstimmung werden die stimmberechtigten Mitglieder des 
Gemeinderats vom Vorsitzenden einzeln aufgerufen.
(8) Bei geheimer Beschlussfassung und Wahlen durch Stimmzettel sind 
Stimmzettel ungültig, wenn sie leer sind, Zusätze enthalten oder den 
Willen des Stimmberechtigten nicht zweifelsfrei erkennen lassen. Die 
Stimmzettel werden von je einem Gemeinderatsmitglied der Fraktionen 
ausgezählt, die das Ergebnis dem Vorsitzenden mitteilen.
(9) Wahlen werden in geheimer Abstimmung durchgeführt. Es können 
nur solche Personen gewählt werden, die dem Gemeinderat vor der 
Wahl vorgeschlagen worden sind. Gewählt ist, wer mehr als die Hälf-
te der Stimmen der anwesenden Stimmberechtigten erhalten hat. Wird 
eine solche Mehrheit bei der Wahl nicht erreicht, findet zwischen den 
beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmzahlen eine Stichwahl statt, 
bei der gewählt ist, wer die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen 
erhält. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Ist die Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen ungültig, so ist die Stichwahl zu wiederholen. Der 
Gemeinderat kann nach jedem erfolglosen Wahlgang beschließen, die 
Wahl abzubrechen und in derselben oder einer weiteren Sitzung eine 
erneute Wahl durchzuführen. Neue Bewerber können nur zu einer Wahl 
in einer weiteren Sitzung vorgeschlagen werden. Steht nur ein Bewerber 
zur Wahl, findet bei Nichterreichen der Mehrheit der Stimmen der an-
wesenden Stimmberechtigten im ersten Wahlgang ein zweiter Wahlgang 
statt, in dem der Bewerber gewählt ist, wenn er mehr als die Hälfte der 
abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat.
(10) Sind mehrere gleichartige unbesoldete Stellen zu besetzen, kön-
nen die Wahlen in einem Wahlvorgang durchgeführt werden, indem alle 
Bewerber auf einem Stimmzettel erfasst werden und je zu besetzende 
Stelle eine Stimme vergeben werden kann. Ungültig sind Stimmen hin-
sichtlich der betreffenden Person, wenn der Stimmzettel gegenüber die-
ser Person einen Zusatz oder Vorbehalt enthält oder der Stimmzettel den 
Willen des Stimmberechtigten nicht zweifelsfrei erkennen lässt. Gewählt 
sind die Bewerber in der Reihenfolge der Zahl der gültigen Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los. Die Stellen von ehrenamtlichen 
Beigeordneten sind keine gleichartigen Stellen im Sinne des Satzes 1.
(11) Die Bestimmungen der Absätze 9 und 10 gelten für alle Entschei-
dungen des Gemeinderats, die in der Thüringer Kommunalordnung oder 
in anderen Rechtsvorschriften als Wahlen bezeichnet werden, soweit 
diese Regelungen keine abweichenden Anforderungen enthalten.
(12) Der Vorsitzende stellt das Ergebnis der Abstimmung fest und gibt 
es anschließend bekannt. Die Richtigkeit des Abstimmungsergebnisses 
kann nur sofort nach der Verkündung beanstandet werden. Bei rechtzei-
tiger Beanstandung muss die Abstimmung unverzüglich wiederholt wer-
den, wenn dies der Gemeinderat beschließt.

§ 13 Verletzung der Ordnung
(1) Wer in der Aussprache von der Sache abschweift, kann vom Vorsit-
zenden ermahnt und im Wiederholungsfalle zur Ordnung gerufen wer-
den.
(2) Wer sich ungebührlicher oder beleidigender Äußerungen bedient, 
ist vom Vorsitzenden zur Ordnung zu rufen. Eine Aussprache über die 
Berechtigung, „zur Ordnung“ zu rufen, ist unzulässig. Auf Antrag ist in 
der nächsten Sitzung ohne Aussprache darüber abzustimmen, ob der 
Gemeinderat den Ordnungsruf für gerechtfertigt hält.
(3) Beim dritten Ordnungsruf in einer Sitzung kann der Vorsitzende dem 
Redner das Wort entziehen. Einem Redner, dem das Wort entzogen wur-
de, darf es zu diesem Beratungsgegenstand nicht wieder erteilt werden.
(4) Bei fortgesetzter erheblicher Störung der Ordnung kann der Vorsit-
zende ein Gemeinderatsmitglied mit Zustimmung des Gemeinderats von 
der laufenden Sitzung ausschließen. Dem Ausschluss soll ein dreima-
liger Ordnungsruf vorausgehen. Das Gemeinderatsmitglied soll beim 
dritten Ordnungsruf auf die Möglichkeit des Ausschlusses hingewiesen 
werden. Wird durch ein bereits von einer früheren Sitzung ausgeschlos-
senes Gemeinderatsmitglied die Ordnung innerhalb von zwei Monaten 
neuerlich erheblich gestört, so kann ihm der Gemeinderat für zwei weite-
re Sitzungen die Teilnahme untersagen. Die entsprechenden Beschlüsse 
sind dem Gemeinderatsmitglied schriftlich mitzuteilen.
(5) Werden die Sitzungen durch Zuhörer gestört, kann der Vorsitzende 
diese ausschließen, die Sitzung unterbrechen oder den Zuhörerraum 
räumen lassen.
(6) Entsteht im Gemeinderat störende Unruhe, so kann der Vorsitzende 
die Sitzung unterbrechen oder schließen.

§ 14 Niederschrift
(1) Über die Sitzungen des Gemeinderats fertigt der vom Bürgermeister 
bestimmte Schriftführer eine Niederschrift an. Die Niederschriften über 
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gen der §§ 1 bis 15 dieser Geschäftsordnung insbesondere zur Einberu-
fung, zur Teilnahmepflicht, zur Öffentlichkeit, zur Tagesordnung, zur Be-
schlussfähigkeit, zur persönlichen Beteiligung, zur Sitzungsleitung, zur 
Abstimmung und zur Niederschrift entsprechende Anwendung.
(10) Mitglieder des Gemeinderats, die einem Ausschuss nicht angehö-
ren, können auch an den nichtöffentlichen Sitzungen als Zuhörer teil-
nehmen. Dies gilt nicht bei persönlicher Beteiligung gemäß § 6 dieser 
Geschäftsordnung.

§ 19 Bildung der Ausschüsse
(1) Der Gemeinderat bildet folgende / keine beschließenden Ausschüsse:

1. Für besondere Aufgaben können durch Beschluss des Gemeindera-
tes zeitweilige Ausschüsse gebildet werden.

2. Der Gemeinderat kann Entscheidungen im Einzelfall gemäß § 26 
Abs. 3 Satz 2 ThürKO an sich ziehen und Beschlüsse eines Aus-
schusses aufheben oder ändern.

§ 20 Zuständigkeit des Bürgermeisters
(1) Der Bürgermeister leitet die Gemeindeverwaltung, bestimmt die Ge-
schäftsverteilung und vollzieht die Beschlüsse des Gemeinderats und 
der Ausschüsse.
(2) Der Bürgermeister erledigt in eigener Zuständigkeit:

1. die laufenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises der 
Gemeinde, die für die Gemeinde keine grundsätzliche Bedeutung 
haben und keine erheblichen Verpflichtungen erwarten lassen;

2. die Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises der Ge-
meinde (§ 3 ThürKO);

3. alle personalrechtlichen Entscheidungen, mit Ausnahme der in § 17 
Abs. 3 Nr. 2 und 3 dieser Geschäftsordnung genannten Maßnahmen, 
für die er der Zustimmung des Gemeinderats bedarf. Hierzu zählen 
insbesondere die Ernennung, Beförderung, Abordnung, Versetzung, 
Versetzung in den Ruhestand und Entlassung der Beamten des ein-
fachen und mittleren Dienstes sowie Einstellung, Höhergruppierung, 
Versetzung und Entlassung aller Beschäftigten (Arbeiter und Ange-
stellte), deren Vergütungsgruppe mit den Beamten des einfachen 
und mittleren Dienstes vergleichbar ist.

4. die ihm im Einzelfall durch Beschluss des Gemeinderats mit dessen 
Zustimmung oder allgemein durch die Hauptsatzung zur selbststän-
digen Erledigung übertragenen Angelegenheiten.

(3) Laufende Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises (Absatz 2 
Nr. 1) sind alltägliche Verwaltungsgeschäfte der Gemeinde, die keine 
grundsätzliche Bedeutung haben und für den Vollzug des Gemeinde-
haushalts keine erhebliche Rolle spielen. Hierzu gehören insbesondere:

1. der Vollzug der Ortssatzungen;
2. die Vergabe von Aufträgen für ständig wiederkehrende Lieferungen 

und Leistungen für den laufenden Betrieb (z. B. Ausgaben für die 
Bewirtschaftung der Grundstücke und für den Unterhalt von Fahr-
zeugen, Geschäftsausgaben für die Verwaltung, Verbrauchsmaterial 
für Anstalten und Einrichtungen, Geräte und Ausstattungsgegen-
stände) im Verwaltungshaushalt bis zur Höhe der haushaltsmäßigen 
Ermächtigung;

3. der Abschluss von bürgerlich-rechtlichen und öffentlich-rechtlichen 
Verträgen (z. B. Kauf-, Miet-, Pacht-, Werklieferungs- und Dienstleis-
tungsverträge; Straßenbaukosten-, Anschlussbeitrags- und Benut-
zungsverträge) und die Vornahme sonstiger bürgerlich-rechtlicher und 
öffentlich-rechtlicher Rechtshandlungen (grundbuchrechtliche Erklä-
rungen, Kündigungen, Rücktritte) bis zu einer Wertgrenze des Rechts-
verhältnisses von 3.000,00 Euro, einmaliger oder jährlicher laufender 
Belastungen und einer Vertragslaufzeit von maximal 30 Jahren;

4. der Abschluss von Vergleichen, die Einlegung von Rechtsbehelfen 
oder Rechtsmitteln, die Einleitung von Aktivprozessen, wenn der 
Streitwert 5.000,00 Euro oder bei Vergleichen das Zugeständnis der 
Gemeinde 2.500,00 Euro nicht übersteigt, sowie die Führung aller 
gegen die Gemeinde oder die von ihr verwalteten Stiftungen gerich-
teten Passivprozesse;

5. des Weiteren
- die Niederschlagung bis zu einem Betrag von 1.000,00 Euro;
- der Erlass bis zu einem Betrag von 500,00 Euro;
- die Stundung uneinbringlicher Steuern bis zu einem Betrag von 

25.000,00 Euro;
- Abgaben und sonstiger öffentlich-rechtlicher oder zivilrechtlicher 

Forderungen bis zu einem Betrag von 500,00 Euro:
- die Stundung von Zahlungsansprüchen bis zu einem Betrag von 

2.000,00 Euro
auf die Dauer bis sieben bis zwölf Monaten; bis zu 1.000,00 € auf 
die Dauer von bis zu sechs Monaten

6. Aufnahme von Kassenkrediten im Rahmen des durch die Haushalts-
satzung festgelegten Höchstbetrages,

7. die Genehmigung überplanmäßiger Ausgaben bis zu einer Höhe 
von 3.500,00 Euro und außerplanmäßiger Ausgaben in Höhe von 
2.000,00 Euro jeweils im Einzelfall. Überplanmäßige und außerplan-
mäßige Ausgaben sind nur zulässig, wenn sie unabweisbar sind und 
die Deckung gewährleistet ist. Der Bürgermeister ist berechtigt, bis 
zu vorstehenden Grenzen Mittel, die durch anderweitige Einspa-
rungen zur Verfügung stehen, Mehreinnahmen und Mittel der De-
ckungsreserve in Anspruch zu nehmen;

12. die Beschlussfassung über die Bestellung und Abberufung des Lei-
ters des Rechnungsprüfungsamts, seines Stellvertreters und der 
Prüfung, die Erteilung besonderer Prüfungsaufträge an das Rech-
nungsprüfungsamt und die Bestellung des Abschlussprüfers;

13. die Veräußerung von Gemeindevermögen, soweit diese nicht nach 
Art und Umfang eine laufende Angelegenheit ist;

14. die Beschlussfassung über die Wirtschaftspläne, Sonderfällungen 
und periodischen Betriebspläne im Kommunalwald;

15. die Bestellung von Vertretern der Gemeinde in Aufsichts- und Ver-
waltungsräten sowie

16. sonstige Angelegenheiten, über die kraft Gesetzes der Gemeinderat 
entscheidet.

Diese Angelegenheiten können weder einem beschließenden Aus-
schuss noch dem Bürgermeister zur selbstständigen Erledigung über-
tragen werden.
(3) Der Gemeinderat behält sich darüber hinaus die Beschlussfassung 
über folgende Angelegenheiten vor:

1. den Wirtschaftsplan von Eigenbetrieben;
2. die Zustimmung zur Ernennung, Abordnung, Versetzung, Verset-

zung in den Ruhestand und Entlassung der Beamten des gehobe-
nen und höheren Dienstes;

3. die Zustimmung zur Einstellung, Höhergruppierung und Entlassung 
von Angestellten, deren Vergütungsgruppe mit der Besoldungsgrup-
pe der Beamten in Ziffer 2 vergleichbar ist;

4. den Erwerb von Vermögensgegenständen, soweit diese nicht für den 
laufenden Geschäftsbetrieb bestimmt sind und nicht in die Zustän-
digkeit des Haupt-, Finanz- oder Grundstücks- und Bauausschusses 
(§ 19 dieser Geschäftsordnung) oder des Bürgermeisters (§ 20 die-
ser Geschäftsordnung) fallen;

5. die Bildung und Beteiligung an Zweckverbänden, den Abschluss von 
Zweckvereinbarungen oder Arbeitsgemeinschaften i. S. d. Thüringer 
Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG), die 
Mitgliedschaft in sonstigen juristischen Personen des öffentlichen 
und privaten Rechts sowie

6. allgemeine Regelungen zur Benutzung öffentlicher Einrichtungen 
nach bürgerlichem Recht.

§ 18 Ausschüsse des Gemeinderats
(1) Der Gemeinderat bildet für bestimmte Aufgabenbereiche die in § 19 
dieser Geschäftsordnung näher genannten vorberatenden und beschlie-
ßenden Ausschüsse.
(2) Die Ausschüsse bestehen aus dem Bürgermeister und den weiteren 
Ausschussmitgliedern. Der Bürgermeister kann einen Beigeordneten mit 
seiner Vertretung im Ausschuss beauftragen; dieser hat Stimmrecht im 
Ausschuss.
(3) Bei der Zusammensetzung der Ausschüsse hat der Gemeinderat 
dem Stärkeverhältnis der in ihm vertretenen Parteien, Wählergruppen 
und Zusammenschlüssen Rechnung zu tragen; soweit Fraktionen beste-
hen, sind diese der Berechnung zu Grunde zu legen. Bei der Zusammen-
setzung der Ausschüsse bleibt die Zugehörigkeit des Bürgermeisters 
oder des ihn nach Absatz 2 Satz 2 vertretenen Beigeordneten zu einer 
Fraktion, Partei oder Wählergruppe unberücksichtigt.
(4) Die Ausschusssitze werden nach dem mathematischen Verhältnisver-
fahren nach Hare/Niemeyer verteilt.
Haben dabei mehrere Fraktionen, Parteien, Wählergruppen oder Zusam-
menschlüsse den gleichen Anspruch auf einen Sitz, so entscheidet die 
höhere Stimmenzahl, die bei den Wahlen zum Gemeinderat erlangt wur-
de. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Der Losentscheid ist für 
jeden Ausschuss gesondert durchzuführen.
(5) Für den Fall, dass die Zahl der Ausschusssitze die Zahl der Gemein-
deratsmitglieder übersteigt, kann jedes Gemeinderatsmitglied, dass im 
Übrigen keinen Ausschusssitz besetzt, verlangen, in einem Ausschuss 
mit Rede- und Antragsrecht mitzuwirken. In dem schriftlichen Antrag des 
Gemeinderatsmitglieds kann ein unverbindlicher Vorschlag zur Mitwir-
kung in einem bestimmten Ausschuss enthalten sein. Der Gemeinderat 
entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit durch Beschluss, welchem 
Ausschuss dieses Gemeinderats-mitglied zugewiesen wird.
(6) Verändert sich während der Amtszeit das Stärkeverhältnis der Frak-
tionen, Parteien, Wählergruppen oder Zusammenschlüsse im Gemein-
derat, so sind diese Änderungen nach vorstehendem Absatz 4 auszu-
gleichen. Scheidet ein Gemeinderatsmitglied aus der ihn entsendenden 
Fraktion, Partei, Wählergruppe oder dem Zusammenschluss aus, so ver-
liert es seinen Sitz im Ausschuss.
(7) Für jedes Ausschussmitglied wird für den Fall seiner Verhinderung ein 
Stellvertreter namentlich bestellt.
(8) Die Ausschüsse wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und ei-
nen oder mehrere Stellvertreter. Werden mehrere Stellvertreter gewählt, 
ist gleichzeitig deren Reihenfolge festzulegen. Der gewählte Vorsitzende 
kann aus seiner Funktion von dem jeweiligen Ausschuss abberufen wer-
den.
Den Vorsitz im Hauptausschuss hat der Bürgermeister inne. Im Falle sei-
ner Verhinderung führt sein Stellvertreter, der Stimmrecht im Hauptaus-
schuss hat, den Vorsitz. Aus seiner Funktion als Vorsitzender des Haupt-
ausschusses kann der Bürgermeister nicht abberufen werden; gleiches 
gilt im Fall der Verhinderung des Bürgermeisters für seinen Stellvertreter.
(9) Die Sitzungen vorberatender Ausschüsse sind nicht öffentlich. Im 
Übrigen finden auf den Geschäftsgang der Ausschüsse die Bestimmun-
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TOP 7

Satzungsbeschluss „Am Ihlberg“
Beschluss Nr.: 16/2019
Abstimmung über den Beschlussvorschlag
Die während der öffentlichen Auslegung vorgebrachten Anregungen der 
Träger öffentlicher Belange hat der Gemeinderat mit folgendem Ergebnis 
geprüft. (s. Abwägung) Die Träger öffentlicher Belange, die Anregungen 
erhoben haben sind von diesem Ergebnis unter Angabe der Gründe in 
Kenntnis zu setzen.
Auf Grund des § 10 des Baugesetzbuches beschließt der Gemeinderat 
den Bebauungsplan Nr. 6 „Am Ihlberg“ bestehend aus der Planzeichnung 
und den textlichen Festsetzungen als Satzung.
Die Begründung wird gebilligt.
Die Verwaltung ist zu beauftragen die weiteren Verfahrensschritte bis 
zum In-Kraft-Treten des Bebauungsplanes durchzuführen.
Abstimmungsergebnis:
Ja Stimmen ............................................................................................. 7
Nein Stimmen ......................................................................................... 0
Enthaltungen .......................................................................................... 0

Ecklingerode, den 22.07.2019
gez. Sieber
Bürgermeister

Bekanntmachung der in der Sitzung  
des Gemeinderates Ecklingerode  
am 19.06.2019 gefassten Beschlüsse:

TOP 6

Beschluss - Bestellung der Mitglieder für die Gemeinschaftsver-
sammlung der VG Lindenberg/ Eichsfeld
Beschluss Nr.: 20/2019
Abstimmung über den Beschlussvorschlag
Der Gemeinderat der Gemeinde Ecklingerode beschließt, neben dem 
Bürgermeister, der kraft Gesetz Mitglieder der Gemeinschaftsversamm-
lung ist

Vorsitzender: Stellvertreter/-in:
Herr René Sieber Herr Markus Müller
folgendes weiteres Mitglied für die Gemeinschaftsversammlung der VG 
Lindenberg/Eichsfeld zu bestellen:

Frau Sandra Dornieden Frau Annika Nickel
Abstimmungsergebnis:
Ja Stimmen:  ........................................................................................... 9
Nein Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 0

TOP 7

Beschluss - Bestellung der Mitglieder für die Verbandsversammlung des 
Trinkwasserzweckverbandes „Obere Hahle“ und deren Stellvertreter
Beschluss Nr.: 21/2019
Abstimmung über den Beschlussvorschlag
Der Gemeinderat der Gemeinde Ecklingerode beschließt, neben dem 
Bürgermeister, der kraft Gesetz Mitglied der Verbandsversammlung des 
Trinkwasserzweckverbandes „Obere Hahle“ ist

Vorsitzender: Stellvertreter:
Herr René Sieber Herr Markus Müller
folgendes weiteres Mitglied für die Verbandsversammlung des Trinkwas-
serzweckverbandes „Obere Hahle“ zu bestellen:

Herrn André Hotze Herrn Dominik Hesse
Abstimmungsergebnis:
Ja Stimmen:  ........................................................................................... 9
Nein Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 0

TOP 8

Beschluss - Bestellung der Mitglieder für die Verbandsversammlung 
des Abwasserzweckverbandes „Obere Hahle“ und deren Stellvertreter
Beschluss Nr.: 22/2019
Abstimmung über den Beschlussvorschlag
Der Gemeinderat der Gemeinde Ecklingerode beschließt, neben dem 
Bürgermeister, der kraft Gesetz Mitglied der Verbandsversammlung des 
Abwasserzweckverbandes „Obere Hahle“ ist

Vorsitzender: Stellvertreter:
Herr René Sieber Herr Markus Müller
folgendes weiteres Mitglied für die Verbandsversammlung des Trinkwas-
serzweckverbandes „Obere Hahle“ zu bestellen:

Herrn Dominik Hesse Herrn André Hotze
Abstimmungsergebnis:
Ja Stimmen:  ........................................................................................... 9
Nein Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 0

8. die Gewährung von freiwilligen Zuweisungen und Zuschüssen im 
Rahmen des Haushaltsplans, soweit sie im Einzelfall 1.000,00 Euro 
nicht übersteigen.

§ 21 Sprachform, Änderungen, Inkrafttreten und Außerkrafttreten
(1) Die in dieser Geschäftsordnung verwendeten personenbezogenen 
Bezeichnungen gelten für alle Geschlechtsformen.
(2) Regelungen der Geschäftsordnung können im Rahmen der gesetzli-
chen Vorgaben durch Beschluss des Gemeinderats jederzeit geändert, 
aufgehoben oder ergänzt werden.
(3) Diese Geschäftsordnung tritt mit der Beschlussfassung durch 
den Gemeinderat in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung vom 
13.08.2009 außer Kraft.

Ecklingerode, den 20.06.2019
gez. Sieber
Bürgermeister

Bekanntmachung der in der Sitzung  
des Gemeinderates Ecklingerode  
am 22.05.2019 gefassten Beschlüsse:

TOP 3

Beschluss Genehmigung der Niederschrift des öffentlichen Teils 
der Sitzung vom 10.04.2018
Beschluss Nr.: 12/2019
Abstimmung über den Beschlussvorschlag
Gemäß § 42 (2) ThürKO genehmigt der Gemeinderat der Gemeinde 
Ecklingerode die Niederschrift des öffentlichen Teils der Sitzung vom 
10.04.2019.
Abstimmungsergebnis:
Ja Stimmen ............................................................................................. 6
Nein Stimmen ......................................................................................... 0
Enthaltungen .......................................................................................... 1

TOP 4

Beschluss Jahreshaushaltsrechnung 2018 - Bildung Haushaltsres-
te
Beschluss Nr.: 13/2019
Abstimmung über den Beschlussvorschlag
Im Rahmen der Jahresrechnung 2018 wurden die in der Anlage aufge-
führten Haushaltreste gebildet.
Die Gemeinde Ecklingerode nimmt die Bildung der Haushaltsreste, in 
dem in der Jahresrechnung 2018 enthaltenen Umfang zur Kenntnis.
Abstimmungsergebnis:
Ja Stimmen ............................................................................................. 7
Nein Stimmen ......................................................................................... 0
Enthaltungen .......................................................................................... 0

TOP 5

Beschluss Jahreshaushaltsrechnung 2018 - Feststellung des Jah-
resrechnungsergebnisses und Rechenschaftsbericht
Beschluss Nr.: 14/2019
Abstimmung über den Beschlussvorschlag
Der Gemeinderat der Gemeinde Ecklingerode nimmt die Jahreshaus-
haltsrechnung 2018 und den dazugehörigen Rechenschaftsbericht nach 
§ 81 Abs. 4 ThürGemHV zur Kenntnis.
Abstimmungsergebnis:
Ja Stimmen ............................................................................................. 7
Nein Stimmen ......................................................................................... 0
Enthaltungen .......................................................................................... 0

TOP 6

Feststellungsbeschluss 3. Änderung Flächennutzungsplan
Beschluss Nr.: 15/2019
Abstimmung über den Beschlussvorschlag
Die während der öffentlichen Auslegung vorgebrachten Anregungen der 
Träger öffentlicher Belange hat der Gemeinderat mit folgendem Ergebnis 
geprüft. (s. Abwägung) Die Träger öffentlicher Belange, die Anregungen 
erhoben haben sind von diesem Ergebnis unter Angabe der Gründe in 
Kenntnis zu setzen. Die Begründung wird gebilligt.
Die 3. Änderung des Flächennutzungsplanes wird in der vorliegenden 
Fassung gebilligt.
Die 3. Änderung des Flächennutzungsplanes ist zur Genehmigung vor-
zulegen und die Erteilung der Genehmigung ist alsdann ortsüblich be-
kannt zu machen. Dabei ist anzugeben, wo der Plan mit Begründung 
während der Dienststunden eingesehen werden kann.
Abstimmungsergebnis:
Ja Stimmen ............................................................................................. 7
Nein Stimmen ......................................................................................... 0
Enthaltungen .......................................................................................... 0
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Ortschaft einer Landgemeinde hat der erfolgreiche Bürgerentscheid die 
Wirkung eines Beschlusses des Ortsteilrates oder des Ortschaftsrates.
(5) Das Nähere zur Durchführung von Bürgerbegehren, Bürgerent-
scheid, Ratsbegehren und Ratsreferendum regelt das Thüringer Gesetz 
über das Verfahren bei Einwohnerantrag, Bürgerbegehren und Bürge-
rentscheid (ThürEBBG) in der jeweils geltenden Fassung.

§ 4
Einwohnerversammlung

(1) Der Bürgermeister beruft mindestens einmal jährlich eine Einwoh-
nerversammlung ein, um die Einwohner über wichtige Gemeindeangele-
genheiten, insbesondere über Planungen und Vorhaben der Gemeinde, 
die ihre strukturelle Entwicklung unmittelbar und nachhaltig beeinflussen 
oder über Angelegenheiten die mit erheblichen Auswirkungen für eine 
Vielzahl von Einwohnern verbunden sind, zu unterrichten und diese mit 
ihnen zu erörtern. Der Bürgermeister lädt spätestens eine Woche vor der 
Einwohnerversammlung unter Angabe von Ort, Zeit und Tagesordnung 
in ortsüblicher Weise öffentlich zur Einwohnerversammlung ein.
(2) Dem Bürgermeister obliegt die Leitung der Einwohnerversammlung. 
Er hat im Rahmen der Erörterung den Einwohnern in ausreichendem 
Umfang Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Soweit dies erforderlich 
ist, kann der Bürgermeister zum Zweck der umfassenden Unterrichtung 
Bedienstete der Verwaltungsgemeinschaft sowie Sachverständige hinzu-
ziehen.
(3) Die Einwohner können Anfragen in wichtigen Gemeindeangelegen-
heiten, die nicht von der Tagesordnung der Einwohnerversammlung 
erfasst sind, bis spätestens zwei Tage vor der Einwohnerversammlung 
bei der Gemeinde einreichen. Die Anfragen sollen vom Bürgermeister in 
der Einwohnerversammlung beantwortet werden. Ausnahmsweise kann 
der Bürgermeister Anfragen auch innerhalb einer Frist von drei Wochen 
schriftlich beantworten.

§ 5
Vorsitz im Gemeinderat

Den Vorsitz im Gemeinderat führt der Bürgermeister, im Fall seiner Ver-
hinderung sein Stellvertreter.

§ 6
Bürgermeister

(1) Der Bürgermeister ist ehrenamtlich tätig.
(2) Der Gemeinderat überträgt dem Bürgermeister neben den in § 29 
ThürKO aufgeführten Aufgaben die folgenden weiteren Angelegenheiten 
zur selbstständigen Erledigung:

a) Vollzug der Ortsatzungen,
b) Die Vergabe von Aufträgen für ständig wiederkehrende Lieferungen 

und Leistungen für den laufenden Betrieb (z.B. Ausgaben für die 
Bewirtschaftung der Grundstücke und für den Unterhalt von Fahr-
zeugen, Geschäftsausgaben für die Verwaltung, Verbrauchsmaterial 
für Anstalten und Einrichtungen, Geräte und Ausstattungsgegen-
stände) im Verwaltungshaushalt bis zur Höhe der haushaltsmäßigen 
Ermächtigung,

c) Der Abschluss von bürgerlich-rechtlichen und öffentlich-rechtlichen 
Verträgen (z. B. Kauf-, Miet-, Pacht-, Werklieferungs-, Dienstleis-
tungsverträge; Straßenbau-kosten-, Anschlussbeitrags- und Benut-
zungsverträge) und die Vornahme sonstiger bürgerlich-rechtlicher 
und öffentlich-rechtlicher Rechtshandlungen (grundbuch-rechtliche 
Erklärungen, Kündigungen, Wohnungen, Rücktritte) bis zu einer 
Wertgrenze des Rechtsverhältnisses von 2.500,00 Euro, einmaliger 
oder jährlicher laufender Belastungen

d) Abschluss von Vergleichen, die Einlegung von Rechtsbehelfen oder 
Rechtsmitteln, die Einleitung von Aktivprozessen, wenn der Streit-
wert 5.000,00 Euro oder bei Vergleichen das Zugeständnis der 
Gemeinde 2.500,00 Euro nicht übersteigt, sowie die Führung aller 
gegen die Gemeinde oder die von ihr verwalteten Stiftungen gerich-
teten Passivprozesse,

e) die Niederschlagung bis zu einem Betrag von 1.000,00 Euro, der 
Erlass bis zu einem Betrag von 500,00 Euro oder die Stundung un-
einbringlicher Steuern bis zu einem Betrag von 25.000,00 Euro, Ab-
gaben und sonstiger öffentlich-rechtlicher oder zivilrechtlicher For-
derungen bis zu einem Betrag von 500,00 Euro sowie die Stundung 
von Zahlungsansprüchen bis zu einem Betrag von 2.000,00 Euro auf 
die Dauer von 7 - 12 Monaten, bis zu 1.000,00 Euro auf die Dauer 
von bis zu 6 Monaten.

f) Aufnahme von Kassenkrediten im Rahmen des durch die Haushalts-
satzung festgelegten Höchstbetrages,

g) Genehmigung überplanmäßiger Ausgaben bis zu Höhe von 2.500,00 
Euro und außerplanmäßiger Ausgaben in Höhe von 1.500,00 Euro 
jeweils im Einzelfall.
Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben sind nur zulässig, 
wenn sie unabweisbar sind und die Deckung gewährleistet ist. Der 
Bürgermeister ist berechtigt, bis zu vorstehenden Grenzen Mittel, die 
durch anderweitige Einsparungen zur Verfügung stehen, Mehrein-
nahmen und Mittel der Deckungsreserve in Anspruch zu nehmen.

h) Gewährung von freiwilligen Zuweisungen und Zuschüssen im Rah-
men des Haushaltsplans, soweit sie im Einzelfall 500,00 Euro nicht 
übersteigen.

TOP 9

Beschluss zur Neufassung der Hauptsatzung
Beschluss Nr.: 23/2019
Abstimmung über den Beschlussvorschlag
Der Gemeinderat der Gemeinde Ecklingerode beschließt die Hauptsat-
zung in der geänderten Form vom 19.06.2019.
Abstimmungsergebnis:
Ja Stimmen:  ........................................................................................... 9
Nein Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 0

TOP 10

Beschluss zur Neufassung der Geschäftsordnung
Beschluss Nr.: 24/2019
Abstimmung über den Beschlussvorschlag
Der Gemeinderat der Gemeinde Ecklingerode beschließt die Geschäfts-
ordnung in der geänderten Form vom 19.06.2019.
Abstimmungsergebnis:
Ja Stimmen:  ........................................................................................... 9
Nein Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 0

TOP 11

Beschluss - Berufung eines Wahlleiters und dessen Stellvertreter 
für die Landtagswahl
Beschluss Nr.: 25/2019
Abstimmung über den Beschlussvorschlag
Der Gemeinderat der Gemeinde Ecklingerode beruft für die Landtags-
wahl, die am 27.10.2019 stattfindet:

Herrn René Sieber zum Wahlleiter
Frau Isabell Hesse zur stellvertretenden Wahlleiterin
Abstimmungsergebnis:
Ja Stimmen:  ........................................................................................... 9
Nein Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen:.........................................................................................  0

Ecklingerode, den 22.07.2019
gez. Sieber
Bürgermeister

Ferna

Hauptsatzung der Gemeinde Ferna
Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 und 20 Abs. 1 der Thüringer Gemeinde- und 
Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) vom 16. Au-
gust 1993 (GVBl. S. 501) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 
28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. 
April 2018 (GVBl. S. 74ff), hat der Gemeinderat der Gemeinde Ferna 
in der Sitzung am 24.06.2019 die folgende Hauptsatzung beschlossen:

§ 1
Name

(1) Die Gemeinde führt den Namen „Ferna“.

§ 2
Gemeindewappen, Gemeindeflagge, Gemeindesiegel

(1) Das Gemeindewappen ist gespalten von Blau über Gold und zeigt 
oben einen wachsenden silbernen Engel auf einer Querflöte spielend 
und unten einen blauen Wellenbalken.
(2) Die Flagge der Gemeinde ist weiß mit blauen Flanken und trägt das 
Gemeindewappen.
(3) Das Dienstsiegel trägt die Umschrift im unteren Halbkreis „Gemeinde 
Ferna“ und im oberen Halbkreis „Thüringen“ und zeigt im Abdruck, dass 
unter Absatz 1 beschriebene Wappen der Gemeinde.
(4) Eine Verwendung des Namens, des Wappens und der Flagge der Ge-
meinde ist nur mit Genehmigung des Gemeinderats oder Bürgermeisters 
zulässig.

§ 3
Bürgerbegehren, Bürgerentscheid

(1) Die Bürger können über Angelegenheiten des eigenen Wirkungskrei-
ses der Gemeinde die Durchführung eines Bürgerentscheids beantragen 
(Bürgerbegehren). Nach Zustandekommen des Bürgerbegehrens wird 
die Angelegenheit den Bürgern zur Entscheidung vorgelegt, sofern der 
Gemeinderat, sich das Anliegen nicht zu Eigen macht.
(2) Unter bestimmten Voraussetzungen kann der Gemeinderat den Bür-
gern eine Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises der Gemeinde 
zur Entscheidung vorlegen (Ratsreferendum).
(3) Absatz 1 und 2 gelten für Bürgerentscheide in Ortsteilen einer Ge-
meinde und in Ortschaften einer Landgemeinde entsprechend.
(4) Der erfolgreiche Bürgerentscheid hat die Wirkung eines Gemeinde-
ratsbeschlusses der Gemeinde. In dem Ortsteil einer Gemeinde oder der 
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kommunalen Wahlbeamten auf Zeit die folgenden Aufwandsentschädi-
gungen:
der ehrenamtliche Bürgermeister  615,00 Euro / Monat,
der ehrenamtliche Erste Beigeordnete  120,00 Euro / Monat.

§ 11
Öffentliche Bekanntmachungen

(1) Die öffentliche Bekanntmachung von Satzungen der Gemeinde er-
folgt durch Veröffentlichung im „Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft 
Lindenberg/Eichsfeld“.
Auf den Urschriften der Satzungen sind die Form und der Tag der öffent-
lichen Bekanntmachung schriftlich zu vermerken.
(2) Kann wegen eines Naturereignisses oder anderer unabwendbarer 
Ereignisse eine Satzung nicht in der durch Absatz 1 festgelegten Form 
öffentlich bekannt gemacht werden, erfolgt in dringenden Fällen die öf-
fentliche Bekanntmachung der Satzung durch
Aushang an folgender Verkündungstafel:

1. Gaststätte „Zum Dorfkrug“, Dorfstraße 33a
Nach Wegfall des Hinderungsgrundes wird die öffentliche Bekanntma-
chung der Satzung unverzüglich in der nach Absatz 1 festgelegten Form 
nachgeholt; auf die Form der Bekanntmachung ist dabei hinzuweisen.
(3) Die ortsübliche öffentliche Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tages-
ordnung der Sitzungen des Gemeinderats erfolgt durch Aushang an fol-
gender Verkündungstafel:

1. Gaststätte „Zum Dorfkrug“, Dorfstraße 33 a.
Die Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des 
Gemeinderats und der Ausschüsse ist mit dem Ablauf des ersten Tages 
des Aushangs an den Verkündungstafeln vollendet. Die entsprechenden 
Bekanntmachungen dürfen jedoch erst am Tag nach der jeweiligen Sit-
zung abgenommen werden.
(4) Für sonstige gesetzlich erforderliche (öffentliche, amtliche oder orts-
übliche) Bekanntmachungen gilt Absatz 1 entsprechend, sofern nicht 
Bundes- oder Landesrecht etwas anderes bestimmt.

§ 12
Haushaltswirtschaft

Die Haushaltswirtschaft der Gemeinde wird nach den Grundsätzen der 
Verwaltungsbuchführung geführt.

§ 12
Sprachform, In-Kraft-Treten

(1) Die in dieser Hauptsatzung verwandten personenbezogenen Be-
zeichnungen gelten für alle Geschlechtsformen.
(2) Die Hauptsatzung tritt rückwirkend zum 01.06.2019 in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die Hauptsatzung vom 09.10.2009 und die 1. Änderung der 
Hauptsatzung vom 01.01.2019 außer Kraft.

Ferna, den 16.07.2019
gez. Oberkersch
Bürgermeister

Geschäftsordnung

für den Gemeinderat und die Ausschüsse  
der Gemeinde Ferna

Aufgrund des § 34 Abs. 1 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisord-
nung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) vom 16. August 1993 
(GVBl. S. 501) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 28. Januar 
2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. April 2018 
(GVBl. S.74) hat der Gemeinderat der Gemeinde Ferna in der Sitzung 
am 24.06.2019 folgende Geschäftsordnung beschlossen:

§ 1 Einberufung des Gemeinderats
(1) Der Gemeinderat ist einzuberufen, wenn es die Geschäftslage erfor-
dert. Im Übrigen soll mindestens vierteljährlich eine Sitzung stattfinden.
(2) Der Gemeinderat ist unverzüglich einzuberufen, wenn mindestens ein 
Viertel der Gemeinderatsmitglieder es schriftlich unter Angabe des Bera-
tungsgegenstandes verlangt. Dies gilt nicht, wenn der Gemeinderat den 
gleichen Beratungsgegenstand innerhalb der letzten drei Monate bereits 
beraten hat, es sei denn, dass sich die Sach- oder Rechtslage wesentlich 
geändert hat.
(3) Der Bürgermeister lädt die Gemeinderatsmitglieder und die sonstigen 
nach den Bestimmungen der Thüringer Kommunalordnung zu ladenden 
Personen schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung ein. Zwischen 
dem Tag des Zugangs der Einladung und dem Tag der Sitzung müssen 
mindestens vier volle Kalendertage liegen. Der Einladung an die zu la-
denden Personen sollen die für die Beratung erforderlichen Unterlagen 
beigefügt werden, soweit nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte In-
teressen Einzelner entgegenstehen.
(4) Die in Abs. 2 S. 1, Abs. 3 S. 1 vorgesehene Schriftform kann durch die 
elektronische Form nach Maßgabe des § 35 Abs. 7 ThürKO ersetzt werden.
(5) Sofern eine Entscheidung nicht ohne Nachteil für die Gemeinde auf-
geschoben werden kann (Dringlichkeit), kann die Einladungsfrist abge-
kürzt werden, jedoch muss die Einladung spätestens am zweiten Tag 
vor der Sitzung zugehen und einen Hinweis auf die Verkürzung der Frist 
enthalten. Die Dringlichkeit ist vom Gemeinderat vor Eintritt in die Tages-
ordnung festzustellen.

§ 7
Beigeordnete

(1) Der Gemeinderat wählt hat eine/n ehrenamtliche(n) Beigeordnete(n).
(2) Der Bürgermeister wird im Fall seiner Verhinderung durch den Beige-
ordneten vertreten.

§ 8
Ausschüsse

(1) Der Gemeinderat bildet keine Ausschüsse. Durch Beschluss des Ge-
meinderates können zeitweilige Ausschüsse gebildet werden. Nähere 
Regelungen trifft die Geschäftsordnung.
(2) Bei der Zusammensetzung der Ausschüsse hat der Gemeinderat 
dem Stärkeverhältnis der in ihm vertretenen Parteien und Wählergrup-
pen Rechnung zu tragen, soweit Fraktionen bestehen, sind diese der Be-
rechnung zugrunde zu legen. Übersteigt die Zahl der Ausschusssitze die 
Zahl der Gemeinderatsmitglieder, so kann jedes Gemeinderatsmitglied, 
dass im Übrigen keinen Ausschusssitz besetzt, verlangen, in einem 
Ausschuss mit Rede- und Antragsrecht mitzuwirken. Der Gemeinderat 
entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit durch Beschluss, welchem 
Ausschuss dieses Gemeinderatsmitglied zugewiesen wird.
(3) Die Besetzung von Ausschüssen und sonstigen Gremien erfolgt ein-
heitlich nach dem mathematischen Verhältnisverfahren Hare/Niemeyer.

§ 9
Ehrenbezeichnungen

(1) Personen, die sich in besonderem Maße um die Gemeinde und das 
Wohl ihrer Einwohner verdient gemacht haben, können zu Ehrenbürgern 
ernannt werden.
(2) Personen, die als Mitglieder des Gemeinderates, Ehrenbeamtinnen 
oder Ehrenbeamte, hauptamtliche Wahlbeamtinnen oder Wahlbeamte 
insgesamt mindestens 20 Jahre ihr Mandat oder Amt ausgeübt haben, 
können folgende Ehrenbezeichnungen erhalten:
Bürgermeisterin oder Bürgermeister = Ehrenbürgermeisterin oder Eh-
renbürgermeister,
Beigeordnete oder Beigeordneter = Ehrenbeigeordnete oder Ehrenbei-
geordneter,
Gemeinderatsmitglied = Ehrengemeinderatsmitglied,
sonstige Ehrenbeamtinnen oder Ehrenbeamte = eine die ausgeübte eh-
renamtliche Tätigkeit kennzeichnende Amtsbezeichnung mit dem Zusatz 
„Ehren-“.
Die Ehrenbezeichnung soll sich nach der zuletzt und/ oder überwiegend 
ausgeübten Funktion richten.
(3) Personen, die durch besondere Leistungen oder in sonstiger vor-
teilhafter Weise zur Mehrung des Ansehens der Gemeinde beigetragen 
haben, können besonders geehrt werden. Der Gemeinderat kann dazu 
spezielle Richtlinien beschließen.
(4) Die Verleihung des Ehrenbürgerrechtes und der Ehrenbezeichnung 
soll in feierlicher Form in einer Sitzung des Gemeinderates unter Aus-
händigung einer Urkunde vorgenommen werden.
(5) Die Gemeinde kann das Ehrenbürgerrecht und die Ehrenbezeich-
nung wegen unwürdigen Verhaltens widerrufen.

§ 10
Entschädigungen

(1) Die Gemeinderatsmitglieder erhalten für ihre ehrenamtliche Mitwir-
kung bei den Beratungen und Entscheidungen des Gemeinderats und 
seiner Ausschüsse als Entschädigung nach Maßgabe der Thüringer Ent-
schädigungsverordnung ein Sitzungsgeld von 25,00 Euro für die notwen-
dige, nachgewiesene Teilnahme an Sitzungen des Gemeinderats oder 
eines Ausschusses, in dem sie Mitglied sind.
Dabei dürfen nicht mehr als zwei Sitzungsgelder pro Tag gezahlt werden.
(2) Mitglieder des Gemeinderats, die Arbeiter oder Angestellte sind, 
haben außerdem Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen Verdienst-
ausfalls und der notwendigen Auslagen. Selbstständig Tätige erhalten 
eine Pauschalentschädigung von 20,00 Euro je volle Stunde für den 
Verdienstausfall, der durch Zeitversäumnis in ihrer beruflichen Tätigkeit 
entstanden ist. Sonstige Mitglieder des Gemeinderats, die nicht erwerbs-
tätig sind, jedoch einen Mehrpersonenhaushalt von mindestens drei Per-
sonen führen, erhalten eine Pauschalentschädigung von 10,00 Euro je 
volle Stunde. Die Ersatzleistungen nach diesem Absatz werden nur auf 
Antrag sowie für höchstens 8 Stunden pro Tag und auch nur bis 19.00 
Uhr gewährt.
(3) Für eine notwendige auswärtige Tätigkeit werden Reisekosten nach 
dem Thüringer Reisekostengesetz gezahlt.
(4) Für ehrenamtlich Tätige, die nicht Mitglied des Gemeinderats sind, 
gelten die Regelungen hinsichtlich des Sitzungsgeldes, des Verdienst-
ausfalls bzw. der Pauschalentschädigung und der Reisekosten (Abs. 1, 2 
und 3) entsprechend.
Die Mitglieder des Wahlausschusses erhalten für die Teilnahme an den 
Sitzungen und die Mitglieder des Wahlvorstandes bei der Durchführung 
der Wahlen am Wahltag sowie erforderlichenfalls für den folgenden Tag 
eine pauschale Entschädigung, jedoch entsprechend den Gesetzen zur 
Europawahl, Bundestagswahl, Landtagswahl und Kommunalwahl in der 
jeweils gültigen Fassung.
Die pauschale Entschädigung beträgt:
Für Wahlvorsteher / Wahlleiter  25,00 Euro
Für stellv. Wahlvorsteher, Schriftführer und Beisitzer  20,00 Euro
(5) Die ehrenamtlichen Kommunalwahlbeamten erhalten nach Maßgabe 
der Verordnung über die Aufwandsentschädigung der ehrenamtlichen 
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Anträge zur Geschäftsordnung gilt § 11 dieser Geschäftsordnung. Die 
einzelnen Punkte der Tagesordnung werden der Reihe nach aufgerufen 
und behandelt.

§ 5 Beschlussfähigkeit
(1) Beschlüsse des Gemeinderats werden in Sitzungen gefasst. Zu Be-
ginn der Sitzung stellt der Vorsitzende die Beschlussfähigkeit fest, indem 
er prüft, ob sämtliche Mitglieder und nach der Thüringer Kommunal-
ordnung zu ladende Personen ordnungsgemäß geladen sind und die 
Mehrheit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist. Wenn der 
Gemeinderat nicht ordnungsgemäß einberufen wurde, darf die Sitzung 
nicht stattfinden.
(2) Der Vorsitzende hat sich vor jeder Abstimmung davon zu überzeugen, 
dass der Gemeinderat beschlussfähig ist. Stellt er die Beschlussunfä-
higkeit fest, kann er die Sitzung unterbrechen oder schließen. Besteht 
die Beschlussunfähigkeit nur für den behandelten Gegenstand, geht der 
Vorsitzende zum nächsten Tagesordnungspunkt über.
(3) Wird der Gemeinderat nach Beschlussunfähigkeit wegen mangeln-
der Anwesenheit in der ersten Sitzung zum zweiten Mal zur Verhandlung 
über denselben Gegenstand zusammengerufen, so ist er ohne Rücksicht 
auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. Bei der zweiten Einladung 
muss auf diese Bestimmung hingewiesen werden.
(4) Ist die Hälfte oder mehr als die Hälfte der Mitglieder des Gemeinde-
rats von der Beratung und Abstimmung wegen persönlicher Beteiligung 
(§ 38 ThürKO) ausgeschlossen, so ist der Gemeinderat beschlussfähig, 
wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder anwesend und stimmberech-
tigt ist. Andernfalls entscheidet der Bürgermeister nach Anhörung der 
nicht ausgeschlossenen anwesenden Gemeinderatsmitglieder anstelle 
des Gemeinderats.

§ 6 Persönliche Beteiligung
(1) Kann ein Beschluss einem Mitglied des Gemeinderats selbst oder 
seinem Ehegatten oder einem Verwandten oder Verschwägerten bis zum 
dritten Grad (§§ 1589, 1590 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) oder einer 
von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen natürlichen oder ju-
ristischen Person unmittelbar einen Vorteil oder Nachteil bringen, so darf 
es an der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen. Dies gilt nicht, 
wenn das Mitglied an der Entscheidung der Angelegenheit lediglich als 
Angehöriger einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe beteiligt ist, deren 
gemeinsame Interessen durch die Angelegenheit berührt werden. Als 
unmittelbar gilt nur derjenige Vorteil oder Nachteil, der sich direkt aus 
der Entscheidung ergibt, ohne dass weitere Ereignisse eintreten oder 
Maßnahmen getroffen werden müssen, die über die Ausführung von 
Beschlüssen hinausgehen. Bei nichtöffentlicher Sitzung hat das Mitglied 
den Sitzungsraum zu verlassen, bei öffentlichen Sitzungen darf es sich 
in dem für die Zuhörer bestimmten Teil des Sitzungsraumes aufhalten. 
Gleiches gilt, wenn ein Mitglied in anderer als öffentlicher Eigenschaft ein 
Gutachten abgegeben hat. Die Nichtmitwirkung ist in der Niederschrift 
zu vermerken. Der Betroffene kann verlangen, dass die Gründe für die 
Nichtmitwirkung in die Niederschrift aufgenommen werden. Die Sätze 
1 bis 7 gelten entsprechend für Beigeordnete und sonstige nach den 
Bestimmungen der Thüringer Kommunalordnung zu ladende Personen.
(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten nicht für Wahlen.
(3) Muss der Betroffene annehmen, wegen persönlicher Beteiligung an 
der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen zu dürfen, so hat er die 
Tatsachen, die seine persönliche Beteiligung begründen können, vor 
Beginn der Beratung des betreffenden Tagesordnungs-punktes unauf-
gefordert dem Gemeinderat zu offenbaren. Die Entscheidung über den 
Ausschluss von der Beratung und Abstimmung trifft der Gemeinderat in 
nichtöffentlicher Sitzung in Abwesenheit des Betroffenen.
(4) Ein Beschluss ist nur dann unwirksam, wenn ein Mitglied des Ge-
meinderats oder ein hauptamtlicher Beigeordneter zu Unrecht von der 
Beratung oder Abstimmung ausgeschlossen worden ist oder ein per-
sönlich Beteiligter an der Abstimmung teilgenommen hat und nicht 
auszuschließen ist, dass seine Teilnahme an der Abstimmung für das 
Abstimmungsergebnis entscheidend war. Der Beschluss gilt jedoch als 
von Anfang an wirksam, wenn die in Satz 1 genannte Verletzung der 
Bestimmungen über die persönliche Beteiligung nicht innerhalb von drei 
Monaten nach der Beschlussfassung unter Bezeichnung der Tatsachen, 
die eine solche Verletzung begründen können, gegenüber der Gemeinde 
geltend gemacht worden ist. Bei Satzungsbeschlüssen und Beschlüssen 
über Flächennutzungspläne gilt § 21 Abs. 4 bis 6 ThürKO.

§ 7 Vorlagen
(1) Beschlussvorlagen sind schriftliche Sachverhaltsdarstellungen (Er-
läuterungen) mit einem Beschlussvorschlag, die vom Bürgermeister zur 
Beratung und Beschlussfassung an den Gemeinderat gerichtet werden 
sollen. Berichtsvorlagen sind dagegen reine Informationsmitteilungen.
(2) Der Bürgermeister kann bestimmen, dass für ihn ein Beigeordneter 
oder ein Mitarbeiter der Verwaltungsgemeinschaft Vorlagen in der Ge-
meinderatssitzung erläutert. Der Gemeinderat kann durch Beschluss 
Vorlagen zur Behandlung an Ausschüsse verweisen oder ihre Behand-
lung vertagen.

§ 8 Anträge
(1) Anträge sind nur zulässig, wenn der Gemeinderat für den Gegen-
stand der Beschlussfassung zuständig ist, anderenfalls sind sie ohne 
Sachdebatte vom Gemeinderat als unzulässig zurückzuweisen. Antrags-
berechtigt sind jede Fraktion, der Bürgermeister und jedes gewählte 
Gemeinderatsmitglied. Von mehreren Gemeinderatsmitgliedern und / 

(6) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen sind spätestens am vierten 
Tag, bei Dringlichkeit am zweiten Tag vor der Sitzung, ortsüblich öffent-
lich bekannt zu machen. Für die Tagesordnung nichtöffentlicher Sitzun-
gen gilt dies nur insoweit, als dadurch der Zweck der Nichtöffentlichkeit 
nicht gefährdet wird.
(7) Eine Verletzung von Form oder Frist der Einladung eines Gemeinde-
ratsmitglieds oder einer sonstigen nach den Bestimmungen der Thürin-
ger Kommunalordnung zu ladenden Person gilt als geheilt, wenn das Ge-
meinderatsmitglied oder die zu ladende Person zu der Sitzung erscheint 
und den Mangel nicht geltend macht.

§ 2 Teilnahme an Sitzungen
(1) Die Gemeinderatsmitglieder sind zur Teilnahme an den Sitzungen des 
Gemeinderats und zur Übernahme der ihnen zugewiesenen Geschäfte 
verpflichtet. Gegen Gemeinderatsmitglieder, die sich dieser Verpflichtung 
ohne genügende Entschuldigung entziehen, kann der Gemeinderat ein 
Ordnungsgeld bis zu fünfhundert Euro im Einzelfall verhängen.
(2) Ein Gemeinderatsmitglied, das an einer Sitzung nicht oder nicht 
rechtzeitig teilnehmen kann oder die Sitzung vorzeitig verlassen will, 
muss dies dem Vorsitzenden unter Angabe des Entschuldigungsgrundes 
möglichst frühzeitig mitteilen. Die Mitteilung gilt in der Regel als Entschul-
digung und kann ausnahmsweise auch nachgereicht werden.
(3) Für jede Sitzung wird eine Anwesenheitsliste ausgelegt, in die sich 
jedes anwesende Gemeinderatsmitglied eigenhändig eintragen muss.
(4) Die Gemeinderatsmitglieder sind verpflichtet, über die ihnen bei Aus-
übung ihres Amtes bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwie-
genheit zu bewahren, soweit nicht diese Tatsachen offenkundig sind oder 
ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Werden diese 
Verpflichtungen schuldhaft verletzt, kann der Gemeinderat im Einzelfall 
ein Ordnungsgeld bis zu zweitausendfünfhundert Euro verhängen.

§ 3 Öffentlichkeit der Sitzungen
(1) Die Sitzungen des Gemeinderats sind öffentlich, soweit nicht Rück-
sichten auf das Wohl der Allgemeinheit oder das berechtigte Interesse 
einzelner entgegenstehen. Über den Ausschluss der Öffentlichkeit wird 
in nichtöffentlicher Sitzung beraten und entschieden.
(2) In nichtöffentlicher Sitzung werden in der Regel behandelt:

- Personalangelegenheiten mit Ausnahme von Wahlen;
- Grundstücksgeschäfte, die der Vertraulichkeit bedürfen, z. B. wegen 

der Erörterung der wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse ei-
nes Beteiligten;

- Auftragsvergaben, sofern schutzwürdige Belange der Bieter oder 
sonstiger Privatpersonen berührt werden, z. B. wenn die Leistungs-
fähigkeit und Zuverlässigkeit eines Anbieters erörtert werden;

- Verträge sowie Verhandlungen mit Dritten und sonstige Angele-
genheiten, wenn jeweils eine vertrauliche Behandlung geboten er-
scheint;

- vertrauliche Abgabenangelegenheiten, die dem Steuergeheimnis (§ 
30 AO) unterliegen oder

- vertrauliche Sozialangelegenheiten, die dem Sozialgeheimnis (§ 35 
SGB I) unterliegen.

(3) Film-, Bild- und Tonaufzeichnungen bedürfen der Zustimmung des 
Gemeinderats. Einzelne Gemeinderatsmitglieder können verlangen, 
dass ihr Redebeitrag nicht aufgezeichnet wird. Für Tonaufzeichnungen 
als Hilfsmittel zum Anfertigen der Niederschrift wird auf § 14 Abs. 3 die-
ser Geschäftsordnung verwiesen.

§ 4 Tagesordnung
(1) Der Bürgermeister setzt im Benehmen mit dem / den Beigeordneten 
und dem Hauptausschuss die Tagesordnung fest und bereitet die Bera-
tungsgegenstände vor.
(2) In die Tagesordnung sind Anträge und Anfragen aufzunehmen, die 
dem Bürgermeister schriftlich bis spätestens 14 Tage vor der Sitzung von 
mindestens einem Viertel der Gemeinderatsmitglieder oder einer Frak-
tion vorgelegt werden. In die Tagesordnung aufzunehmende Anträge 
müssen schriftlich begründet werden und einen konkreten Beschlussvor-
schlag enthalten. Das Recht einer Fraktion oder von mindestens einem 
Viertel der Gemeinderatsmitglieder zur Aufnahme einer Angelegenheit 
in die Tagesordnung besteht nicht, wenn der Gemeinderat den gleichen 
Gegenstand innerhalb der letzten drei Monate bereits beraten hat, es 
sei denn, dass sich die Sach- oder Rechtslage wesentlich geändert hat.
(3) Die in Abs. 2 S. 1, 2 vorgesehene Schriftform kann durch die elekt-
ronische Form nach Maßgabe des § 35 Abs. 7 ThürKO ersetzt werden.
(4) Die vom Bürgermeister festgesetzte Tagesordnung kann um weitere 
Gegenstände nur erweitert werden, wenn

1. diese in einer nichtöffentlichen Sitzung zu behandeln sind, alle Mit-
glieder und sonstige nach den Bestimmungen der Thüringer Kom-
munalordnung zu ladenden Personen anwesend und mit der Be-
handlung einverstanden sind oder

2. bei Dringlichkeit der Angelegenheit der Gemeinderat mit einer Mehr-
heit von zwei Dritteln seiner anwesenden Mitglieder die Behandlung 
eines Gegenstandes beschließt. Dringlich ist eine Angelegenheit, 
wenn deren Entscheidung nicht ohne Nachteil für die Gemeinde auf-
geschoben werden kann.

(5) Der Gemeinderat kann durch Beschluss die Reihenfolge der Tages-
ordnungspunkte ändern, verwandte Punkte verbinden und Beratungs-
punkte von der Tagesordnung absetzen. Für die Behandlung dieser 



Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft Lindenberg/Eichsfeld - 13 -
(3) Auf Anträge zur Geschäftsordnung muss der Vorsitzende das Wort 
unverzüglich außerhalb der Reihenfolge der Wortmeldungen erteilen, 
höchstens jedoch zweimal einem Redner zum selben Gegenstand. Die 
Ausführungen dürfen sich nur auf die geschäftsordnungsmäßige Be-
handlung des zur Verhandlung stehenden Gegenstandes beziehen. Bei 
Verstößen soll dem Redner sofort das Wort entzogen werden. Die Re-
dezeit beträgt höchstens drei Minuten. Wird ein Geschäftsordnungsan-
trag abgelehnt, so darf er zum gleichen Beratungspunkt nicht wiederholt 
werden.
(4) Ein Antrag auf Schluss der Rednerliste bzw. Schluss der Ausspra-
che kann nur von einem Gemeinderatsmitglied gestellt werden, das noch 
nicht zur Sache gesprochen hat. Der Vorsitzende hat vor der Abstim-
mung die Namen der Redner aus der Rednerliste zu verlesen, die noch 
nicht zu Wort gekommen sind, und sich davon zu überzeugen, dass jede 
Fraktion und jedes Gemeinderatsmitglied, das keiner Fraktion angehört, 
Gelegenheit hatte, ihre Argumente zum Beratungsgegenstand vorzutra-
gen; andernfalls ist hierzu die Möglichkeit einzuräumen.

§ 12 Abstimmungen (Beschlüsse und Wahlen)
(1) Über jeden Beratungsgegenstand ist gesondert abzustimmen.
(2) Bei mehreren Anträgen zu dem gleichen Gegenstand wird über den 
weitergehenden Antrag zuerst, über einen Gegenantrag oder einen An-
trag auf Abänderung vor dem ursprünglichen Antrag abgestimmt. Beste-
hen Zweifel darüber, welcher Antrag der weitergehende ist, so entschei-
det darüber der Vorsitzende.
(3) Vor der Abstimmung ist die endgültige Formulierung des zu fassen-
den Beschlusses zu verlesen, soweit sie sich nicht aus der Vorlage er-
gibt; das gilt nicht für Geschäftsordnungsanträge. Bei Beschlüssen stellt 
der Vorsitzende die Frage, über die abgestimmt werden soll, so dass sie 
mit Ja oder Nein beantwortet werden kann.
(4) Beschlüsse des Gemeinderats werden mit der Mehrheit der auf Ja 
oder Nein lautenden Stimmen gefasst, soweit nicht durch Gesetz eine 
andere Mehrheit vorgesehen ist; die zulässigen Stimmenthaltungen wer-
den dabei nicht berücksichtigt. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag ab-
gelehnt. Bei Beschlüssen, die mit qualifizierter Mehrheit zu fassen sind, 
hat der Vorsitzende durch ausdrückliche Erklärung festzustellen, dass 
diese qualifizierte Mehrheit dem Antrag oder der Vorlage zugestimmt hat.
(5) Die Beschlussfassung erfolgt grundsätzlich offen durch Handheben, 
erkennbare Zustimmung oder durch Erheben von den Sitzen. Für- und 
Gegenstimmen sowie Stimmenthaltungen sind zu zählen und die jeweili-
gen Zahlen im Protokoll festzuhalten.
(6) Geheim wird in den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen abgestimmt 
oder wenn dies der Gemeinderat beschließt.
(7) Der Gemeinderat kann beschließen, namentlich abzustimmen. Bei 
namentlicher Abstimmung werden die stimmberechtigten Mitglieder des 
Gemeinderats vom Vorsitzenden einzeln aufgerufen.
(8) Bei geheimer Beschlussfassung und Wahlen durch Stimmzettel sind 
Stimmzettel ungültig, wenn sie leer sind, Zusätze enthalten oder den 
Willen des Stimmberechtigten nicht zweifelsfrei erkennen lassen. Die 
Stimmzettel werden von je einem Gemeinderatsmitglied der Fraktionen 
ausgezählt, die das Ergebnis dem Vorsitzenden mitteilen.
(9) Wahlen werden in geheimer Abstimmung durchgeführt. Es kön-
nen nur solche Personen gewählt werden, die dem Gemeinderat vor 
der Wahl vorgeschlagen worden sind. Gewählt ist, wer mehr als die 
Hälfte der Stimmen der anwesenden Stimmberechtigten erhalten hat. 
Wird eine solche Mehrheit bei der Wahl nicht erreicht, findet zwischen 
den beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmzahlen eine Stichwahl 
statt, bei der gewählt ist, wer die Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen erhält. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Ist die 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen ungültig, so ist die Stichwahl zu 
wiederholen. Der Gemeinderat kann nach jedem erfolglosen Wahl-
gang beschließen, die Wahl abzubrechen und in derselben oder einer 
weiteren Sitzung eine erneute Wahl durchzuführen. Neue Bewerber 
können nur zu einer Wahl in einer weiteren Sitzung vorgeschlagen 
werden. Steht nur ein Bewerber zur Wahl, findet bei Nichterreichen 
der Mehrheit der Stimmen der anwesenden Stimmberechtigten im 
ersten Wahlgang ein zweiter Wahlgang statt, in dem der Bewerber 
gewählt ist, wenn er mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen 
Stimmen erhalten hat.
(10) Sind mehrere gleichartige unbesoldete Stellen zu besetzen, kön-
nen die Wahlen in einem Wahlvorgang durchgeführt werden, indem alle 
Bewerber auf einem Stimmzettel erfasst werden und je zu besetzende 
Stelle eine Stimme vergeben werden kann. Ungültig sind Stimmen hin-
sichtlich der betreffenden Person, wenn der Stimmzettel gegenüber die-
ser Person einen Zusatz oder Vorbehalt enthält oder der Stimmzettel den 
Willen des Stimmberechtigten nicht zweifelsfrei erkennen lässt. Gewählt 
sind die Bewerber in der Reihenfolge der Zahl der gültigen Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los. Die Stellen von ehrenamtlichen 
Beigeordneten sind keine gleichartigen Stellen im Sinne des Satzes 1.
(11) Die Bestimmungen der Absätze 9 und 10 gelten für alle Ent-
scheidungen des Gemeinderats, die in der Thüringer Kommunal-
ordnung oder in anderen Rechtsvorschriften als Wahlen bezeichnet 
werden, soweit diese Regelungen keine abweichenden Anforderun-
gen enthalten.
(12) Der Vorsitzende stellt das Ergebnis der Abstimmung fest und gibt 
es anschließend bekannt. Die Richtigkeit des Abstimmungsergebnisses 
kann nur sofort nach der Verkündung beanstandet werden. Bei rechtzei-
tiger Beanstandung muss die Abstimmung unverzüglich wiederholt wer-
den, wenn dies der Gemeinderat beschließt.

oder mehreren Fraktionen können gemeinsame Anträge gestellt werden. 
Jeder Antrag soll vom Antragsteller vorgetragen und begründet werden.
(2) Anträge, die vom Gemeinderat abgelehnt worden sind, können von 
demselben Antragsteller / derselben antragstellenden Fraktion frühes-
tens drei Monate nach der Ablehnung wieder eingebracht werden. Sie 
sind allerdings zulässig, wenn begründet dargelegt wird, dass die ent-
scheidungserheblichen Tatsachen sich verändert haben.
(3) Änderungsanträge zu Tagesordnungspunkten können bis zur Eröff-
nung der Aussprache über den Beratungsgegenstand gestellt werden. 
Der Antrag muss begründet sein und einen konkreten Beschlussvor-
schlag enthalten.

§ 9 Anfragen
(1) Anfragen in Selbstverwaltungsangelegenheiten können von den Frak-
tionen und auch von einzelnen Gemeinderatsmitgliedern an den Bürger-
meister gerichtet werden und sollen mindestens fünf Arbeitstage vor der 
Sitzung dem Bürgermeister schriftlich vorliegen; der Sitzungstag wird bei 
der Berechnung der Frist nicht mitgerechnet. Das Fragerecht erstreckt 
sich nicht auf den Zuständigkeitsbereich des Bürgermeisters.
(2) Ein Fraktionsmitglied (bei Anfragen einer Fraktion) bzw. das anfra-
gende Gemeinderats-mitglied kann die Anfrage in der Sitzung vorlesen 
und begründen.
(3) Anfragen werden vom Bürgermeister, einem von ihm beauftragten 
Beigeordneten oder einem Mitarbeiter der Verwaltungsgemeinschaft 
beantwortet. Der Anfragende hat nach der Beantwortung das Recht, 
zusätzlich maximal zwei Zusatzfragen zur Sache zu stellen, die nach 
Möglichkeit in der Sitzung zu beantworten sind. Ist dies nicht möglich, 
so hat der Bürgermeister dem Fragesteller innerhalb eines Monats eine 
schriftliche Antwort zu erteilen. Eine Aussprache über die Anfrage findet 
nicht statt.
(4) Erst in der Sitzung gestellte Anfragen können nur dann zugelassen 
werden, wenn der Gemeinderat die Dringlichkeit mit zwei Dritteln seiner 
anwesenden Mitglieder beschließt. Sie sollen in der Sitzung beantwor-
tet werden, wenn der Bürgermeister sich hierzu in der Lage sieht. An-
dernfalls werden sie in der nächsten Gemeinderatssitzung beantwortet, 
sofern der Anfragende nicht mit einer früheren schriftlichen Antwort ein-
verstanden ist.

§ 10 Sitzungsleitung, Hausrecht, Redeordnung
(1) Als Gemeinderatsvorsitzender leitet der Bürgermeister die Sitzung, 
übt das Hausrecht aus und sorgt für die Aufrechterhaltung der Ordnung. 
Ist der Bürgermeister verhindert, führt den Vorsitz im Gemeinderat sein 
Stellvertreter.
(2) Jedes Gemeinderatsmitglied darf zur Sache erst sprechen, wenn es 
sich zuvor zu Wort gemeldet und der Vorsitzende ihm dieses erteilt hat. 
Der Redner darf nur zu den zur Beratung anstehenden Angelegenheiten 
Stellung nehmen. Das Wort wird in der Reihenfolge der Wortmeldungen 
erteilt. Melden sich mehrere Gemeinderatsmitglieder gleichzeitig, so ent-
scheidet der Vorsitzende über die Reihenfolge. Dem Antragsteller ist auf 
Wunsch zum Schluss der Beratung nochmals das Wort zu erteilen.
(3) Zu einem Punkt der Tagesordnung soll der erste Redner einer Frak-
tion insgesamt nicht länger als 15 Minuten, jeder weitere Redner aus 
der gleichen Fraktion insgesamt nicht länger als 10 Minuten sprechen. 
Überschreitet ein Redner die ihm zustehende Redezeit, so kann ihm 
der Vorsitzende nach zweimaliger Ermahnung das Wort entziehen. Die 
Rededauer für Etatreden ist für den ersten Redner jeder Fraktion nicht 
beschränkt.
(4) Jedes Gemeinderatsmitglied ist berechtigt, nach Eröffnung der Aus-
sprache Zwischenfragen an den Redner zu stellen. Die Fragen sind 
möglichst kurz zu formulieren. Mit Zustimmung des Redners kann der 
Vorsitzende Zwischenfragen zulassen oder ablehnen. Dabei sollen im 
gleichen Zusammenhang nicht mehr als zwei Zwischenfragen zugelas-
sen werden.

§ 11 Anträge zur Geschäftsordnung
(1) Zur Geschäftsordnung können folgende Anträge gestellt werden, 
über die in der nachstehenden Reihenfolge abzustimmen ist:

1. Änderung der Tagesordnung,
2. Übergang zum nächsten Punkt der Tagesordnung,
3. Schließung der Sitzung,
4. Unterbrechung der Sitzung,
5. Vertagung,
6. Verweisung an einen Ausschuss,
7. Schluss der Aussprache,
8. Schluss der Rednerliste,
9. Begrenzung der Zahl der Redner,
10. Begrenzung der Dauer der Redezeit,
11. Begrenzung der Aussprache,
12. zur Sache.
Über Anträge zur Geschäftsordnung beschließt der Gemeinderat so-
fort mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden Stimmen (einfache 
Mehrheit). Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt.
(2) Anträge zur Geschäftsordnung können außer der Reihe gestellt wer-
den und gehen allen Anträgen vor. Sie bedürfen keiner Begründung. Bei 
ausdrücklichem Widerspruch ist vor der Abstimmung je ein Redner für 
und gegen den Antrag zu hören.
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2. der Erlass, die Änderung oder Aufhebung von Satzungen;
3. der Erlass oder die Änderung der Geschäftsordnung des Gemein-

derats;
4. die Beschlussfassung über Gebiets- oder Bestandsänderungen der 

Gemeinde;
5. die Beschlussfassung über den Abschluss von Tarifverträgen;
6. die Ernennung zum Ehrenbürger und anderer Ehrungen der Ge-

meinde;
7. die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung, die Nachtrags-

haushaltssatzungen, das Haushaltssicherungskonzept und die Ent-
scheidung über das Stellen eines Antrags nach § 87 Abs. 3 ThürKO 
(Übertragung von eigenen Aufgaben auf den Landkreis);

8. die Beschlussfassung über den Finanzplan nach § 62 ThürKO oder 
den mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplan;

9. die Feststellung der Jahresrechnung und der Jahresabschlüsse so-
wie die Beschlussfassung über die Entlastung;

10. die Beschlussfassung über die Festsetzung von Abgaben und pri-
vatrechtlichen Entgelten der Gemeinde oder solcher Unternehmen, 
an denen die Gemeinde mit mehr als 50 vom Hundert beteiligt ist;

11. die Entscheidung über die Gründung, Übernahme, Erweiterung oder 
Aufhebung von Unternehmen der Gemeinde und über die Beteili-
gung an Unternehmen;

12. die Beschlussfassung über die Bestellung und Abberufung des Lei-
ters des Rechnungsprüfungsamts, seines Stellvertreters und der 
Prüfung, die Erteilung besonderer Prüfungsaufträge an das Rech-
nungsprüfungsamt und die Bestellung des Abschlussprüfers;

13. die Veräußerung von Gemeindevermögen, soweit diese nicht nach 
Art und Umfang eine laufende Angelegenheit ist;

14. die Beschlussfassung über die Wirtschaftspläne, Sonderfällungen 
und periodischen Betriebspläne im Kommunalwald;

15. die Bestellung von Vertretern der Gemeinde in Aufsichts- und Ver-
waltungsräten sowie

16. sonstige Angelegenheiten, über die kraft Gesetzes der Gemeinderat 
entscheidet.

Diese Angelegenheiten können weder einem beschließenden Aus-
schuss noch dem Bürgermeister zur selbstständigen Erledigung über-
tragen werden.
(3) Der Gemeinderat behält sich darüber hinaus die Beschlussfassung 
über folgende Angelegenheiten vor:

1. den Wirtschaftsplan von Eigenbetrieben;
2. die Zustimmung zur Ernennung, Abordnung, Versetzung, Verset-

zung in den Ruhestand und Entlassung der Beamten des gehobe-
nen und höheren Dienstes;

3. die Zustimmung zur Einstellung, Höhergruppierung und Entlassung 
von Angestellten, deren Vergütungsgruppe mit der Besoldungsgrup-
pe der Beamten in Ziffer 2 vergleichbar ist;

4. den Erwerb von Vermögensgegenständen, soweit diese nicht für den 
laufenden Geschäftsbetrieb bestimmt sind und nicht in die Zustän-
digkeit des Haupt-, Finanz- oder Grundstücks- und Bauausschusses 
(§ 19 dieser Geschäftsordnung) oder des Bürgermeisters (§ 20 die-
ser Geschäftsordnung) fallen;

5. die Bildung und Beteiligung an Zweckverbänden, den Abschluss von 
Zweckvereinbarungen oder Arbeitsgemeinschaften i. S. d. Thüringer 
Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG), die 
Mitgliedschaft in sonstigen juristischen Personen des öffentlichen 
und privaten Rechts sowie

6. allgemeine Regelungen zur Benutzung öffentlicher Einrichtungen 
nach bürgerlichem Recht.

§ 18 Ausschüsse des Gemeinderats
(1) Der Gemeinderat bildet für bestimmte Aufgabenbereiche die in § 19 
dieser Geschäftsordnung näher genannten vorberatenden und beschlie-
ßenden Ausschüsse.
(2) Die Ausschüsse bestehen aus dem Bürgermeister und den weiteren 
Ausschussmitgliedern. Der Bürgermeister kann einen Beigeordneten mit 
seiner Vertretung im Ausschuss beauftragen; dieser hat Stimmrecht im 
Ausschuss.
(3) Bei der Zusammensetzung der Ausschüsse hat der Gemeinderat 
dem Stärkeverhältnis der in ihm vertretenen Parteien, Wählergruppen 
und Zusammenschlüssen Rechnung zu tragen; soweit Fraktionen beste-
hen, sind diese der Berechnung zu Grunde zu legen. Bei der Zusammen-
setzung der Ausschüsse bleibt die Zugehörigkeit des Bürgermeisters 
oder des ihn nach Absatz 2 Satz 2 vertretenen Beigeordneten zu einer 
Fraktion, Partei oder Wählergruppe unberücksichtigt.
(4) Die Ausschusssitze werden nach dem mathematischen Verhältnisver-
fahren nach Hare/Nie meyer verteilt.
Haben dabei mehrere Fraktionen, Parteien, Wählergruppen oder Zusam-
menschlüsse den gleichen Anspruch auf einen Sitz, so entscheidet die 
höhere Stimmenzahl, die bei den Wahlen zum Gemeinderat erlangt wur-
de. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Der Losentscheid ist für 
jeden Ausschuss gesondert durchzuführen.
(5) Für den Fall, dass die Zahl der Ausschusssitze die Zahl der Gemein-
deratsmitglieder übersteigt, kann jedes Gemeinderatsmitglied, das im 
Übrigen keinen Ausschusssitz besetzt, verlangen, in einem Ausschuss 
mit Rede- und Antragsrecht mitzuwirken. In dem schriftlichen Antrag des 

§ 13 Verletzung der Ordnung
(1) Wer in der Aussprache von der Sache abschweift, kann vom Vorsit-
zenden ermahnt und im Wiederholungsfalle zur Ordnung gerufen werden.
(2) Wer sich ungebührlicher oder beleidigender Äußerungen bedient, 
ist vom Vorsitzenden zur Ordnung zu rufen. Eine Aussprache über die 
Berechtigung, „zur Ordnung“ zu rufen, ist unzulässig. Auf Antrag ist in 
der nächsten Sitzung ohne Aussprache darüber abzustimmen, ob der 
Gemeinderat den Ordnungsruf für gerechtfertigt hält.
(3) Beim dritten Ordnungsruf in einer Sitzung kann der Vorsitzende dem 
Redner das Wort entziehen. Einem Redner, dem das Wort entzogen wur-
de, darf es zu diesem Beratungsgegenstand nicht wieder erteilt werden.
(4) Bei fortgesetzter erheblicher Störung der Ordnung kann der Vorsit-
zende ein Gemeinderatsmitglied mit Zustimmung des Gemeinderats von 
der laufenden Sitzung ausschließen. Dem Ausschluss soll ein dreima-
liger Ordnungsruf vorausgehen. Das Gemeinde ratsmitglied soll beim 
dritten Ordnungsruf auf die Möglichkeit des Ausschlusses hingewiesen 
werden. Wird durch ein bereits von einer früheren Sitzung ausgeschlos-
senes Gemeinderatsmitglied die Ordnung innerhalb von zwei Monaten 
neuerlich erheblich gestört, so kann ihm der Gemeinderat für zwei weite-
re Sitzungen die Teilnahme untersagen. Die entsprechenden Beschlüsse 
sind dem Gemeinderatsmitglied schriftlich mitzuteilen.
(5) Werden die Sitzungen durch Zuhörer gestört, kann der Vorsitzende 
diese ausschließen, die Sitzung unterbrechen oder den Zuhörerraum 
räumen lassen.
(6) Entsteht im Gemeinderat störende Unruhe, so kann der Vorsitzende 
die Sitzung unterbrechen oder schließen.

§ 14 Niederschrift
(1) Über die Sitzungen des Gemeinderats fertigt der vom Bürgermeister 
bestimmte Schriftführer eine Niederschrift an. Die Niederschriften über 
öffentliche und nichtöffentliche Sitzungen sind getrennt zu führen. Die 
Niederschrift muss Tag und Ort der Sitzung, die Namen der anwesenden 
Teilnehmer und die der abwesenden Mitglieder des Gemeinderats unter 
Angabe ihres Abwesenheitsgrundes sowie die behandelten Gegenstän-
de, die Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis erkennen lassen. Je-
des Mitglied kann verlangen, dass in der Niederschrift festgehalten wird, 
wie es abgestimmt hat; das gilt nicht bei geheimer Abstimmung.
(2) Werden vom Redner Schriftsätze verlesen, so sollen sie dem Schrift-
führer im Original oder in Abschrift für die Niederschrift zur Verfügung 
gestellt werden.
(3) Das Anfertigen von Tonaufzeichnungen einer Sitzung, auch von Tei-
len, ist nicht gestattet.
(4) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu un-
terschreiben und in der nächsten Sitzung durch Beschluss des Gemein-
derats zu genehmigen.
(5) Die Mitglieder des Gemeinderats können jederzeit die Niederschrif-
ten einsehen und sich Abschriften der Niederschriften über öffentliche 
Sitzungen erteilen lassen. Die Einsicht in die Niederschriften über öffent-
liche Sitzungen bei der Gemeindeverwaltung steht allen Bürgern frei. Ab-
schriften von Niederschriften über öffentliche Sitzungen werden an alle 
Mitglieder des Gemeinderats übersandt.

§ 15 Behandlung der Beschlüsse
(1) Der Wortlaut der in öffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse des Ge-
meinderats und der Ausschüsse wird unverzüglich in ortsüblicher Weise 
öffentlich bekannt gemacht. Die in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Be-
schlüsse sind in gleicher Weise bekannt zu machen, sobald die Gründe 
für die Geheimhaltung weggefallen sind. Die Entscheidung hierüber trifft 
der Gemeinderat.
(2) Hält der Bürgermeister eine Entscheidung des Gemeinderats oder 
eines Ausschusses für rechtswidrig, so hat er ihren Vollzug auszusetzen 
und sie in der nächsten Sitzung, die innerhalb eines Monats nach der 
Entscheidung stattfinden muss, gegenüber dem Gemeinderat oder dem 
Ausschuss zu beanstanden. Verbleibt der Gemeinderat oder der Aus-
schuss bei seiner Entscheidung, so hat der Bürgermeister unverzüglich 
die Rechtsaufsichtsbehörde zu unterrichten.

§ 16 Fraktionen
(1) Gemeinderatsmitglieder können sich zu Fraktionen zusammenschlie-
ßen. Eine Fraktion kann auch aus Mitgliedern mehrerer Parteien oder 
Wählergruppen gebildet werden. Die Fraktion muss mindestens aus zwei 
Gemeinderatsmitgliedern bestehen und jedes Gemeinderatsmitglied 
darf nur einer Fraktion angehören.
(2) Der Zusammenschluss zu einer Fraktion, ihre Bezeichnung sowie 
deren Vorsitzender und sein Stellvertreter wie auch die Namen der Frak-
tionsmitglieder sind dem Bürgermeister schriftlich mitzuteilen, der hie-
rüber unverzüglich den Gemeinderat unterrichtet. Das Gleiche gilt für 
spätere Änderungen.

§ 17 Zuständigkeit des Gemeinderats
(1) Der Gemeinderat beschließt über die Aufgaben des eigenen Wir-
kungskreises der Gemeinde, soweit er nicht die Beschlussfassung auf 
einen beschließenden Ausschuss übertragen hat oder der Bürgermeister 
zuständig ist.
(2) Für nachfolgend aufgeführte Angelegenheiten ist allein der Gemein-
derat zuständig:

1. die Beschlussfassung über Angelegenheiten, zu deren Erledigung 
die Gemeinde der Genehmigung oder sonstigen staatlichen Zustim-
mung bedarf;
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5. des Weiteren
- die Niederschlagung bis zu einem Betrag von 1.000,00 Euro;
- der Erlass bis zu einem Betrag von 500,00 Euro;
- die Stundung uneinbringlicher Steuern bis zu einem Betrag von 

25.000,00 Euro;
- Abgaben und sonstiger öffentlich-rechtlicher oder zivilrechtlicher 

Forderungen bis zu einem Betrag von 500,00 Euro:
- die Stundung von Zahlungsansprüchen bis zu einem Betrag von 

2.000,00 Euro
auf die Dauer von sieben bis zwölf Monaten; bis zu 1.000,00 € auf 
die Dauer von bis zu sechs Monaten

6. Aufnahme von Kassenkrediten im Rahmen des durch die Haushalts-
satzung festgelegten Höchstbetrages,

7. die Genehmigung überplanmäßiger Ausgaben bis zu einer Höhe 
von 2.500,00 Euro und außerplanmäßiger Ausgaben in Höhe von 
1.500,00 Euro jeweils im Einzelfall. Überplanmäßige und außerplan-
mäßige Ausgaben sind nur zulässig, wenn sie unabweisbar sind und 
die Deckung gewährleistet ist. Der Bürgermeister ist berechtigt, bis 
zu vorstehenden Grenzen Mittel, die durch anderweitige Einspa-
rungen zur Verfügung stehen, Mehreinnahmen und Mittel der De-
ckungsreserve in Anspruch zu nehmen;

8. die Gewährung von freiwilligen Zuweisungen und Zuschüssen im 
Rahmen des Haushaltsplans, soweit sie im Einzelfall 500,00 Euro 
nicht übersteigen.

§ 21 Sprachform, Änderungen, Inkrafttreten und Außerkrafttreten
(1) Die in dieser Geschäftsordnung verwendeten personenbezogenen 
Bezeichnungen gelten für alle Geschlechtsformen.
(2) Regelungen der Geschäftsordnung können im Rahmen der gesetzli-
chen Vorgaben durch Beschluss des Gemeinderats jederzeit geändert, 
aufgehoben oder ergänzt werden.
(3) Diese Geschäftsordnung tritt mit der Beschlussfassung durch 
den Gemeinderat in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung vom 
10.08.2009 außer Kraft.

Ferna, den 25.06.2019
gez. Oberkersch
Bürgermeister

Bekanntmachung der Gemeinde Ferna

Bebauungsplan Nr. 4 „Postweg“

Der Gemeinderat der Gemeinde Ferna hat in seiner Sitzung am 
26.03.2019, Beschluss - Nr. 04/2019 den Bebauungsplan Nr. 4 „Postweg“ 
als Satzung beschlossen.
Die Kommunalaufsicht des Landkreises Eichsfeld hat auf Grund des § 
21 Abs. 3 Thüringer Kommunalordnung - ThürKO - in der Fassung der 
Neubekanntmachung vom 28.01.2003, (GVBl. S. 41), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10.04.2018 (GVBl. S. 74) - mit Schrei-
ben vom 24.06.2019, die Satzung bestätigt. Es wurden keine Bedenken 
gegen die Ausfertigung und Bekanntmachung erhoben.
Der Satzungsbeschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB i.V. m. § 
34 Abs. 6 Satz 2 BauGB bekannt gemacht.
Der Bebauungsplan Nr. 4 „Postweg“ wird mit der Bekanntmachung 
am 02.08.2019 rechtsverbindlich.

Die Planunterlagen und die Begründung werden während der Sprech-
zeiten:

Montag - Mittwoch: 9.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 15.30 Uhr
Donnerstag: 9.00 - 12.00 Uhr und 14.00 - 17.30 Uhr
Freitag: 9.00 - 12.00 Uhr

in der Verwaltungsgemeinschaft Lindenberg/Eichsfeld, Hauptstraße 17 in 
37339 Teistungen im Bauamt Zimmer 306 zu jedermanns Einsicht bereit-
gehalten. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft erteilt.
Nach § 21 Abs. 4 ThürKO können Verstöße wegen der Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften, die nicht die Ausfertigung und diese 
Bekanntmachung betreffen, gegenüber der Gemeinde schriftlich unter 
Angabe der Gründe geltend gemacht werden. Werden solche Verstöße 
nicht innerhalb von einem Jahr nach dieser Bekanntmachung geltend 
gemacht, so sind diese Verstöße unbeachtlich.

Hinweise nach § 44 Abs. 5 BauGB:
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB, 
über die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprü-
che von durch Festsetzungen der 4. Änderung des Bebauungsplanes 
„Alte Gärtnerei“ oder ihrer Durchführung eintretenden Vermögensnach-
teilen, die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichnet sind, sowie über die 
Fälligkeit und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht 
fristgemäßer Geltendmachung wird hingewiesen.
Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs da-
durch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich 
bei dem Entschädigungspflichtigen (§ 44 Abs. 3 BauGB) beantragt. Ein 
Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in den §§ 39 bis 42 BauGB 
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruchs herbeigeführt wird.

Gemeinderatsmitglieds kann ein unverbindlicher Vorschlag zur Mitwir-
kung in einem bestimmten Ausschuss enthalten sein. Der Gemeinderat 
entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit durch Beschluss, welchem 
Ausschuss dieses Gemeinderatsmitglied zugewiesen wird.
(6) Verändert sich während der Amtszeit das Stärkeverhältnis der Frak-
tionen, Parteien, Wählergruppen oder Zusammenschlüsse im Gemein-
derat, so sind diese Änderungen nach vorstehendem Absatz 4 auszu-
gleichen. Scheidet ein Gemeinderatsmitglied aus der ihn entsendenden 
Fraktion, Partei, Wählergruppe oder dem Zusammenschluss aus, so ver-
liert es seinen Sitz im Ausschuss.
(7) Für jedes Ausschussmitglied wird für den Fall seiner Verhinderung ein 
Stellvertreter namentlich bestellt.
(8) Die Ausschüsse wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und ei-
nen oder mehrere Stellvertreter. Werden mehrere Stellvertreter gewählt, 
ist gleichzeitig deren Reihenfolge festzulegen. Der gewählte Vorsitzende 
kann aus seiner Funktion von dem jeweiligen Ausschuss abberufen wer-
den.
Den Vorsitz im Hauptausschuss hat der Bürgermeister inne. Im Falle sei-
ner Verhinderung führt sein Stellvertreter, der Stimmrecht im Hauptaus-
schuss hat, den Vorsitz. Aus seiner Funktion als Vorsitzender des Haupt-
ausschusses kann der Bürgermeister nicht abberufen werden; gleiches 
gilt im Fall der Verhinderung des Bürgermeisters für seinen Stellvertreter.
(9) Die Sitzungen vorberatender Ausschüsse sind nicht öffentlich. Im 
Übrigen finden auf den Geschäftsgang der Ausschüsse die Bestimmun-
gen der §§ 1 bis 15 dieser Geschäftsordnung insbesondere zur Einberu-
fung, zur Teilnahmepflicht, zur Öffentlichkeit, zur Tagesordnung, zur Be-
schlussfähigkeit, zur persönlichen Beteiligung, zur Sitzungsleitung, zur 
Abstimmung und zur Niederschrift entsprechende Anwendung.
(10) Mitglieder des Gemeinderats, die einem Ausschuss nicht angehö-
ren, können auch an den nichtöffentlichen Sitzungen als Zuhörer teil-
nehmen. Dies gilt nicht bei persönlicher Beteiligung gemäß § 6 dieser 
Geschäftsordnung.

§ 19 Bildung der Ausschüsse
(1) Der Gemeinderat bildet folgende / keine beschließenden Ausschüsse:

1. für besondere Aufgaben können durch Beschluss des Gemeindera-
tes zeitweilige Ausschüsse gebildet werden.

§ 20 Zuständigkeit des Bürgermeisters
(1) Der Bürgermeister leitet die Gemeindeverwaltung, bestimmt die Ge-
schäftsverteilung und vollzieht die Beschlüsse des Gemeinderats und 
der Ausschüsse.
(2) Der Bürgermeister erledigt in eigener Zuständigkeit:

1. die laufenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises der 
Gemeinde, die für die Gemeinde keine grundsätzliche Bedeutung 
haben und keine erheblichen Verpflichtungen erwarten lassen;

2. die Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises der Ge-
meinde (§ 3 ThürKO);

3. alle personalrechtlichen Entscheidungen, mit Ausnahme der in § 17 
Abs. 3 Nr. 2 und 3 dieser Geschäftsordnung genannten Maßnah-
men, für die er der Zustimmung des Gemeinderats bedarf.
Hierzu zählen insbesondere
die Ernennung, Beförderung, Abordnung, Versetzung, Versetzung 
in den Ruhestand und Entlassung der Beamten des einfachen und 
mittleren Dienstes sowie Einstellung, Höhergruppierung, Versetzung 
und Entlassung aller Beschäftigten (Arbeiter und Angestellte), de-
ren Vergütungsgruppe mit den Beamten des einfachen und mittleren 
Dienstes vergleichbar ist.

4. die ihm im Einzelfall durch Beschluss des Gemeinderats mit dessen 
Zustimmung oder allgemein durch die Hauptsatzung zur selbststän-
digen Erledigung übertragenen Angelegenheiten.

(3) Laufende Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises (Absatz 2 
Nr. 1) sind alltägliche Verwaltungsgeschäfte der Gemeinde, die keine 
grundsätzliche Bedeutung haben und für den Vollzug des Gemeinde-
haushalts keine erhebliche Rolle spielen. Hierzu gehören insbesondere:

1. der Vollzug der Ortssatzungen;
2. die Vergabe von Aufträgen für ständig wiederkehrende Lieferungen und 

Leistungen für den laufenden Betrieb (z. B. Ausgaben für die Bewirt-
schaftung der Grundstücke und für den Unterhalt von Fahrzeugen, Ge-
schäftsausgaben für die Verwaltung, Verbrauchsmaterial für Anstalten 
und Einrichtungen, Geräte und Ausstattungsgegen stände) im Verwal-
tungshaushalt bis zur Höhe der haushaltsmäßigen Ermächtigung;

3. der Abschluss von bürgerlich-rechtlichen und öffentlich-rechtlichen 
Verträgen (z. B. Kauf-, Miet-, Pacht-, Werklieferungs- und Dienstleis-
tungsverträge; Straßenbaukosten-, Anschlussbeitrags- und Benut-
zungsverträge) und die Vornahme sonstiger bürgerlich-rechtlicher und 
öffentlich-rechtlicher Rechtshandlungen (grundbuchrechtliche Erklä-
rungen, Kündigungen, Rücktritte) bis zu einer Wertgrenze des Rechts-
verhältnisses von 2.500,00 Euro, einmaliger oder jährlicher laufender 
Belastungen und einer Vertragslaufzeit von maximal 2 Jahren;

4. der Abschluss von Vergleichen, die Einlegung von Rechtsbehelfen 
oder Rechtsmitteln, die Einleitung von Aktivprozessen, wenn der 
Streitwert 5.000,00 Euro oder bei Vergleichen das Zugeständnis der 
Gemeinde 2.500,00 Euro nicht übersteigt, sowie die Führung aller 
gegen die Gemeinde oder die von ihr verwalteten Stiftungen gerich-
teten Passivprozesse;
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Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ........................................................................................... 7
Nein-Stimmen: .......................................................................................  0
Enthaltungen: ......................................................................................... 0

TOP 7

Beschluss Jahreshaushaltsrechnung 2018 – Bildung von 
Haushaltsreste
Beschluss Nr.: 07/2019
Abstimmung über den Beschlussvorschlag
Im Rahmen der Jahresrechnung 2018 wurden die in der Anlage aufge-
führten Haushaltreste gebildet.
Die Gemeinde Tastungen nimmt die Bildung der Haushaltsreste, in dem 
in der Jahresrechnung 2018 enthaltenen Umfang zur Kenntnis.
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ........................................................................................... 7
Nein-Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 0

TOP 8

Beschluss Jahreshaushaltsrechnung 2018 – Feststellung des 
Jahresrechnungsergebnisses und Rechenschaftsbericht
Beschluss Nr.: 08/2019
Abstimmung über den Beschlussvorschlag
Der Gemeinderat der Gemeinde Tastungen nimmt die Jahreshaushalts-
rechnung 2018 und den dazugehörigen Rechenschaftsbericht nach § 81 
Abs. 4 ThürGemHV zur Kenntnis.
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ........................................................................................... 7
Nein-Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 0

Tastungen, den 26.06.2019
gez. Nolte
Bürgermeister

Teistungen

Hauptsatzung
Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 und 20 Abs. 1 der Thüringer Gemeinde- und 
Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) vom 16. Au-
gust 1993 (GVBl. S. 501) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 
28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. 
April 2018 (GVBl. S. 74 ff.) hat der Gemeinderat der Gemeinde Teistun-
gen in der Sitzung am 26.06.2019 die folgende Hauptsatzung beschlos-
sen:

§ 1 Name
(1) Die Gemeinde führt den Namen „Teistungen“.
(2) Ortsteile behalten ihren Namen in Verbindung mit dem Namen der 
Gemeinde.

§ 2 Wappen, Flagge, Dienstsiegel
(1) Aufgrund der Beschlussfassung des Landtages vom 25.03.1999 und 
bis zur endgültigen Beschlussfassung der Gemeinde Teistungen, trägt 
das vorläufige Dienstsiegel die Umschriftung im unteren Halbkreis „Ge-
meinde Teistungen“ und im oberen Halbkreis „Thüringen“ und zeigt das 
Wappen des Landes Thüringen.
(2) Eine Verwendung des Namens der Gemeinde ist nur mit Genehmi-
gung zulässig.

§ 3 Ortsteile
Das Gemeindegebiet gliedert sich in folgende Ortsteile:

1. Böseckendorf mit Bleckenrode
2. Neuendorf
3. Teistungen.
Die räumliche Abgrenzung der Ortsteile ergibt sich aus der als Anlage 
beigefügten Karte, die Bestandteil der Hauptsatzung ist.

§ 4 Wahlrecht in den Ortsteilen
(1) Die Wahl der Mitglieder des Ortsteilrats erfolgt nach folgenden Re-
gelungen:

a) Die Wahl der weiteren Mitglieder des Ortsteilrats erfolgt entspre-
chend den Vorschriften für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder 
gemäß dem ThürKWG und der ThürKWO in der jeweils geltenden 
Fassung.

(2) Der Ortsteilrat wählt aus seiner Mitte einen Stellvertreter des Ortsteil-
bürgermeisters.

§ 5 Bürgerbegehren, Bürgerentscheid
(1) Die Bürger können über Angelegenheiten des eigenen Wirkungskrei-
ses der Gemeinde die Durchführung eines Bürgerentscheids beantragen 

Hinweise nach § 215 Abs. 2 BauGB
Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften 
und

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung 
der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 
Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvor-
gangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flä-
chennutzungsplanes oder der Satzung schriftlich gegenüber der Ge-
meinde unter Darlegung des die Verletzung begründeten Sachverhaltes 
geltend gemacht worden sind.

Engelhardt
Bauamt der VG

Tastungen

Bekanntmachung der in der Sitzung  
des Gemeinderates Tastungen  
am 17.04.2019 gefassten Beschlüsse:

TOP 3

Genehmigung der Niederschrift des öffentlichen Teils der 
Sitzung vom 17.12.2018
Beschluss Nr.: 03/2019
Abstimmung über den Beschlussvorschlag
Der Gemeinderat der Gemeinde Tastungen genehmigt die Niederschrift 
des öffentlichen Teils der Sitzung vom 17.12.2018.
Abstimmungsergebnis:
Ja Stimmen:  ........................................................................................... 6
Nein Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 1

TOP 4

Wahl der Schiedspersonen der Schiedsstelle der 
Verwaltungsgemeinschaft Lindenberg/Eichsfeld
Beschluss Nr.: 04/2019
Abstimmung über den Beschluss

Wahlvorschlag: René Dörre
Andreas Willi Hoffmann

Ihr Einverständnis liegt vor.
Wahlergebnis:
gesetzliche Anzahl der Mitglieder:  ......................................................... 7
davon anwesend:  ................................................................................... 7
abgegebene ungültige Stimmen: ...........................................................  0
abgegebene gültige Stimmen:  ............................................................... 7
für Herrn René Dörre:  ............................................................................ 2
für Herrn Andreas Willi Hoffmann:  ......................................................... 5
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ........................................................................................... 7
Nein-Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 0

TOP 5

Beschluss über- und außerplanmäßige Ausgaben 2019
Beschluss Nr.: 05/2019
Abstimmung über den Beschlussvorschlag
Der Gemeinderat der Gemeinde Tastungen beschließt für das HH-Jahr 
2019 folgende über- und außerplanmäßige Ausgaben:
7800.50000 Feld- und Wirtschaftswege Unterhaltungskosten 13.000,00 
EUR
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ........................................................................................... 7
Nein-Stimmen: .......................................................................................  0
Enthaltungen: ......................................................................................... 0

TOP 6

Beschluss Jahreshaushaltsrechnung 2018 – über- und 
außerplanmäßige Ausgaben
Beschluss Nr.: 06/2019
Abstimmung über den Beschlussvorschlag
Soweit noch keine Einzelgenehmigung vorliegt, werden die über- und au-
ßerplanmäßigen Ausgaben entsprechend der Anlage vom Gemeinderat 
der Gemeinde Tastungen zur Kenntnis genommen. Mit der Abdeckung 
der Mehrausgaben durch Mehreinnahmen bzw. Einsparungen besteht 
Einverständnis.
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h) Gewährung von freiwilligen Zuweisungen und Zuschüssen im Rah-
men des Haushaltsplans, soweit sie im Einzelfall 500,00 Euro nicht 
übersteigen.

§ 9 Beigeordnete
(1) Der Gemeinderat wählt einen ehrenamtliche(n) Beigeordnete(n).
(2) Der Bürgermeister wird im Fall seiner Verhinderung durch den Beige-
ordneten vertreten.

§ 10 Ausschüsse
(1) Bei der Zusammensetzung der Ausschüsse hat der Gemeinderat 
dem Stärkeverhältnis der in ihm vertretenen Parteien und Wählergrup-
pen Rechnung zu tragen, soweit Fraktionen bestehen, sind diese der 
Berechnung zugrunde zu legen. Übersteigt die Zahl der Ausschusssit-
ze die Zahl der Gemeinderatsmitglieder, so kann jedes Gemeinderats-
mitglied, das im Übrigen keinen Ausschusssitz besetzt, verlangen, 
in einem Ausschuss mit Rede- und Antragsrecht mitzuwirken. Der 
Gemeinderat entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit durch Be-
schluss, welchem Ausschuss dieses Gemeinderatsmitglied zugewie-
sen wird.
(2) Die Besetzung von Ausschüssen und sonstigen Gremien erfolgt 
einheitlich nach dem mathemathematischem Verhältnisverfahren Hare-
Niemeyer.
(3) Bildung, Zusammensetzung und Aufgaben der Ausschüsse regelt im 
Übrigen die Geschäftsordnung für den Gemeinderat.

§ 11 Ehrenbezeichnungen
(1) Personen, die sich in besonderem Maße um die Gemeinde und das 
Wohl ihrer Einwohner verdient gemacht haben, können zu Ehrenbürgern 
ernannt werden.
(2) Personen, die als Mitglieder des Gemeinderates, Ehrenbeamte, 
hauptamtliche Wahlbeamte insgesamt mindestens 20 Jahre ihr Mandat 
oder Amt ausgeübt haben, können folgende Ehrenbezeichnungen erhal-
ten:

- Bürgermeister = Ehrenbürgermeister,
- Beigeordneter = Ehrenbeigeordneter,
- Mitglied des Ortsteilrates = Ehrenmitglied des Ortsteilrates,
- Ortsteilbürgermeister = Ehrenortsteilbürgermeister,
- Gemeinderatsmitglied = Ehrengemeinderatsmitglied,
- sonstige Ehrenbeamte = eine die ausgeübte ehrenamtliche Tätig-

keit kennzeichnende Amtsbezeichnung mit dem Zusatz „Ehren-“.
Die Ehrenbezeichnung soll sich nach der zuletzt oder überwiegend aus-
geübten Funktion richten.
(3) Personen, die durch besondere Leistungen oder in sonstiger vor-
teilhafter Weise zur Mehrung des Ansehens der Gemeinde beigetragen 
haben, können besonders geehrt werden. Der Gemeinderat kann dazu 
spezielle Richtlinien beschließen.
(4) Die Verleihung des Ehrenbürgerrechts und der Ehrenbezeichnung 
soll in feierlicher Form in einer Sitzung des Gemeinderates unter Aus-
händigung einer Urkunde vorgenommen werden.
(5) Die Gemeinde kann das Ehrenbürgerrecht und die Ehrenbezeich-
nung wegen unwürdigen Verhaltens widerrufen.

§ 12 Entschädigungen
(1) Die Gemeinderatsmitglieder erhalten für ihre ehrenamtliche 
Mitwirkung bei den Beratungen und Entscheidungen des Gemein-
derats und seiner Ausschüsse als Entschädigung ein Sitzungsgeld 
von 25,00 Euro für die notwendige, nachgewiesene Teilnahme an 
Sitzungen des Gemeinderats oder eines Ausschusses, in dem sie 
Mitglied sind. Dabei dürfen nicht mehr als zwei Sitzungsgelder pro 
Tag gezahlt werden.
(2) Mitglieder des Gemeinderats, die Arbeiter oder Angestellte sind, 
haben außerdem Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen Verdienst-
ausfalls und der notwendigen Auslagen. Selbstständig Tätige erhalten 
eine Pauschalentschädigung von 20,00 Euro je volle Stunde für den 
Verdienstausfall, der durch Zeitversäumnis in ihrer beruflichen Tätigkeit 
entstanden ist.
Sonstige Mitglieder des Gemeinderats, die nicht erwerbstätig sind, jedoch 
einen Mehrpersonenhaushalt von mindestens drei Personen führen, er-
halten eine Pauschalentschädigung von 10,00 Euro je volle Stunde. Die 
Ersatzleistungen nach diesem Absatz werden nur auf Antrag sowie für 
höchstens acht Stunden pro Tag und auch nur bis 19.00 Uhr gewährt.
(3) Für eine notwendige auswärtige Tätigkeit werden Reisekosten nach 
dem Thüringer Reisekostengesetz gezahlt.
(4) Für ehrenamtlich Tätige, die nicht Mitglied des Gemeinderats sind, 
gelten die Regelungen hinsichtlich des Sitzungsgeldes, des Verdienst-
ausfalls bzw. der Pauschal entschädigung und der Reisekosten (Abs. 1, 2 
und 3) entsprechend.
Die Mitglieder des Wahlausschusses erhalten für die Teilnahme an den 
Sitzungen und die Mitglieder des Wahlvorstandes bei der Durchführung 
der Wahlen am Wahltag sowie erforderlichenfalls für den folgenden Tag 
eine pauschale Entschädigung, jedoch entsprechend den Gesetzen zur 
Europawahl, Bundestagswahl, Landtagswahl und Kommunalwahl in der 
jeweils gültigen Fassung.
Die pauschale Entschädigung beträgt:
Für Wahlvorsteher/Wahlleiter  25,00 Euro
Für stellv. Wahlvorsteher, Schriftführer und Beisitzer  20,00 Euro.

(Bürgerbegehren). Nach Zustandekommen des Bürgerbegehrens wird 
die Angelegenheit den Bürgern zur Entscheidung vorgelegt, sofern der 
Gemeinderat, sich das Anliegen nicht zu Eigen macht.
(2) Unter bestimmten Voraussetzungen kann der Gemeinderat den Bür-
gern eine Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises der Gemeinde 
zur Entscheidung vorlegen (Ratsreferendum).
(3) Absatz 1 und 2 gelten für Bürgerentscheide in Ortsteilen einer Ge-
meinde und in Ortschaften einer Landgemeinde entsprechend.
(4) Der erfolgreiche Bürgerentscheid hat die Wirkung eines Gemeinde-
ratsbeschlusses der Gemeinde. In dem Ortsteil einer Gemeinde oder der 
Ortschaft einer Landgemeinde hat der erfolgreiche Bürgerentscheid die 
Wirkung eines Beschlusses des Ortsteilrates oder des Ortschaftsrates.
(5) Das Nähere zur Durchführung von Bürgerbegehren, Bürgerent-
scheid, Ratsbegehren und Ratsreferendum regelt das Thüringer Gesetz 
über das Verfahren bei Einwohnerantrag, Bürgerbegehren und Bürge-
rentscheid (ThürEBBG) in der jeweils geltenden Fassung.

§ 6 Einwohnerversammlung
(1) Der Bürgermeister beruft mindestens einmal jährlich eine Einwoh-
nerversammlung ein, um die Einwohner über wichtige Gemeindeangele-
genheiten, insbesondere über Planungen und Vorhaben der Gemeinde, 
die ihre strukturelle Entwicklung unmittelbar und nachhaltig beeinflussen 
oder über Angelegenheiten, die mit erheblichen Auswirkungen für eine 
Vielzahl von Einwohnern verbunden sind, zu unterrichten und diese mit 
ihnen zu erörtern. Der Bürgermeister lädt spätestens eine Woche vor der 
Einwohnerversammlung unter Angabe von Ort, Zeit und Tagesordnung 
in ortsüblicher Weise öffentlich zur Einwohnerversammlung ein.
(2) Dem Bürgermeister obliegt die Leitung der Einwohnerversammlung. 
Er hat im Rahmen der Erörterung den Einwohnern in ausreichendem 
Umfang Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Soweit dies erforderlich 
ist, kann der Bürgermeister zum Zweck der umfassenden Unterrichtung 
Gemeindebedienstete und Sachverständige hinzuziehen.
(3) Die Einwohner können Anfragen in wichtigen Gemeindeangelegen-
heiten, die nicht von der Tagesordnung der Einwohnerversammlung 
erfasst sind, bis spätestens zwei Tage vor der Einwohnerversammlung 
bei der Gemeinde einreichen. Die Anfragen sollen vom Bürgermeister in 
der Einwohnerversammlung beantwortet werden. Ausnahmsweise kann 
der Bürgermeister Anfragen auch innerhalb einer Frist von drei Wochen 
schriftlich beantworten.

§ 7 Vorsitz im Gemeinderat
Den Vorsitz im Gemeinderat führt der Bürgermeister, im Fall seiner Ver-
hinderung sein Stellvertreter.

§ 8 Bürgermeister
(1) Der Bürgermeister ist ehrenamtlich tätig.
(2) Der Gemeinderat überträgt dem Bürgermeister folgende weitere An-
gelegenheiten zur selbstständigen Erledigung:

a) Vollzug der Ortssatzungen,
b) die Vergabe von Aufträgen für ständig wiederkehrende Lieferungen 

und Leistungen für den laufenden Betrieb (z.B. Ausgaben für die 
Bewirtschaftung der Grundstücke und für den Unterhalt von Fahr-
zeugen, Geschäftsausgaben für die Verwaltung, Verbrauchsmaterial 
für Anstalten und Einrichtungen, Geräte und Ausstattungsgegen-
stände) im Verwaltungshaushalt bis zur Höhe der haushaltsmäßigen 
Ermächtigung,

c) der Abschluss von bürgerlich-rechtlichen und öffentlich-rechtlichen 
Verträgen (z. B. Kauf-, Miet-, Pacht-, Werklieferungs-, Dienstleis-
tungsverträge; Straßenbau-kosten-, Anschlussbeitrags- und Benut-
zungsverträge) und die Vornahme sonstiger bürgerlich-rechtlicher 
und öffentlich-rechtlicher Rechtshandlungen (grundbuch-rechtliche 
Erklärungen, Kündigungen, Wohnungen, Rücktritte) bis zu einer 
Wertgrenze des Rechtsverhältnisses von 2.500,00 Euro, einmaliger 
oder jährlicher laufender Belastungen,

d) Abschluss von Vergleichen, die Einlegung von Rechtsbehelfen oder 
Rechtsmitteln, die Einleitung von Aktivprozessen, wenn der Streit-
wert 5.000,00 Euro oder bei Vergleichen das Zugeständnis der 
Gemeinde 2.500,00 Euro nicht übersteigt, sowie die Führung aller 
gegen die Gemeinde oder die von ihr verwalteten Stiftungen gerich-
teten Passivprozesse,

e) die Niederschlagung bis zu einem Betrag von 1.000,00 Euro, der 
Erlass bis zu einem Betrag von 500,00 Euro oder die Stundung un-
einbringlicher Steuern bis zu einem Betrag von 25.000,00 Euro, Ab-
gaben und sonstiger öffentlich-rechtlicher oder zivilrechtlicher For-
derungen bis zu einem Betrag von 500,00 Euro sowie die Stundung 
von Zahlungsansprüchen bis zu einem Betrag von 5.000,00 Euro auf 
die Dauer von 7 - 12 Monaten, bis zu 2.500,00 Euro auf die Dauer 
von bis zu 6 Monaten,

f) Aufnahme von Kassenkrediten im Rahmen des durch die Haushalts-
satzung festgelegten Höchstbetrages,

g) Genehmigung überplanmäßiger Ausgaben bis zu Höhe von 2.500,00 
Euro und außerplanmäßiger Ausgaben in Höhe von 1.500,00 Euro 
jeweils im Einzelfall.
Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben sind nur zulässig, 
wenn sie unabweisbar sind und die Deckung gewährleistet ist. Der 
Bürgermeister ist berechtigt, bis zu vorstehenden Grenzen Mittel, die 
durch anderweitige Einsparungen zur Verfügung stehen, Mehrein-
nahmen und Mittel der Deckungsreserve in Anspruch zu nehmen.
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soweit nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner 
entgegenstehen.
(3) Der Gemeinderat ist unverzüglich einzuberufen, wenn dies mindes-
tens ein Viertel der Gemeinderatsmitglieder schriftlich unter Angabe des 
Beratungsgegenstandes verlangt. Dies gilt nicht, wenn der Gemeinderat 
den gleichen Beratungsgegenstand innerhalb der letzten drei Monate 
bereits beraten hat, es sei denn, dass sich die Sach- oder Rechtslage 
wesentlich geändert hat.
(4) Bei Dringlichkeit kann die Einladungsfrist abgekürzt werden, jedoch 
muss die Einladung spätestens am zweiten Tag vor der Sitzung zugehen 
und einen Hinweis auf die Verkürzung der Frist enthalten. Die Dringlich-
keit ist vom Gemeinderat vor Eintritt in die Tagesordnung festzustellen.
(5) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen sind spätestens am vierten 
Tag, bei Dringlichkeit am zweiten Tag vor der Sitzung ortsüblich öffent-
lich bekanntzumachen. Für die Tagesordnung nichtöffentlicher Sitzungen 
gilt dies nur insoweit, als dadurch der Zweck der Nichtöffentlichkeit nicht 
gefährdet wird.
(6) Eine Verletzung von Form oder Frist der Einladung eines Gemeinde-
ratsmitglieds oder einer sonstigen nach den Bestimmungen der ThürKO 
zu ladenden Person gilt als geheilt, wenn das Gemeinderatsmitglied oder 
die zu ladende Person zu der Sitzung erscheint und den Mangel nicht 
geltend macht.
(7) Die Ortsteilbürgermeister haben das Recht, beratend an allen die 
Belange ihreres Ortsteilsbetreffenden Sitzungen des Gemeinderats und 
der Ausschüsse teilzunehmen und entsprechende Anträge zu stellen. 
Sie sind hierzu wie ein Gemeinderatsmitglied zu laden.

§ 2
Teilnahme an Sitzungen

(1) Die Gemeinderatsmitglieder sind zur Teilnahme an den Sitzungen des 
Gemeinderats und zur Übernahme der ihnen zugewiesenen Geschäfte 
verpflichtet. Gegen Gemeinderats-mitglieder, die sich dieser Verpflich-
tung ohne genügende Entschuldigung entziehen, kann der Gemeinderat 
ein Ordnungsgeld bis zu fünfhundert Euro im Einzelfall verhängen.
(2) Ein Gemeinderatsmitglied, das an einer Sitzung nicht oder nicht 
rechtzeitig teilnehmen kann oder die Sitzung vorzeitig verlassen will, 
muss dies dem Vorsitzenden unter Angabe des Entschuldigungsgrundes 
möglichst frühzeitig mitteilen. Die Mitteilung gilt in der Regel als Entschul-
digung und kann ausnahmsweise auch nachgereicht werden.
(3) Für jede Sitzung wird eine Anwesenheitsliste ausgelegt, in die sich 
jedes anwesende Gemeinderatsmitglied eigenhändig eintragen muss.
(4) Die Gemeinderatsmitglieder sind verpflichtet, über die ihnen bei Aus-
übung ihres Amtes bekanntgewordenen Angelegenheiten Verschwie-
genheit zu bewahren, soweit nicht diese Tatsachen offenkundig sind oder 
ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Werden diese 
Verpflichtungen schuldhaft verletzt, kann der Gemeinderat im Einzelfall 
ein Ordnungsgeld bis zu 2.500,-- Euro verhängen.

§ 3
Öffentlichkeit der Sitzungen

(1) Die Sitzungen des Gemeinderats sind öffentlich, soweit nicht Rück-
sichten auf das Wohl der Allgemeinheit oder das berechtigte Interesse 
Einzelner entgegenstehen. Über den Ausschluss der Öffentlichkeit wird 
in nichtöffentlicher Sitzung beraten und entschieden.
(2) Film-, Bild- und Tonaufzeichnungen bedürfen der Zustimmung des 
Gemeinderats. Einzelne Gemeinderatsmitglieder können verlangen, 
dass ihr Redebeitrag nicht aufgezeichnet wird. Für Tonaufzeichnungen 
als Hilfsmittel zum Anfertigen der Niederschrift wird auf § 14 Abs. 3 die-
ser Geschäftsordnung verwiesen.
(3) In nichtöffentlicher Sitzung werden in der Regel behandelt:

a) Personalangelegenheiten mit Ausnahme von Wahlen,
b) Grundstücksgeschäfte, die der Vertraulichkeit bedürfen, z.B. wegen 

der Erörterung der wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse ei-
nes Beteiligten

c) Auftragsvergaben, sofern schutzwürdige Belange der Bieter oder 
sonstiger Privatpersonen berührt werden, z.B. wenn die Leistungsfä-
higkeit zun Zuverlässigkeit eines Anbieters erörtert werden;

d) Verträge sowie Verhandlungen mit Dritten und sonstige Angele-
genheiten, wenn jeweils eine vertrauliche Behandlung geboten er-
scheint,

e) vertrauliche Abgabenangelegenheiten, die dem Steuergeheimnis (§ 
30 AO) unterliegen oder

f) vertrauliche Sozialangelegenheiten, die dem Sozialgeheimnis (§ 35 
SGB I) unterliegen

§ 4
Tagesordnung

(1) Der Bürgermeister setzt im Benehmen mit dem / den Beigeordneten 
und dem Hauptausschuss die Tagesordnung fest und bereitet die Bera-
tungsgegenstände vor.
(2) In die Tagesordnung sind Anträge und Anfragen aufzunehmen, die 
dem Bürgermeister schriftlich bis spätestens 14 Tage vor der Sitzung von 
mindestens einem Viertel der Gemeinderatsmitglieder oder einer Frak-
tion vorgelegt werden. In die Tagesordnung aufzunehmende Anträge 
müssen schriftlich begründet werden und einen konkreten Beschlussvor-
schlag enthalten. Das Recht einer Fraktion oder von mindestens einem 
Viertel der Gemeinderatsmitglieder zur Aufnahme einer Angelegenheit 
in die Tagesordnung besteht nicht, wenn der Gemeinderat den gleichen 

(5) Die ehrenamtlichen kommunalen Wahlbeamten erhalten für die Dau-
er ihrer Tätigkeit folgende monatliche Aufwandsentschädigung:

- der ehrenamtliche Bürgermeister von  1.100,00 Euro,
- der Ortsteilbürgermeister

des Ortsteils Böseckendorf von  330,00 Euro,
des Ortsteils Neuendorf von  525,00 Euro,
des Ortsteils Teistungen von  600,00 Euro,

- der ehrenamtliche Erste Beigeordnete von  275,00 Euro.

§ 13 Öffentliche Bekanntmachungen
(1) Die öffentliche Bekanntmachung von Satzungen der Gemeinde er-
folgt durch Veröffentlichung im „Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft 
Lindenberg/Eichsfeld“.
Auf den Urschriften der Satzungen sind die Form und der Tag der öffent-
lichen Bekanntmachung schriftlich zu vermerken.
(2) Kann wegen eines Naturereignisses oder anderer unabwendbarer 
Ereignisse eine Satzung nicht in der durch Absatz 1 festgelegten Form 
öffentlich bekannt gemacht werden, erfolgt in dringenden Fällen die öf-
fentliche Bekanntmachung der Satzung durch Aushang an folgenden 
Verkündungstafeln:

1. Böseckendorf - Dorfplatz
2. Bleckenrode - Dorfplatz
3. Neuendorf - Dorfstraße 35
4. Teistungen - vor dem Verwaltungsgebäude der VG Lindenberg/

Eichsfeld, Hauptstraße 17.
Nach Wegfall des Hinderungsgrundes wird die öffentliche Bekanntma-
chung der Satzung unverzüglich in der nach Absatz 1 festgelegten Form 
nachgeholt; auf die Form der Bekanntmachung ist dabei hinzuweisen.
(3) Die ortsübliche öffentliche Bekanntmachung von Zeit, Ort und Ta-
gesordnung der Sitzungen des Gemeinderats, der Ausschüsse oder des 
Ortsteilrates erfolgt durch Aushang an folgenden Verkündungstafeln:

1. Böseckendorf - Dorfplatz
2. Bleckenrode - Dorfplatz
3. Neuendorf - Dorfstraße 35
4. Teistungen - vor dem Verwaltungsgebäude der VG Lindenberg/

Eichsfeld, Hauptstraße 17.
Die Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des 
Gemeinderats, der Ausschüsse und des Ortsteilrates ist mit dem Ablauf 
des ersten Tages des Aus hangs an den Verkündungstafeln vollendet. Die 
entsprechenden Bekannt machungen dürfen jedoch erst am Tag nach der 
jeweiligen Sitzung abgenommen werden.
(4) Für sonstige gesetzlich erforderliche (öffentliche, amtliche oder orts-
übliche) Bekanntmachungen gilt Absatz 1 entsprechend, sofern nicht 
Bundes- oder Landesrecht etwas anderes bestimmt.

§ 14 Haushaltswirtschaft
Die Haushaltswirtschaft der Gemeinde wird nach den Grundsätzen der 
Verwaltungsbuchführung geführt.

§ 15 Sprachform, Inkrafttreten
(1) Die in dieser Hauptsatzung verwendeten personenbezogenen Be-
zeichnungen gelten für Frauen in der weiblichen, für Männer in der männ-
lichen Sprachform.
(2) Die Hauptsatzung tritt rückwirkend zum 01.06.2019 in Kraft.
Gleichzeitig treten die Hauptsatzung vom 30.07.2014 sowie die 1. Ände-
rung vom 23.01.2019 außer Kraft.

Teistungen, den 16.07.2019
Gez. Krukenberg
Bürgermeister

Geschäftsordnung

für den Gemeinderat und die Ausschüsse  
sowie der Ortsteilräte der Gemeinde Teistungen

Aufgrund des § 34 Abs. 1 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisord-
nung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) vom 16. August 1993 
(GVBl. S. 501) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 28. Januar 
2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. April 2018 
(GVBL. S. 74) hat der Gemeinderat der Gemeinde Teistungen in der Sit-
zung am 26.06.2019 folgende Geschäftsordnung beschlossen:

§ 1
Einberufung des Gemeinderats

(1) Der Gemeinderat ist einzuberufen, wenn es die Geschäftslage erfor-
dert. Im Übrigen soll mindestens vierteljährlich eine Sitzung stattfinden.
(2) Der Bürgermeister lädt die Gemeinderatsmitglieder und die sonsti-
gen nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zu ladenden Personen 
schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung ein. Zwischen dem Tag des 
Zugangs der Einladung und dem Tag der Sitzung müssen mindestens 
vier volle Kalendertage liegen. Mit der Einberufung sind den Mitglie-
dern des Gemeinderates sowie sonstigen nach den Bestimmungen der 
ThürKO zu ladenden Personen die Beratungsgegenstände mitzuteilen. 
Die für die Beratung erforderlichen Unterlagen sollen beigefügt werden, 
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§ 7

Vorlagen
(1) Beschlussvorlagen sind schriftliche Sachverhaltsdarstellungen (Er-
läuterungen) mit einem Beschlussvorschlag, die vom Bürgermeister zur 
Beratung und Beschlussfassung an den Gemeinderat gerichtet werden 
sollen. Berichtsvorlagen sind dagegen reine Informationsmitteilungen.
(2) Der Bürgermeister kann bestimmen, dass für ihn ein Beigeordneter 
oder ein Mitarbeiter der Verwaltungsgemeinschaft Vorlagen in der Ge-
meinderatssitzung erläutert. Der Gemeinderat kann durch Beschluss 
Vorlagen zur Behandlung an Ausschüsse verweisen oder ihre Behand-
lung vertagen.

§ 8
Anträge

(1) Anträge sind nur zulässig, wenn der Gemeinderat für den Gegenstand 
der Beschlussfassung zuständig ist, anderenfalls sind sie ohne Sachde-
batte vom Gemeinderat als unzulässig zurückzuweisen. Antragsberech-
tigt sind jede Fraktion, der Bürgermeister und jedes gewählte Gemein-
deratsmitglied. Antragsberechtigt sind auch die Ortsteilbürgermeister für 
alle ihren Ortsteil betreffenden Belange. Von mehreren Gemeinderats-
mitgliedern und/oder mehreren Fraktionen können gemeinsame Anträge 
gestellt werden. Jeder Antrag soll von dem Antragsteller vorgetragen und 
begründet werden.
(2) Anträge, die vom Gemeinderat abgelehnt worden sind, können von 
demselben Antragsteller/derselben antragstellenden Fraktion frühestens 
3 Monate nach der Ablehnung wieder eingebracht werden. Sie sind aller-
dings zulässig, wenn begründet dargelegt wird, dass die entscheidungs-
erheblichen Tatsachen sich verändert haben.
(3) Änderungsanträge zu Tagesordnungspunkten können bis zur Eröff-
nung der Aussprache über den Beratungsgegenstand gestellt werden. 
Der Antrag muss begründet sein und einen konkreten Beschlussvor-
schlag enthalten.

§ 9
Anfragen

(1) Anfragen in Selbstverwaltungsangelegenheiten können von den Frak-
tionen und auch von einzelnen Gemeinderatsmitgliedern an den Bürger-
meister gerichtet werden und sollen mindestens fünf Arbeitstage vor der 
Sitzung dem Bürgermeister schriftlich vorliegen; der Sitzungstag wird bei 
der Berechnung der Frist nicht mitgerechnet. Das Fragerecht erstreckt 
sich nicht auf den Zuständigkeitsbereich des Bürgermeisters.
(2) Ein Fraktionsmitglied (bei Anfragen einer Fraktion) bzw. das anfra-
gende Gemeinderatsmitglied kann die Anfrage in der Sitzung vorlesen 
und begründen.
(3) Anfragen werden vom Bürgermeister, einem von ihm beauftragten 
Beigeordneten, von den Ortsteilbürgermeistern oder einem Mitarbeiter 
der Verwaltungsgemeinschaft beantwortet. Der Anfragende hat nach der 
Beantwortung das Recht, zusätzlich maximal zwei Zusatzfragen zur Sa-
che zu stellen, die nach Möglichkeit in der Sitzung zu beantworten sind. 
Ist dies nicht möglich, so hat der Bürgermeister dem Fragesteller inner-
halb eines Monats eine schriftliche Antwort zu erteilen. Eine Aussprache 
über die Anfrage findet nicht statt.
(4) Erst in der Sitzung gestellte Anfragen können nur dann zugelassen 
werden, wenn der Gemeinderat die Dringlichkeit mit zwei Dritteln seiner 
anwesenden Mitglieder beschließt. Sie sollen in der Sitzung beantwor-
tet werden, wenn der Bürgermeister sich hierzu in der Lage sieht. An-
dernfalls werden sie in der nächsten Gemeinderatssitzung beantwortet, 
sofern der Anfragende nicht mit einer früheren schriftlichen Antwort ein-
verstanden ist.

§ 10
Sitzungsleitung, Hausrecht, Redeordnung

(1) Der Vorsitzende des Gemeinderats leitet die Sitzung, übt das Haus-
recht aus und sorgt für die Aufrechterhaltung der Ordnung. Ist der Bürger-
meister verhindert, führt den Vorsitz im Gemeinderat sein Stellvertreter.
(2) Jedes Gemeinderatsmitglied darf zur Sache erst sprechen, wenn es 
sich zuvor zu Wort gemeldet und der Vorsitzende ihm dieses erteilt hat. 
Der Redner darf nur zu den zur Beratung anstehenden Angelegenheiten 
Stellung nehmen. Das Wort wird in der Reihenfolge der Wortmeldungen 
erteilt.
Melden sich mehrere Gemeinderatsmitglieder gleichzeitig, so entschei-
det der Vorsitzende über die Reihenfolge. Dem Antragsteller ist auf 
Wunsch zum Schluss der Beratung nochmals das Wort zu erteilen.
(3) Zu einem Punkt der Tagesordnung soll der erste Redner einer Frak-
tion insgesamt nicht länger als 15 Minuten, jeder weitere Redner aus 
der gleichen Fraktion insgesamt nicht länger als 10 Minuten sprechen. 
Überschreitet ein Redner die ihm zustehende Redezeit, so kann ihm 
der Vorsitzende nach zweimaliger Ermahnung das Wort entziehen. Die 
Rededauer für Etatreden ist für den ersten Redner jeder Fraktion nicht 
beschränkt.
(4) Jedes Gemeinderatsmitglied ist berechtigt, nach Eröffnung der Aus-
sprache Zwischenfragen an den Redner zu stellen. Die Fragen sind 
möglichst kurz zu formulieren. Mit Zustimmung des Redners kann der 
Vorsitzende Zwischenfragen zulassen oder ablehnen. Dabei sollen im 
gleichen Zusammenhang nicht mehr als zwei Zwischenfragen zugelas-
sen werden.

➤➤➤ Lesen Sie hierzu weiter auf der nächsten Seite ➤➤➤

Gegenstand innerhalb der letzten drei Monate bereits beraten hat, es 
sei denn, dass sich die Sach- oder Rechtslage wesentlich geändert hat.
(3) Die vom Bürgermeister festgesetzte Tagesordnung kann um weitere 
Gegenstände nur erweitert werden, wenn

1. diese in einer nichtöffentlichen Sitzung zu behandeln sind, alle Mit-
glieder und sonstige nach den Bestimmungen der Thüringer Kom-
munalordnung zu ladenden Personen anwesend und mit der Be-
handlung einverstanden sind oder

2. bei Dringlichkeit der Angelegenheit der Gemeinderat mit einer Mehr-
heit von zwei Dritteln seiner anwesenden Mitglieder die Behandlung 
eines Gegenstandes beschließt. Dringlich ist eine Angelegenheit, 
wenn deren Entscheidung nicht ohne Nachteil für die Gemeinde auf-
geschoben werden kann.

(4) Der Gemeinderat kann durch Beschluss die Reihenfolge der Tages-
ordnungspunkte ändern, verwandte Punkte verbinden und Beratungs-
punkte von der Tagesordnung absetzen. Für die Behandlung dieser 
Anträge zur Geschäftsordnung gilt § 11 dieser Geschäftsordnung. Die 
einzelnen Punkte der Tagesordnung werden der Reihe nach aufgerufen 
und behandelt.

§ 5
Beschlussfähigkeit

(1) Beschlüsse des Gemeinderats werden in Sitzungen gefasst. Zu 
Beginn der Sitzung stellt der Vorsitzende fest, ob sämtliche Gemein-
deratsmitglieder und nach den Bestimmungen der ThürKO zu ladende 
Personen ordnungsgemäß eingeladen worden sind, die Mehrheit der 
Mitglieder anwesend und stimmberechtigt und der Gemeinderat somit 
beschlussfähig ist. Wenn der Gemeinderat nicht ordnungsgemäß einbe-
rufen wurde, darf die Sitzung nicht stattfinden.
(2) Der Vorsitzende hat sich vor jeder Beschlussfassung davon zu 
überzeugen, dass der Gemeinderat beschlussfähig ist. Stellt er die Be-
schlussunfähigkeit fest, kann er die Sitzung unterbrechen oder schließen. 
Besteht die Beschlussunfähigkeit nur für den behandelten Gegenstand, 
geht der Vorsitzende zum nächsten Tagesordnungspunkt über.
(3) Wird der Gemeinderat nach Beschlussunfähigkeit wegen mangeln-
der Anwesenheit in der ersten Sitzung zum zweiten Mal zur Verhandlung 
über denselben Gegenstand zusammen-gerufen, so ist er ohne Rück-
sicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. Bei der zweiten Ein-
ladung muss auf diese Bestimmung hingewiesen werden.
(4) Ist die Hälfte oder mehr als die Hälfte der Mitglieder des Gemeinderats von 
der Beratung und Abstimmung wegen persönlicher Beteiligung (§ 38 ThürKO) 
ausgeschlossen, so ist der Gemeinderat beschlussfähig, wenn mindestens 
ein Drittel der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist; andernfalls ent-
scheidet der Bürgermeister nach Anhörung der nicht ausgeschlossenen an-
wesenden Gemeinderatsmitglieder anstelle des Gemeinderats.

§ 6
Persönliche Beteiligung

(1) Kann ein Beschluss einem Mitglied des Gemeinderats selbst oder 
seinem Ehegatten oder einem Verwandten oder Verschwägerten bis zum 
dritten Grad (§§ 1589, 1590 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) oder einer 
von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen natürlichen oder juristi-
schen Person unmittelbar einen Vorteil oder Nachteil bringen, so darf es an 
der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen. Dies gilt nicht, wenn das 
Mitglied an der Entscheidung der Angelegenheit lediglich als Angehöriger 
einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe beteiligt ist, deren gemeinsame 
Interessen durch die Angelegenheit berührt werden. Als unmittelbar gilt 
nur derjenige Vorteil oder Nachteil, der sich direkt aus der Entscheidung 
ergibt, ohne dass weitere Ereignisse eintreten oder Maßnahmen getrof-
fen werden müssen, die über die Ausführung von Beschlüssen hinausge-
hen. Bei nichtöffentlicher Sitzung hat das Mitglied den Sitzungsraum zu 
verlassen, bei öffentlichen Sitzungen darf es sich in dem für die Zuhörer 
bestimmten Teil des Sitzungsraumes aufhalten. Gleiches gilt, wenn ein Mit-
glied in anderer als öffentlicher Eigenschaft ein Gutachten abgegeben hat. 
Die Nichtmitwirkung ist in der Niederschrift zu vermerken. Der Betroffene 
kann verlangen, dass die Gründe für die Nichtmitwirkung in die Nieder-
schrift aufgenommen werden. Die Sätze 1 bis 7 gelten entsprechend für 
hauptamtliche Beigeordnete und sonstige nach den Bestimmungen der 
Thüringer Kommunalordnung zu ladende Personen.
(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten nicht für Wahlen.
(3) Muss der Betroffene annehmen, wegen persönlicher Beteiligung an 
der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen zu dürfen, so hat er die 
Tatsachen, die seine persönliche Beteiligung begründen können, vor 
Beginn der Beratung des betreffenden Tagesordnungs-punktes unauf-
gefordert dem Gemeinderat zu offenbaren. Die Entscheidung über den 
Ausschluss von der Beratung und Abstimmung trifft der Gemeinderat in 
nichtöffentlicher Sitzung in Abwesenheit des Betroffenen.
(4) Ein Beschluss ist nur dann unwirksam, wenn ein Mitglied des Ge-
meinderats oder ein hauptamtlicher Beigeordneter zu Unrecht von der 
Beratung oder Abstimmung ausgeschlossen worden ist oder ein per-
sönlich Beteiligter an der Abstimmung teilgenommen hat und nicht 
auszuschließen ist, dass seine Teilnahme an der Abstimmung für das 
Abstimmungsergebnis entscheidend war. Der Beschluss gilt jedoch als 
von Anfang an wirksam, wenn die in Satz 1 genannte Verletzung der 
Bestimmungen über die persönliche Beteiligung nicht innerhalb von drei 
Monaten nach der Beschlussfassung unter Bezeichnung der Tatsachen, 
die eine solche Verletzung begründen können, gegenüber der Gemeinde 
geltend gemacht worden ist. Bei Satzungsbeschlüssen und Beschlüssen 
über Flächennutzungspläne gilt § 21 Abs. 4 bis 6 ThürKO.
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in einer weiteren Sitzung vorgeschlagen werden. Steht nur ein Bewerber 
zur Wahl, findet bei Nichterreichen der Mehrheit der Stimmen der an-
wesenden Stimmberechtigten im ersten Wahlgang ein zweiter Wahlgang 
statt, in dem der Bewerber gewählt ist, wenn er mehr als die Hälfte der 
abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat.
(10) Sind mehrere gleichartige unbesoldete Stellen zu besetzen, kön-
nen die Wahlen in einem Wahlvorgang durchgeführt werden, indem alle 
Bewerber auf einem Stimmzettel erfasst werden und je zu besetzende 
Stelle eine Stimme vergeben werden kann. Ungültig sind Stimmen hin-
sichtlich der betreffenden Person, wenn der Stimmzettel gegenüber die-
ser Person einen Zusatz oder Vorbehalt enthält oder der Stimmzettel den 
Willen des Stimm-berechtigten nicht zweifelsfrei erkennen lässt. Gewählt 
sind die Bewerber in der Reihenfolge der Zahl der gültigen Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los. Die Stellen von ehrenamtlichen 
Beigeordneten sind keine gleichartigen Stellen im Sinne des Satzes 1.
(11) Die Bestimmungen der Absätze 9 und 10 gelten für alle Entschei-
dungen des Gemeinderats, die in der Thüringer Kommunalordnung oder 
in anderen Rechtsvorschriften als Wahlen bezeichnet werden, soweit 
diese Regelungen keine abweichenden Anforderungen enthalten.
(12) Der Vorsitzende stellt das Ergebnis der Abstimmung fest und gibt 
es anschließend bekannt. Die Richtigkeit des Abstimmungsergebnisses 
kann nur sofort nach der Verkündung beanstandet werden. Bei rechtzei-
tiger Beanstandung muss die Abstimmung unverzüglich wiederholt wer-
den, wenn dies der Gemeinderat beschließt.

§ 13
Verletzung der Ordnung

(1) Wer in der Aussprache von der Sache abschweift, kann vom Vorsit-
zenden ermahnt und im Wiederholungsfalle zur Ordnung gerufen werden.
(2) Wer sich ungebührlicher oder beleidigender Äußerungen bedient, 
ist zur Ordnung zu rufen. Eine Aussprache über die Berechtigung, „zur 
Ordnung“ zu rufen, ist unzulässig. Auf Antrag ist in der nächsten Sitzung 
ohne Aussprache darüber abzustimmen, ob der Gemeinderat den Ord-
nungsruf für gerechtfertigt hält.
(3) Beim dritten Ordnungsruf in einer Sitzung kann der Vorsitzende dem 
Redner das Wort entziehen. Einem Redner, dem das Wort entzogen wur-
de, darf es zu diesem Beratungsgegenstand nicht wieder erteilt werden.
(4) Bei fortgesetzter erheblicher Störung der Ordnung kann der Vorsit-
zende ein Gemeinderatsmitglied mit Zustimmung des Gemeinderats von 
der laufenden Sitzung ausschließen. Dem Ausschluss soll ein dreima-
liger Ordnungsruf vorausgehen. Das Gemeinderatsmitglied soll beim 
dritten Ordnungsruf auf die Möglichkeit des Ausschlusses hingewiesen 
werden. Wird durch ein bereits von einer früheren Sitzung ausgeschlos-
senes Gemeinderatsmitglied die Ordnung innerhalb von zwei Monaten 
neuerlich erheblich gestört, so kann ihm der Gemeinderat für zwei weite-
re Sitzungen die Teilnahme untersagen. Die entsprechenden Beschlüsse 
sind dem Gemeinderatsmitglied schriftlich mitzuteilen.
(5) Werden die Sitzungen durch Zuhörer gestört, kann der Vorsitzende 
diese ausschließen, die Sitzung unterbrechen oder den Zuhörerraum 
räumen lassen.
(6) Entsteht im Gemeinderat störende Unruhe, so kann der Vorsitzende 
die Sitzung unterbrechen oder schließen.

§ 14
Niederschrift

(1) Über die Sitzungen des Gemeinderats fertigt der vom Bürgermeister 
bestimmte Schriftführer eine Niederschrift an. Die Niederschriften über 
öffentliche und nichtöffentliche Sitzungen sind getrennt zu führen. Die 
Niederschrift muss Tag und Ort der Sitzung, die Namen der anwesenden 
Teilnehmer und die der abwesenden Mitglieder des Gemeinderats unter 
Angabe ihres Abwesenheitsgrundes sowie die behandelten Gegenstän-
de, die Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis erkennen lassen. Je-
des Mitglied kann verlangen, dass in der Niederschrift festgehalten wird, 
wie es abgestimmt hat; das gilt nicht bei geheimer Abstimmung.
(2) Werden vom Redner Schriftsätze verlesen, so sollen sie dem Schrift-
führer im Original oder in Abschrift für die Niederschrift zur Verfügung 
gestellt werden.
(3) Als Hilfsmittel zum Anfertigen der Niederschrift können Tonaufzeich-
nungen gefertigt werden. Die Tonträger sind bis zur Genehmigung der 
Niederschrift aufzubewahren, dürfen Außenstehenden nicht zugänglich 
gemacht werden und sind nach Genehmigung der Niederschrift durch 
den Gemeinderat alsbald zu löschen. Für archivarische Zwecke dürfen 
Tonaufzeichnungen nur mit ausdrücklicher Billigung des Gemeinderats 
aufbewahrt werden.
(4) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu un-
terschreiben und in der nächsten Sitzung durch Beschluss des Gemein-
derats zu genehmigen.
(5) Die Mitglieder des Gemeinderats können jederzeit die Niederschrif-
ten einsehen und sich Abschriften der Niederschriften über öffentliche 
Sitzungen erteilen lassen. Die Einsicht in die Niederschriften über öf-
fentliche Sitzungen bei der Gemeindeverwaltung steht allen Bürgern frei.
Abschriften von Niederschriften über öffentliche Sitzungen werden an 
alle Mitglieder des Gemeinderats übersandt.

§ 15
Behandlung der Beschlüsse

(1) Der Wortlaut der in öffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse des 
Gemeinderats und der Ausschüsse mit Entscheidungsbefugnis wird un-
verzüglich in ortsüblicher Weise der Öffentlichkeit bekannt gemacht. Das 

§ 11
Anträge zur Geschäftsordnung

(1) Zur Geschäftsordnung können folgende Anträge gestellt werden, 
über die in der nachstehenden Reihenfolge abzustimmen ist:

1. Änderung der Tagesordnung,
2. Übergang zum nächsten Punkt der Tagesordnung,
3. Schließung der Sitzung,
4. Unterbrechung der Sitzung,
5. Vertagung,
6. Verweisung an einen Ausschuss,
7. Schluss der Aussprache,
8. Schluss der Rednerliste,
9. Begrenzung der Zahl der Redner,
10. Begrenzung der Dauer der Redezeit,
11. Begrenzung der Aussprache,
12. zur Sache.
Über Anträge zur Geschäftsordnung beschließt der Gemeinderat so-
fort mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden Stimmen (einfache 
Mehrheit). Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt.
(2) Anträge zur Geschäftsordnung können außer der Reihe gestellt wer-
den und gehen allen Anträgen vor. Sie bedürfen keiner Begründung. Bei 
ausdrücklichem Widerspruch ist vor der Abstimmung je ein Redner für 
und gegen den Antrag zu hören.
(3) Auf Anträge zur Geschäftsordnung muss der Vorsitzende das Wort 
unverzüglich außerhalb der Reihenfolge der Wortmeldungen erteilen, 
höchstens jedoch zweimal einem Redner zum selben Gegenstand. Die 
Ausführungen dürfen sich nur auf die geschäftsordnungsmäßige Be-
handlung des zur Verhandlung stehenden Gegenstandes beziehen. Bei 
Verstößen soll dem Redner sofort das Wort entzogen werden. Die Re-
dezeit beträgt höchstens drei Minuten. Wird ein Geschäftsordnungsan-
trag abgelehnt, so darf er zum gleichen Beratungspunkt nicht wiederholt 
werden.
(4) Ein Antrag auf Schluss der Rednerliste bzw. Schluss der Ausspra-
che kann nur von einem Gemeinderatsmitglied gestellt werden, das noch 
nicht zur Sache gesprochen hat. Der Vorsitzende hat vor der Abstim-
mung die Namen der Redner aus der Rednerliste zu verlesen, die noch 
nicht zu Wort gekommen sind, und sich davon zu überzeugen, dass jede 
Fraktion und jedes Gemeinderatsmitglied, das keiner Fraktion angehört, 
Gelegenheit hatte, ihre Argumente zum Beratungsgegenstand vorzutra-
gen; andernfalls ist hierzu die Möglichkeit einzuräumen.

§ 12
Abstimmungen, Wahlen

(1) Über jeden Beratungsgegenstand ist gesondert abzustimmen.
(2) Bei mehreren Anträgen zu dem gleichen Gegenstand wird über den 
weitergehenden Antrag zuerst, über einen Gegenantrag oder einen An-
trag auf Abänderung vor dem ursprünglichen Antrag abgestimmt. Beste-
hen Zweifel darüber, welcher Antrag der weitergehende ist, so entschei-
det darüber der Vorsitzende.
(3) Vor der Abstimmung ist die endgültige Formulierung des Antrags zu 
verlesen, soweit sie sich nicht aus der Vorlage ergibt; das gilt nicht für 
Geschäftsordnungsanträge. Bei Beschlüssen stellt der Vorsitzende die 
Frage, über die abgestimmt werden soll, so dass sie mit Ja oder Nein 
beantwortet werden kann.
(4) Beschlüsse des Gemeinderats werden mit der Mehrheit der auf Ja 
oder Nein lautenden Stimmen gefasst, soweit nicht durch Gesetz eine 
andere Mehrheit vorgesehen ist; die zulässigen Stimmenthaltungen wer-
den dabei nicht berücksichtigt. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag ab-
gelehnt. Bei Beschlüssen, die mit qualifizierter Mehrheit zu fassen sind, 
hat der Vorsitzende durch ausdrückliche Erklärung festzustellen, dass 
diese qualifizierte Mehrheit dem Antrag oder der Vorlage zugestimmt hat.
(5) Die Beschlussfassung erfolgt grundsätzlich offen durch Handheben, 
erkennbare Zustimmung oder durch Erheben von den Sitzen. Für- und 
Gegenstimmen sowie Stimmenthaltungen sind zu zählen und die jeweili-
gen Zahlen im Protokoll festzuhalten.
(6) Geheim wird in den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen abgestimmt 
oder wenn dies der Gemeinderat beschließt.
(7) Der Gemeinderat kann beschließen, namentlich abzustimmen. Bei 
namentlicher Abstimmung werden die stimmberechtigten Mitglieder des 
Gemeinderats vom Vorsitzenden einzeln aufgerufen.
(8) Bei geheimer Beschlussfassung und Wahlen durch Stimmzettel sind 
Stimmzettel ungültig, wenn sie leer sind, Zusätze enthalten oder den 
Willen des Stimmberechtigten nicht zweifelsfrei erkennen lassen. Die 
Stimmzettel werden von je einem Gemeinderatsmitglied der Fraktionen 
ausgezählt, die das Ergebnis dem Vorsitzenden mitteilen.
(9) Wahlen werden in geheimer Abstimmung durchgeführt. Es können 
nur solche Personen gewählt werden, die dem Gemeinderat vor der 
Wahl vorgeschlagen worden sind. Gewählt ist, wer mehr als die Hälf-
te der Stimmen der anwesenden Stimmberechtigten erhalten hat. Wird 
eine solche Mehrheit bei der Wahl nicht erreicht, findet zwischen den 
beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmzahlen eine Stichwahl statt, 
bei der gewählt ist, wer die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen 
erhält. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Ist die Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen ungültig, so ist die Stichwahl zu wiederholen. Der 
Gemeinderat kann nach jedem erfolglosen Wahlgang beschließen, die 
Wahl abzubrechen und in derselben oder einer weiteren Sitzung eine 
erneute Wahl durchzuführen. Neue Bewerber können nur zu einer Wahl 
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4. den Erwerb von Vermögensgegenständen, soweit diese nicht für den 
laufenden Geschäftsbetrieb bestimmt sind und nicht in die Zustän-
digkeit des Haupt-, Finanz- oder Grundstücks- und Bauausschusses 
(§ 19 dieser Geschäftsordnung) oder des Bürgermeisters (§ 20 die-
ser Geschäftsordnung) fallen;

5. die Bildung und Beteiligung an Zweckverbänden, den Abschluss von 
Zweckvereinbarungen oder Arbeitsgemeinschaften i. S. d. Thüringer 
Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG), die 
Mitgliedschaft in sonstigen juristischen Personen des öffentlichen 
und privaten Rechts sowie

6. allgemeine Regelungen zur Benutzung öffentlicher Einrichtungen 
nach bürgerlichem Recht.

(4) Der Gemeinderat überträgt die in § 19 Abs. 2 dieser Geschäftsord-
nung genannten Angelegenheiten beschließenden Ausschüssen zur 
selbstständigen Erledigung.

§ 18
Ausschüsse des Gemeinderats

(1) Der Gemeinderat bildet für bestimmte Aufgabenbereiche die in § 19 
näher genannten vorberatenden Ausschüsse.
(2) Die Ausschüsse bestehen aus dem Bürgermeister und den weiteren 
Ausschussmitgliedern. Der Bürgermeister kann einen Beigeordneten mit 
seiner Vertretung im Ausschuss beauftragen.
(3) Die Ausschüsse setzen sich aus den im Gemeinderat vertretenen 
Fraktionen, Parteien, Wählergruppen und Zusammenschlüssen im Sinne 
des § 27 Abs. 1 Satz 5 ThürKO gemäß deren personellen Vorschlägen 
nach dem Verhältnis ihrer Stärke im Gemeinderat zusammen.
(4) Die Ausschusssitze werden nach dem „Hare-Niemeyer Verfahren“ 
verteilt. Haben dabei mehrere Fraktionen, Parteien, Wählergruppen 
oder Zusammenschlüsse den gleichen Anspruch auf einen Sitz, so ent-
scheidet die höhere Stimmenzahl, die bei den Wahlen zum Gemeinderat 
erlangt wurde, bei Stimmengleichheit das Los; der Losentscheid ist für 
jeden Ausschuss gesondert durchzuführen.
(5) Für den Fall, dass die Zahl der Ausschusssitze die Zahl der Gemein-
deratsmitglieder übersteigt, kann jedes Gemeinderatsmitglied, das im 
Übrigen keinen Ausschusssitz besetzt, verlangen, in einem Ausschuss 
mit Rede- und Antragsrecht mitzuwirken. Auf schriftlichen Antrag des 
Gemeinderatsmitgliedes, der den unverbindlichen Vorschlag auf Mitwir-
kung in einem bestimmten Ausschuss enthalten kann. Der Gemeinderat 
entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit durch Beschluss, welchem 
Ausschuss dieses Gemeinderatsmitglied zugewiesen wird.
(6) Verändert sich während der Amtszeit das Stärkeverhältnis der Frak-
tionen, Parteien, Wählergruppen oder Zusammenschlüsse im Gemein-
derat, so sind diese Änderungen nach vorstehendem Absatz 4 auszu-
gleichen. Scheidet ein Gemeinderatsmitglied aus der es entsendenden 
Fraktion, Partei, Wählergruppe oder dem Zusammenschluss aus, so ver-
liert es seinen Sitz im Ausschuss.
(7) Für jedes Ausschussmitglied wird für den Fall seiner Verhinderung ein 
Stellvertreter namentlich bestellt.
(8) Den Vorsitz im Hauptausschuss (§ 19 Abs. 1 a) hat der Bürgermeister 
inne, im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter, der Stimmrecht im 
Hauptausschuss hat. Die übrigen Ausschüsse wählen aus ihrer Mitte ih-
ren Vorsitzenden und einen oder mehrere Stellvertreter; werden mehrere 
Stellvertreter gewählt, wird gleichzeitig die Reihenfolge der Stellvertre-
tung festgelegt. Der gewählte Vorsitzende kann aus seiner Funktion von 
dem jeweiligen Ausschuss abberufen werden. Das gilt nicht für den Bür-
germeister in seiner Funktion als Vorsitzender des Hauptausschusses.
(9) Die Sitzungen vorberatender Ausschüsse sind nicht öffentlich. Im 
Übrigen finden auf den Geschäftsgang der Ausschüsse die Bestimmun-
gen in §§ 1 - 15 dieser Geschäftsordnung über den Gemeinderat, die 
Gemeinderatsmitglieder und die Gemeinderatssitzungen, insbesondere 
zur Einberufung und Tagesordnung, zur Teilnahmepflicht und zur per-
sönlichen Beteiligung, zu Wahlen, zur Öffentlichkeit, Sitzungsleitung und 
Niederschrift entsprechende Anwendung.

§ 19
Bildung der Ausschüsse

(1) Der Gemeinderat bildet folgende Ausschüsse:

a) den Hauptausschuss, bestehend aus dem Bürgermeister und 4 
weiteren Gemeinderatsmitgliedern (als beratender Ausschuss).
Die Ortsteilbürgermeister nehmen beratend an den Sitzungen des 
Hauptausschusses teil.

(2) Diese Ausschüsse haben insbesondere folgende Aufgabenbereiche:

a) Hauptausschuss:
 Vorbereitung der Sitzung des Gemeinderats, Koordination der 
Arbeit aller Ausschüsse, Angelegenheiten der Kultur- und Ge-
meinschaftspflege, der Erwachsenenbildung und Jugendpfle-
ge, der öffentlichen Einrichtungen, der Wirtschaftsförderung 
(einschließlich Angelegenheiten des Fremdenverkehrs) ohne 
Finanz- und Bauangelegenheiten.

(3) Soweit die vorstehenden Ausschüsse im Rahmen ihres dort genann-
ten Aufgabenbereiches nicht anstelle des Gemeinderates endgültig gem. 
§ 26 Abs. 1 und 3 ThürKO beschließen und der Bürgermeister nicht nach 
§ 20 zuständig ist, werden diese Ausschüsse vorberatend tätig. In dieser 
vorberatenden Funktion sollen sie die ihnen übertragenen Gegenstände 
für die Beratung in dem Gemeinderat vorbereiten und dem Gemeinderat 
einen Beschlussvorschlag unterbreiten.

Gleiche gilt für die in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse, so-
bald die Gründe für die Geheimhaltung weggefallen sind. Die Entschei-
dung hierüber trifft der Gemeinderat.
(2) Hält der Bürgermeister eine Entscheidung des Gemeinderats oder 
eines Ausschusses für rechtswidrig, so hat er ihren Vollzug auszusetzen 
und sie in der nächsten Sitzung, die innerhalb eines Monats nach der 
Entscheidung stattfinden muss, gegenüber dem Gemeinderat oder dem 
Ausschuss zu beanstanden. Verbleibt der Gemeinderat oder der Aus-
schuss bei seiner Entscheidung, so hat der Bürgermeister unverzüglich 
die Rechtsaufsichtsbehörde zu unterrichten.

§ 16
Fraktionen

(1) Gemeinderatsmitglieder können sich zu Fraktionen zusammenschlie-
ßen. Eine Fraktion kann auch aus Mitgliedern mehrerer Parteien oder 
Wählergruppen gebildet werden. Die Fraktion muss mindestens aus zwei 
Gemeinderatsmitgliedern bestehen und jedes Gemeinderatsmitglied 
darf nur einer Fraktion angehören.
(2) Der Zusammenschluss zu einer Fraktion, ihre Bezeichnung sowie 
deren Vorsitzender und sein Stellvertreter wie auch die Namen der Frak-
tionsmitglieder sind dem Bürgermeister schriftlich mitzuteilen, der hie-
rüber unverzüglich den Gemeinderat unterrichtet. Das Gleiche gilt für 
spätere Änderungen.

§ 17
Zuständigkeit des Gemeinderats

(1) Der Gemeinderat beschließt über die Aufgaben des eigenen Wir-
kungskreises der Gemeinde, soweit er nicht die Beschlussfassung auf 
einen beschließenden Ausschuss übertragen hat oder der Bürgermeister 
zuständig ist.
(2) Für nachfolgend aufgeführte Angelegenheiten ist allein der Gemein-
derat zuständig:

1. die Beschlussfassung über Angelegenheiten, zu deren Erledigung 
die Gemeinde der Genehmigung oder sonstigen staatlichen Zustim-
mung bedarf;

2. der Erlass, die Änderung oder Aufhebung von Satzungen;

3. der Erlass oder die Änderung der Geschäftsordnung des Gemein-
derats;

4. die Beschlussfassung über Gebiets- oder Bestandsänderungen der 
Gemeinde;

5. die Beschlussfassung über den Abschluss von Tarifverträgen;

6. die Ernennung zum Ehrenbürger und anderer Ehrungen der Ge-
meinde;

7. die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung, die Nachtrags-
haushaltssatzungen, das Haushaltssicherungskonzept und die Ent-
scheidung über das Stellen eines Antrags nach § 87 Abs. 3 ThürKO 
(Übertragung von eigenen Aufgaben auf den Landkreis);

8. die Beschlussfassung über den Finanzplan nach § 62 ThürKO oder 
den mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplan;

9. die Feststellung der Jahresrechnung und der Jahresabschlüsse so-
wie die Beschlussfassung über die Entlastung;

10. die Beschlussfassung über die Festsetzung von Abgaben und pri-
vatrechtlichen Entgelten der Gemeinde oder solcher Unternehmen, 
an denen die Gemeinde mit mehr als 50 vom Hundert beteiligt ist;

11. die Entscheidung über die Gründung, Übernahme, Erweiterung oder 
Aufhebung von Unternehmen der Gemeinde und über die Beteili-
gung an Unternehmen;

12. die Beschlussfassung über die Bestellung und Abberufung des Lei-
ters des Rechnungsprüfungsamts, seines Stellvertreters und der 
Prüfung, die Erteilung besonderer Prüfungsaufträge an das Rech-
nungsprüfungsamt und die Bestellung des Abschlussprüfers;

13. die Veräußerung von Gemeindevermögen, soweit diese nicht nach 
Art und Umfang eine laufende Angelegenheit ist;

14. die Bestellung von Vertretern der Gemeinde in Aufsichts- und Ver-
waltungsräten sowie

15. sonstige Angelegenheiten, über die kraft Gesetzes der Gemeinderat 
entscheidet.

Diese Angelegenheiten können weder einem beschließendem Aus-
schuss noch dem Bürgermeister zur selbstständigen Erledigung über-
tragen werden.
(3) Der Gemeinderat behält sich darüber hinaus die Beschlussfassung 
über folgende Angelegenheiten vor:

1. den Wirtschaftsplan von Eigenbetrieben;

2. die Zustimmung zur Ernennung, Abordnung, Versetzung, Verset-
zung in den Ruhestand und Entlassung der Beamten des gehobe-
nen und höheren Dienstes;

3. die Zustimmung zur Einstellung, Höhergruppierung und Entlassung 
von Angestellten, deren Vergütungsgruppe mit der Besoldungsgrup-
pe der Beamten in Ziffer 2 vergleichbar ist;
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1. Änderung der Friedhofssatzung  

der Gemeinde Teistungen
Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 und 21 der Thüringer Kommunalordnung - 
ThürKO - in der Fassung der Neubekanntmachung vom 28.01.2003 
(GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10.04.2018 (GVBl. S. 
74) und des § 33 des Thüringer Bestattungsgesetzes vom 19.05.2004 
(GVBl. S. 505 ff.), zuletzt geändert durch Gesetz vom 06.06.2018 
(GVBl. S. 229, 266) hat der Gemeinderat der Gemeinde Teistungen am 
26.06.2019 folgende Änderung für den Friedhof der Gemeinde Teistun-
gen beschlossen:

Artikel I
Der § 6 „Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof“ Absatz 1 bis 3 
erhalten folgende neue Fassung:
(1) Steinmetze, Bildhauer, Gärtner, Bestatter, Tischler und sonstige Ge-
werbetreibende bedürfen für gewerbliche Tätigkeiten auf den Friedhöfen 
der Gemeindeverwaltung der vorherigen Zulassung durch die Gemein-
deverwaltung.
(2) Die Zulassung erfolgt auf Antrag. Für die Bearbeitung ist eine Gebühr 
entsprechend der Friedhofsgebührensatzung zu entrichten. Zugelassen 
werden nur solche Gewerbetreibende, die

a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind
und

ba) selbst oder deren fachliche Vertreter die Meisterprüfung abgelegt 
haben
oder

bb) in die Handwerksrolle eingetragen sind oder
bc) über eine gleichwertige Qualifikation verfügen oder
bd) eine Gewerbeanzeige oder vergleichbares vorweisen und
c) eine entsprechende Berufshaftpflichtversicherung nachweisen 

können.
Die Tätigkeiten sind nur innerhalb des jeweiligen Berufsbildes zuläs-
sig. Die Gemeindeverwaltung kann im Einzelfall Ausnahmen zulassen, 
soweit dies mit dem Zweck der Friedhofssatzung vereinbar ist. Die Zu-
lassung erfolgt durch Zulassungsbescheid und Ausstellung einer Zulas-
sungs-/Berechtigungskarte.
Spätestens 1 Monat vor Ablauf des Bewilligungszeitraumes ist die Zulas-
sung erneut zu beantragen.
(3) Die Gewerbetreibenden haben für ihre Mitarbeiter einen Bedienste-
tenausweis auszufertigen. Der Bedienstetenausweis und eine Kopie der 
Zulassungs-/Berechtigungskarte ist dem aufsichtsführenden Friedhofs-
personal oder der Gemeindeverwaltung auf Verlangen vorzuzeigen.

Artikel II
Der § 12 „Arten der Grabstätten“ Absatz 2 wird um den Buchstaben e 
ergänzt. Er lautet wie folgt:

e) Urnenreihengrabstätten im Rasengrabfeld.

Artikel III
Dem § 14 „Urnengrabstätten“ Absatz 2 wird folgendes hinzugefügt:
„Die Nachbestattung einer Urne in einer vorhandenen Urnengrabstätte 
ist auf schriftlichen Antrag des Nutzungsberechtigten an die Gemeinde-
verwaltung möglich und darf nur innerhalb der ersten 5 Ruhejahre des 
Erstverstorbenen erfolgen. Die Ruhezeit der Urnengrabstätte verlängert 
sich um weitere 5 Jahre. § 7 Abs. 4 b der Gebührensatzung über die 
Verlängerung des Nutzungsrechtes findet entsprechende Anwendung. 
Über Ausnahmen entscheidet die Gemeinde. Gebührenpflichtig ist jede 
Einzelbenutzung.“
Absatz 3 Satz 4 wird gestrichen.

Artikel IV
Der § 14 a „Urnenreihengrabstätten im Rasengrabfeld“ wird neu ein-
gefügt:
(1) Urnenreihengrabstätten im Rasengrabfeld sind einstellige Grabstät-
ten für eine Urnenbestattung ohne jegliche Bepflanzung, die der Reihe 
nach belegt und im Todesfall auf besonderen Wunsch der Angehörigen 
für die Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden zugeteilt werden. Über 
die Zuteilung wird eine Grabnummernkarte erteilt. Ein Wiedererwerb des 
Nutzungsrechtes an der Urnenreihengrabstätte im Rasengrabfeld ist 
ausgeschlossen.
Die Nachbelegung einer Urne in einer Urnenreihengrabstätte im Rasen-
grabfeld ist nicht zulässig.
(2) Die Größe der Grabstätte beträgt:

Länge: 1,00 m
Breite: 1,00 m.
(3) Das Ausmauern von Urnenreihengrabstätten im Rasengrabfeld ist 
unzulässig.
Sie werden ebenerdig im Rasen angelegt und erhalten keine Grabumfas-
sung oder sonstige Abgrenzung, sondern lediglich eine Grabsteinplatte, 
welche die Angehörigen selber beauftragen. Eine Bepflanzung der ein-
zelnen Grabstätten ist nicht zulässig.
Die Grabflächen und Abstände zwischen den Gräbern bilden eine zu-
sammenhängend große Rasenfläche, welche ausschließlich durch die 
Gemeinde angelegt und gepflegt wird. Angehörige haben auf die Gestal-
tung und Pflege des Rasengrabfeldes keinen Einfluss.

§ 20
Zuständigkeit des Bürgermeisters

(1) Der Bürgermeister leitet die Gemeindeverwaltung, bestimmt die Ge-
schäftsverteilung und vollzieht die Beschlüsse des Gemeinderates.
(2) Der Bürgermeister erledigt in eigener Zuständigkeit:

1. die laufenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises der 
Gemeinde, die für die Gemeinde keine grundsätzliche Bedeutung 
haben und keine erheblichen Verpflichtungen erwarten lassen;

2. die Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises der Ge-
meinde (§ 3 ThürKO);

3. Ernennung, Beförderung, Abordnung, Versetzung, Versetzung in 
den Ruhestand und Entlassung der Beamten des einfachen und 
mittleren Dienstes sowie Einstellung, Höhergruppierung, Versetzung 
und Entlassung aller Arbeiter und der Angestellten, deren Vergü-
tungsgruppe mit den Beamten des einfachen und mittleren Dienstes 
vergleichbar ist;

4. die ihm durch Beschluss des Gemeinderates im Einzelfall mit des-
sen Zustimmung oder allgemein durch die Hauptsatzung zur selbst-
ständigen Erledigung übertragenen Angelegenheiten.

(3) Laufende Angelegenheiten nach Absatz 2 Nr. 1 sind alltägliche Ver-
waltungsgeschäfte der Gemeinde, die keine grundsätzliche Bedeutung 
haben und für den Vollzug des Gemeindehaushaltes keine erhebliche 
Rolle spielen. Hierzu gehören insbesondere:

1. Vollzug der Ortssatzungen,

2. Die Vergabe von Aufträgen für ständig wiederkehrende Lieferungen 
und Leistungen für den laufenden Betrieb (z.B. Ausgaben für die 
Bewirtschaftung der Grundstücke und für den Unterhalt von Fahr-
zeugen, Geschäftsausgaben für die Verwaltung, Verbrauchsmaterial 
für Anstalten und Einrichtungen, Geräte und Ausstattungsgegen-
stände) im Verwaltungshaushalt bis zur Höhe der haushaltsmäßigen 
Ermächtigung,

3. Der Abschluss von bürgerlich-rechtlichen und öffentlich-rechtlichen 
Verträgen (z.B. Kauf-, Miet-, Pacht-, Werklieferungs-, Dienstleis-
tungsverträge; Straßenbaukosten-, Anschlussbeitrags- und Benut-
zungsverträge) und die Vornahme sonstiger bürgerlich-rechtlicher 
und öffentlich-rechtlicher Rechtshandlungen (grundbuchrechtliche 
Erklärungen, Kündigungen, Wohnungen, Rücktritte) bis zu einer 
Wertgrenze des Rechtsverhältnisses von 2.500,00 Euro, einmaliger 
oder jährlicher laufender Belastungen

4. Abschluss von Vergleichen, die Einlegung von Rechtsbehelfen oder 
Rechtsmitteln, die Einleitung von Aktivprozessen, wenn der Streit-
wert 5.000,00 Euro oder bei Vergleichen das Zugeständnis der 
Gemeinde 2.500,00 Euro nicht übersteigt, sowie die Führung aller 
gegen die Gemeinde oder die von ihr verwalteten Stiftungen gerich-
teten Passivprozesse,

5. des Weiteren

- die Niederschlagung bis zu einem Betrag von 1.000,00 Euro;

- der Erlass bis zu einem Betrag von 500,00 Euro;

- die Stundung uneinbringlicher Steuern bis zu einem Betrag von 
25.000,00 €, Abgaben und sonstger öffenltich-rechtlicher oder 
zivilrechtlicher Forderungen bis zu einem Betrag von 500 Euro;

- die Stundung von Zahlungsansprüchen bis zu einem Betrag von 
2.000,00 € auf die Dauer von sieben bis zwölf Monaten, bis zu 
1.000,00 € auf die Dauer bis zu sechs Monaten

6. Aufnahme von Kassenkrediten im Rahmen des durch die Haushalts-
satzung festgelegten Höchstbetrages,

1. die Genehmigung überplanmäßiger Ausgaben bis zu einer 
Höhe von 2.500,00 € Euro und außerplanmäßiger Ausgaben in 
Höhe von 1.500,00 Euro jeweils im Einzelfall. Überplanmäßige 
und außerplanmäßige Ausgaben sind nur zulässig, wenn sie 
unabweisbar sind und die Deckung gewährleistet ist. Der Bür-
germeister ist berechtigt, bis zu vorstehenden Grenzen Mittel, 
die durch anderweitige Einsparungen zur Verfügung stehen, 
Mehreinnahmen und Mittel der Deckungsreserve in Anspruch 
zu nehmen;

7. Gewährung von freiwilligen Zuweisungen und Zuschüssen im Rah-
men des Haushaltsplans, soweit sie im Einzelfall 500,00 Euro nicht 
übersteigen.

§ 21
Sprachform, Änderungen, Inkrafttreten

(1) Die in dieser Geschäftsordnung benutzten personenbezogenen Be-
zeichnungen gelten für alle Geschlechtsformen.
(2) Regelungen der Geschäftsordnung können im Rahmen der gesetzli-
chen Vorgaben durch Beschluss des Gemeinderats jederzeit geändert, 
aufgehoben oder ergänzt werden.
(3) Diese Geschäftsordnung tritt mit der Beschlussfassung durch 
den Gemeinderat in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung vom 
16.07.2014 außer Kraft.

Teistungen, den 10.07.2019
Gez. Krukenberg
Bürgermeister
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Das pflegearme Rasengrab für Urnenbestattungen muss mit einer Grab-
steinplatte gekennzeichnet sein. Für die Anforderungen gilt § 18 Abs. 7.
(11) Verwelkte Blumen und Kränze sind durch die Nutzungsberechtigten 
von den Gräbern umgehend zu entfernen. Geschieht dies nicht, so kann 
die Friedhofsverwaltung nach angemessener Frist diese Blumen und 
Kränze ohne Ankündigung gegen Kostenersatz beseitigen.
(12) Blumen und Kränze sowie sonstiger abgeräumter Grabschmuck dür-
fen nur sortiert in die dafür bereitgestellten Behältnisse abgelegt werden.

Artikel IX
Der § 31 „Ordnungswidrigkeiten“, Absatz 1 erhält folgende neue Fassung:
Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen den 
Bestimmungen des

a) § 4 - den Friedhof betritt,
b) § 5 Abs. 1 - sich auf dem Friedhof nicht der Würde des Ortes 

entsprechend verhält oder die Anordnung des Friedhofspersonals 
nicht befolgt,

c) § 5 Abs. 2:
1. Friedhofswege mit Fahrzeugen ohne Erlaubnis befährt,
2. an Sonn- und Feiertagen oder in der Nähe einer Bestattung stö-

rende Arbeiten ausführt,
3. ohne schriftlichen Auftrag eines Berechtigten bzw. ohne vorheri-

ge Anzeige bei der Gemeindeverwaltung fotografiert oder filmt,
4. Druckschriften verteilt, ausgenommen Drucksachen, die im 

Rahmen von Bestattungsfeiern notwendig und üblich sind,
5. den Friedhof oder seine Einrichtungen oder Anlagen verunrei-

nigt oder beschädigt oder Rasenflächen oder Grabstätten unbe-
rechtigterweise betritt,

6. Abraum oder Abfälle aller Art außerhalb der hierfür vorgesehe-
nen Plätze ablegt,

7. Tiere mitbringt, ausgenommen sind Blindenhunde,
8. Waren aller Art verkauft, Blumen und Kränze oder gewerbliche 

Dienste anbietet.
d) § 5 Abs. 3 - Gedenkfeiern und andere, nicht mit einer Bestattung 

zusammenhängende, Veranstaltungen ohne Zustimmung der Ge-
meindeverwaltung durchführt,

e) § 6 - die Bestimmungen für die gewerblichen Tätigkeiten auf den 
Friedhöfen missachtet,

f) § 6 Abs. 2 - eine gewerbliche Tätigkeit auf dem Friedhof ohne 
Zulassung ausübt,

g) § 6 Abs. 5 - gewerbliche Tätigkeiten außerhalb der zugelassenen 
Zeiten ausführt oder nicht beendet,

h) § 6 Abs. 6 - die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Ma-
terialien außerhalb an den von der Gemeindeverwaltung genehmig-
ten Stellen lagert, nach Beendigung der Arbeiten die Arbeits- und 
Lagerplätze nicht in einen ordnungsgemäßen Zustand versetzt, 
Abfall, Abraum- Rest- und Verpackungsmaterial ablagert, gewerb-
liche Geräte an oder in den Wasserentnahmestellen der Friedhöfe 
reinigt,

i) § 11 - die Totenruhe stört oder Umbettungen ohne vorherige Zu-
stimmung vornimmt,

j) §§ 13 Abs. 5, 14 Abs. 4 - die Gräber nicht innerhalb von 3 Monaten 
würdig herrichtet,

k) §§ 17, 18 - die zulässigen Maße und Gestaltungsvorschriften für 
Grabmale und Grabsteinplatten nicht einhält,

l) § 18 Abs. 7 - die Grabstätte und die Grabsteinplatte nicht entspre-
chend den Anforderungen und Gestaltungsvorschriften errichtet,

m) § 20 - Grabmale oder sonstige Grabausstattungen ohne Zustim-
mung oder vorherige Genehmigung errichtet oder verändert oder 
provisorische Grabmale nicht innerhalb von 2 Jahren nach der 
Beisetzung beräumt,

n) §§ 22, 23, 25 - Grabmale oder Grabausstattungen nicht im Rahmen 
der Vorschriften dieser Satzung herrichtet oder dauerhaft in ver-
kehrssicherem Zustand hält,

o) § 24 Abs. 1 - Grabmale ohne Zustimmung der Gemeindeverwaltung 
entfernt,

p) § 25 - Grabstätten nicht unterhält und pflanzt,
q) § 25 Abs. 8 - Pflanzenschutz- oder Unkrautbekämpfungsmittel 

verwendet
r) § 26 - Grabstätten vernachlässigt,
s) § 27 - die Leichenhalle betritt,
t) § 28 Abs. 3 - ohne Genehmigung der Gemeindeverwaltung Musik- 

und Gesangsdarbietung auf dem Friedhofsgelände durchführt.

Artikel X
Alle anderen Vorschriften bleiben unberührt.

Artikel XI
Die 1. Änderung der Friedhofssatzung der Gemeinde Teistungen tritt am 
Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.

Teistungen, 16.07.2019  Anlage: Friedhofspläne
Gez. Krukenberg
Bürgermeister

Eine Haftung der Gemeinde bei der Anlage und Pflege der Urnenrei-
hengrabstätten im Rasengrabfeld wird generell ausgeschlossen. Dies 
gilt auch für höhere Gewalt. Ein Anspruch gegenüber der Gemeinde auf 
Beseitigung von Schäden wird ausgeschlossen.
(4) Das Aufstellen von Grabschmuck (Blumenschmuck, Pflanzschalen, 
Kerzenleuchten u. ä) ist nach der Einsaat des Rasens nicht zulässig. Die 
Rasenfläche ist von jeglichem Grabschmuck freizuhalten.

Artikel V
Der § 18 „Grabmalgrößen“ wird um den Absatz 7 erweitert. Er lautet 
wie folgt:
(7) Für die Urnenreihengrabstätten im Rasengrabfeld gelten abweichend 
von den Absätzen 1 bis 6 folgende Vorschriften:
Die Grabstätte besteht aus einer im Rasen ebenerdig liegenden Grab-
steinplatte. Liegende und stehende Grabmale sowie eine Grabeinfas-
sung sind nicht zulässig.
Die Grabsteinplatte liegt mittig der Grabstätte, die ebenerdig zu verlegen 
ist und muss nachstehenden Anforderungen entsprechen:

a) Format: 0,50 m Breite
0,50 m Tiefe
0,06 bis 0,10 m Stärke.

Die Stärke muss so bemessen sein, dass die Platte beim Betreten 
der Rasenpflege nicht bricht.
Auf der Grabplatte sollte der Name, Vorname, Geburts-/Sterbedatum 
oder das Geburts-/Sterbejahr des Verstorbenen eingraviert werden. 
Aufgesetzte Buchstaben, Zahlen oder ähnliches sind nicht zulässig.

b) Material:
Es ist ausschließlich Granitstein (kein Sandstein) zu verwenden.
Die Grabsteinplatte soll aus einem Stück von einem fachkundigen 
Steinmetzbetrieb im Auftrag des Nutzungsberechtigten hergestellt 
und aufgebracht werden. Die Lage der Grabplatte ist vor Setzen 
durch die Firma mit der Gemeindeverwaltung abzustimmen.

c) Einbau:
Die Grabsteinplatte ist flucht- und höhengerecht an die Höhe der 
angegrenzenden Oberbodenflächen (Rasenflächen) anzugleichen. 
Sie ist in der Flucht der Nachbargräber anzuordnen.

d) Feste Vasen, Kerzenhalter, Laternen oder dergleichen dürfen nicht 
auf der Grabsteinplatte angebracht werden.

Artikel VI
Der § 19 „Grababdeckungen“ erhält folgende neue Fassung:
„Grababdeckungen sind zulässig.“

Artikel VII
Der § 20 „Zustimmung“ Absatz 2 erhält folgende neue Fassung:
(2) Die Genehmigung ist vor der Anfertigung oder Veränderung des 
Grabmals durch den Inhaber der Grabnummernkarte bzw. den Nut-
zungsberechtigten wie folgt zu beantragen:

a) Den Antrag stellt die Firma, die das Grabmal bzw. die Grabanlage 
anzufertigen oder zu verändern beabsichtigt, namens und im Auftrag 
des Inhabers der Grabnummernkarte bzw. des Nutzungsberechtigten.

b) Dem Antrag sind die zur Prüfung notwendigen Unterlagen beizufü-
gen:
- Angaben zum Verstorbenen und Nutzungsberechtigten und zur 

Grabstätte,
- der Grabmalentwurf (Ansicht und Grundriss) und deren Zeich-

nungen, die alle Einzelheiten der Grabmalanlage beinhalten,
- Angabe des Materials, Art und Bearbeitung des Werkstoffs sowie 

Inhalt, Form und Anordnung der Inschrift, der Ornamente und 
Symbole,

- Angabe zu Einfassungen und ggf. der Verwendung eines So-
ckels,

- Angabe zur Fundamentierung.
Auf Verlangen der Gemeindeverwaltung sind Zeichnungen in größerem 
Maßstab oder Modelle und der Nachweis zur Fundamentierung vorzu-
legen.
Sollten weitere Angaben erforderlich sein, werden diese von der Ge-
meindeverwaltung angefordert.

Artikel VIII
Der § 25 „Herrichtung und Unterhaltung“ wird um folgende Absätze 
erweitert:
(10) Bei Urnenreihengrabstätten im Rasengrabfeld obliegt die Anlage 
und Pflege der Grabstätten bzw. des grababdeckenden Rasens aus-
schließlich der Friedhofsverwaltung bzw. der Gemeinde. Ein Recht auf 
eine individuelle Grabgestaltung und Grabpflege besteht nicht.
Bepflanzungen oder das Abstellen von Grabschmuck wie Blumensträu-
ße, Gestecke, Vasen, Pflanzschalen oder Kerzen sind unzulässig und 
werden im Rahmen der Pflegemaßnahmen ersatzlos von der Friedhofs-
verwaltung
entsorgt. Ein Rückgabeanspruch besteht nicht.
Eine Ausnahme für das Aufstellen von Grabschmuck (Blumenschmuck, 
Pflanzschalen, Kerzenleuchten u.ä.) ist nur auf der Grabsteinplatte und 
nur vom 15. Oktober bis 15. März zulässig. Bei Aufnahme der Rasenpfle-
ge wird jedweder Grabschmuck entfernt. Ein Entschädigungsanspruch 
ist ausgeschlossen.
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1. Änderung der Friedhofsgebührensatzung der Gemeinde Teistungen

Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 und 21 der Thüringer Kommunalordnung - Thür-
KO -, in der Fassung der Neubekanntmachung vom 28.01.2003 (GVBl. S. 
41), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10.04.2018 (GVBl. S. 74) und der 
§§ 1, 2, 10, 11 und 12 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes -Thür-
KAG- in der Fassung der Neubekanntmachung vom 19.09.2000 (GVBl. S. 
301), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14.06.2017 (GVBl. S. 150) und 
des § 32 der Friedhofssatzung der Gemeinde Teistungen hat der Gemein-
derat der Gemeinde Teistungen in der Sitzung am 26.06.2019 folgende 
Satzungsänderung beschlossen:

Artikel I
Der § 7 „Erwerb des Nutzungsrechts an einer Reihengrabstätte und Ur-
nenreihengrabstätte“ Absatz 2 wird um den Buchstaben d ergänzt. Er

 lautet wie folgt:

d) in einer Urnenreihengrabstätte im Rasengrabfeld  700,00 €

Artikel II
Alle anderen Gebührentarife bleiben unverändert.

Artikel III
Die 1. Änderung der Friedhofsgebührensatzung tritt am Tag nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft.

Teistungen, 16.07.2019
gez. Krukenberg
Bürgermeister
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Top 10

Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 „Am Eichbach“
Beschluss Nr.: 42/2018
Die Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 „Am Eichbach“ wird hiermit 
beschlossen.
Die Kostenfrage ist noch zu klären.
Abstimmung über den Beschluss
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ......................................................................................... 10
Nein-Stimmen: .......................................................................................  0
Enthaltungen: ......................................................................................... 0

Top 11

3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 Gewerbegebiet  
„Teistungen - Lindenberg“ Gemeinde Teistungen / OT Teistungen - 
Satzungsbeschluss
Beschluss Nr.: 43/2018
Die während der öffentlichen Auslegung vorgebrachten Anregungen der 
Träger öffentlicher Belange hat der Gemeinderat mit folgendem Ergebnis 
geprüft. (s. Abwägung) Die Träger öffentlicher Belange, die Anregungen 
erhoben haben sind von diesem Ergebnis unter Angabe der Gründe in 
Kenntnis zu setzen.
Auf Grund des § 10 des Baugesetzbuches beschließt der Gemeinderat 
die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 Gewerbegebiet „Teistun-
gen - Lindenberg“ bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen 
Festsetzungen als Satzung.
Die Begründung wird gebilligt.
Abstimmung über den Beschluss
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ......................................................................................... 10
Nein-Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 0

Top 13

Zugehörigkeit „Hermerthal“
Beschluss Nr.: 44/2018
Der Gemeinderat der Gemeinde Teistungen beschließt auf der Grundla-
ge des Thüringer Gesetzes zur freiwilligen Neugliederung kreisangehöri-
ger Gemeinden vom 28. Juni 2018 im Rahmen der Auseinandersetzung 
zum Übergang der Gemeinde Hundeshagen zur Stadt Leinefelde-Wor-
bis, dass sämtliche Gemarkungsteile bei der Gemeinde Teistungen ver-
bleiben. Die Flur 6 der Gemarkung Teistungen, jetzt Gemarkung Hundes-
hagen, Flur 9, die auf Grund eines willkürlichen Verwaltungsaktes 1986 
umgeflurt wurde, wird wieder in die Gemarkung Teistungen eingegliedert. 
Die Einwohner im Bereich Hermerthal sind und bleiben Einwohner der 
Gemeinde Teistungen.
Abstimmung über den Beschluss
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ......................................................................................... 10
Nein-Stimmen: .......................................................................................  0
Enthaltungen:.........................................................................................  0

Top 15

Beschluss - Kündigung der Zweckvereinbarung
Beschluss Nr.: 45/2018
Die Gemeinde Teistungen kündigt form- und fristgerecht die Zweckver-
einbarung Kindergarten zum 31.12.2018, so dass die Kündigung zum 
01.01.2020 wirksam wird.
Abstimmung über den Beschluss
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ......................................................................................... 10
Nein-Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 0

Teistungen, den 10.07.2019
gez. Zwingmann
Stellv. Bürgermeister

Bekanntmachung der in der Sitzung 
des Gemeinderates Teistungen  
am 28.03.2019 gefassten Beschlüsse:

Top 4

Genehmigung der Niederschrift des öffentlichen Teils 
der Sitzung vom 13.12.2018
Beschluss Nr.: 01/2019
Abstimmung über den Beschluss
Gemäß § 42 ThürKO genehmigt der Gemeinderat der Gemeinde Teistun-
gen die Niederschrift des öffentlichen Teils der Sitzung vom 13.12.2018.
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ........................................................................................... 7
Nein-Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 4

Bekanntmachung der in der Sitzung  
des Gemeinderates Teistungen am 27.11.2018  
gefassten Beschlüsse:

Top 2

Genehmigung der Niederschrift des öffentlichen Teils
 der Sitzung vom 11.06.2018
Beschluss Nr.: 36/2018
Abstimmung über den Beschluss
Gemäß § 42 ThürKO genehmigt der Gemeinderat der Gemeinde Teistun-
gen die Niederschrift des öffentlichen Teils der Sitzung vom 11.06.2018.
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ........................................................................................... 6
Nein-Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 4

Top 3

1. Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde Teistungen vom 30.07.2014
Beschluss Nr.: 37/2018
Abstimmung über den Beschluss
Der Gemeinderat der Gemeinde Teistungen beschließt die 1. Änderung 
der Hauptsatzung der Gemeinde Teistungen vom 30.07.2014.
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ......................................................................................... 10
Nein-Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 0

Top 4

1. Änderung der Geschäftsordnung der Gemeinde Teistungen
 vom 03.07.2014
Beschluss Nr.: 38/2018
Abstimmung über den Beschluss
Der Gemeinderat der Gemeinde Teistungen beschließt die 1. Änderung 
der Geschäftsordnung der Gemeinde Teistungen vom 03.07.2014
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ......................................................................................... 10
Nein-Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 0

Top 5

Beschluss - Berufung eines Wahlleiters und dessen
Stellvertreter für die Bürgermeisterwahl
Beschluss Nr.: 39/2018
Abstimmung über den Beschluss
Der Gemeinderat der Gemeinde Teistungen beruft für die Bürgermeister-
wahl, die am 10.02.2019 stattfindet,

Herrn Alexander Abel zum Wahlleiter
Herrn Christian Gorf zum stellvertretenden Wahlleiter
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ......................................................................................... 10
Nein-Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 0

Top 8

Nachtragshaushaltssatzung und Nachtragshaushaltsplan 2018
Beschluss Nr.: 40/2018
Der Gemeinderat der Gemeinde Teistungen beschließt aufgrund des § 
60 der Thüringer Kommunalordnung - ThürKO- in der Fassung der Neu-
bekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 20.03.2014 (GVBl. Nr. S. 83 ff.), die Nachtrags-
haushaltssatzung mit Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 
2018.
Abstimmung über den Beschluss
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ........................................................................................... 6
Nein-Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 4

Top 9

Änderung des fortgeltenden Flächennutzungsplanes 
(11. Änderung)
Beschluss Nr.: 41/2018
Der Gemeinderat beschließt den fortgeltenden Flächennutzungsplan der 
Gemeinde Teistungen zu ändern.
Die Kostenfrage ist noch zu klären.
Abstimmung über den Beschluss
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ......................................................................................... 10
Nein-Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 0
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Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ........................................................................................... 5
Nein-Stimmen:  ....................................................................................... 5
Enthaltungen: ......................................................................................... 1

Top 14

B-Plan (Bereich „Hinter dem Dorfe“, Gemarkung Böseckendorf, Flur 
5, Flurstück 104), OT Böseckendorf
Beschluss Nr.: 08/2019
Abstimmung über den Beschluss
Der Gemeinderat Teistungen beschließt, nach Einholung dreier Ange-
bote, ein Planungsbüro zu beauftragen, welches die bestehende Sat-
zung „Hinter dem Dorfe“ aufhebt, parallel den bestehenden F-Plan der 
Einheitsgemeinde Teistungen ändert und den neuen B-Plan im Bereich 
„Hinter dem Dorfe“, Gemarkung Böseckendorf, Flur 5, Flurstück 104, auf-
stellt.
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ......................................................................................... 10
Nein-Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 1

Teistungen, den 10.07.2019
gez. Krukenberg
Bürgermeister

Wehnde

Hauptsatzung
Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 und 20 Abs. 1 der Thüringer Gemeinde- und 
Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) vom 16. Au-
gust 1993 (GVBl. S. 501) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 
28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10.Ap-
ril 2018 (GVBL. S. 74ff.) hat der Gemeinderat der Gemeinde Wehnde 
in der Sitzung am 26.06.2019 die folgende Hauptsatzung beschlossen:

§ 1
Name

(1) Die Gemeinde führt den Namen „Wehnde“.

§ 2
Gemeindewappen, Gemeindeflagge, Gemeindesiegel

(1) Das Gemeindewappen zeigt in Blau auf einem silbernen Berg einen 
silbernen gemauerten Turm. Der Berg ist mit zwei grünen Eichenblättern 
sturzsparrenweise belegt.
(2) Die Flagge der Gemeinde zeigt das Gemeindewappen auf weißem 
Tuch mit grünen Flanken.
(3) Das Dienstsiegel trägt die Umschriftung im oberen Halbbogen „Thü-
ringen“, im unteren Halbbogen „Gemeinde Wehnde“ und zeigt im Ab-
druck das Wappen der Gemeinde.
(4) Eine Verwendung des Namens, des Wappens und der Flagge der 
Gemeinde ist nur mit Genehmigung zulässig.

§ 3
Bürgerbegehren, Bürgerentscheid

(1) Die Bürger können über Angelegenheiten des eigenen Wirkungskrei-
ses der Gemeinde die Durchführung eines Bürgerentscheids beantragen 
(Bürgerbegehren). Nach Zustandekommen des Bürgerbegehrens wird 
die Angelegenheit den Bürgern zur Entscheidung vorgelegt, sofern der 
Gemeinderat, sich das Anliegen nicht zu Eigen macht.
(2) Unter bestimmten Voraussetzungen kann der Gemeinderat den Bür-
gern eine Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises der Gemeinde 
zur Entscheidung vorlegen (Ratsreferendum).
(3) Absatz 1 und 2 gelten für Bürgerentscheide in Ortsteilen einer Ge-
meinde und in Ortschaften einer Landgemeinde entsprechend.
(4) Der erfolgreiche Bürgerentscheid hat die Wirkung eines Gemeinde-
ratsbeschlusses der Gemeinde. In dem Ortsteil einer Gemeinde oder der 
Ortschaft einer Landgemeinde hat der erfolgreiche Bürgerentscheid die 
Wirkung eines Beschlusses des Ortsteilrates oder des Ortschaftsrates.
(5) Das Nähere zur Durchführung von Bürgerbegehren, Bürgerent-
scheid, Ratsbegehren und Ratsreferendum regelt das Thüringer Gesetz 
über das Verfahren bei Einwohnerantrag, Bürgerbegehren und Bürge-
rentscheid (ThürEBBG) in der jeweils geltenden Fassung.

§ 4
Einwohnerversammlung

(1) Der Bürgermeister beruft mindestens einmal jährlich eine Einwoh-
nerversammlung ein, um die Einwohner über wichtige Gemeindeangele-
genheiten, insbesondere über Planungen und Vorhaben der Gemeinde, 
die ihre strukturelle Entwicklung unmittelbar und nachhaltig beeinflussen 
oder über Angelegenheiten die mit erheblichen Auswirkungen für eine 
Vielzahl von Einwohnern verbunden sind, zu unterrichten und diese mit 
ihnen zu erörtern. Der Bürgermeister lädt spätestens eine Woche vor der 
Einwohnerversammlung unter Angabe von Ort, Zeit und Tagesordnung 
in ortsüblicher Weise öffentlich zur Einwohnerversammlung ein.

Top 5

Beschluss - Erhöhung der Aufwandsentschädigung des ehrenamt-
lichen Beigeordneten der Gemeinde Teistungen
Beschluss Nr.: 02/2019
Abstimmung über den Beschluss
Die Aufwandsentschädigung des Beigeordneten wird für den Zeitraum 
vom 01.11.2018 - 13.02.2019 auf den in der Hauptsatzung festgesetzten 
Höchstbetrag erhöht.
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ......................................................................................... 11
Nein-Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 0

Top 6

Beschluss - Berufung eines Wahlleiters und dessen Stellvertreter 
für die Kommunalwahl
Beschluss Nr.: 03/2019
Abstimmung über den Beschluss
Der Gemeinderat der Gemeinde Teistungen beruft für die Bürgermeister-
wahl, die am 10.02.2019 stattfindet,

Herrn Alexander Abel zum Wahlleiter
Herrn Christian Gorf zum stellvertretenden Wahlleiter
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ......................................................................................... 10
Nein-Stimmen: .......................................................................................  0
Enthaltungen:.........................................................................................  0

Top 7

Wahl der Schiedsperson der Schiedsstelle der Verwaltungsgemein-
schaft Lindenberg/Eichsfeld
Beschluss Nr.: 04/2019
Abstimmung über den Beschluss

Wahlvorschlag: René Dörre
Andreas Hoffmann

Ihr Einverständnis liegt vor.
Wahlergebnis:
gesetzliche Anzahl der Mitglieder:  ....................................................... 15
davon anwesend:  ................................................................................. 11
abgegebene ungültige Stimmen: ...........................................................  0
abgegebene gültige Stimmen:  ............................................................. 11
für Herrn René Dörre:  ............................................................................ 8
für Herrn Andreas Hoffmann: ................................................................  3
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ......................................................................................... 11
Nein-Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen:.........................................................................................  0

Top 8

Haushaltssatzung und Haushaltsplan 2019
Beschluss Nr.: 04/2019
Abstimmung über den Beschluss
Der Gemeinderat der Gemeinde Teistungen beschließt aufgrund des § 
55 der Thüringer Kommunalordnung - ThürKO- in der Fassung der Neu-
bekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 10.04.2018 (GVBl. Nr. S. 74), die Haushaltssat-
zung mit Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019.
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ........................................................................................... 8
Nein-Stimmen:  ....................................................................................... 0
Enthaltungen: ......................................................................................... 3

Top 9

Forstwirtschaftsplan 2019
Beschluss Nr.: 06/2019
Abstimmung über den Beschluss
Der Gemeinderat der Gemeinde Teistungen stimmt dem Forstwirt-
schaftsplan 2019 für Kommunalwald der Gemeinde Teistungen, erstellt 
vom Thüringer Forstamt Leinefelde, in der vorliegenden Fassung zu.
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen:  ......................................................................................... 11
Nein-Stimmen: ........................................................................................ 0
Enthaltungen:.........................................................................................  0

Top 10

Fortführung - Gewerbegebiet „Alte Ziegelei“
Beschluss Nr.: 07/2019
Abstimmung über den Beschluss
Der Gemeinderat Teistungen beschließt, das Projekt zum Gewerbegebiet 
„Alte Ziegelei“ vollumfänglich fortzuführen. Um eine zeitnahe Förderzusa-
ge zu bekommen, beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Teistungen 
weiterhin das Umlegungsverfahren einzustellen und eine einvernehmli-
che Lösung nach den Entwürfen der vorliegenden Notarverträge mit den 
Flächenbesitzern zu erwirken.
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mit einfacher Stimmenmehrheit durch Beschluss, welchem Ausschuss 
dieses Gemeinderatsmitglied zugewiesen wird.
Die Besetzung von Ausschüssen und sonstigen Gremien erfolgt nach 
dem mathematischen Verhältnisverfahren Hare/Niemeyer.
(3) Bildung, Zusammensetzung und Aufgaben der Ausschüsse regelt im 
Übrigen die Geschäftsordnung für den Gemeinderat.

§ 9
Ehrenbezeichnungen

(1) Personen, die sich in besonderem Maße um die Gemeinde und das 
Wohl ihrer Einwohner verdient gemacht haben, können zu Ehrenbürgern 
ernannt werden.
(2) Personen, die als Mitglieder des Gemeinderates, Ehrenbeamtinnen 
oder Ehrenbeamte, hauptamtliche Wahlbeamtinnen oder Wahlbeamte 
insgesamt mindestens 20 Jahre ihr Mandat oder Amt ausgeübt haben, 
können folgende Ehrenbezeichnungen erhalten:
Bürgermeisterin oder Bürgermeister = Ehrenbürgermeisterin oder Eh-
renbürgermeister,
Beigeordnete oder Beigeordneter = Ehrenbeigeordnete oder Ehrenbei-
geordneter,
Gemeinderatsmitglied = Ehrengemeinderatsmitglied,
sonstige Ehrenbeamtinnen oder Ehrenbeamte = eine die ausgeübte eh-
renamtliche Tätigkeit kennzeichnende Amtsbezeichnung mit dem Zusatz 
„Ehren-“.
Die Ehrenbezeichnung soll sich nach der zuletzt und/ oder überwiegend 
ausgeübten Funktion richten.
(3) Personen, die durch besondere Leistungen oder in sonstiger vor-
teilhafter Weise zur Mehrung des Ansehens der Gemeinde beigetragen 
haben, können besonders geehrt werden. Der Gemeinderat kann dazu 
spezielle Richtlinien beschließen.
(4) Die Verleihung des Ehrenbürgerrechtes und der Ehrenbezeichnung 
soll in feierlicher Form in einer Sitzung des Gemeinderates unter Aus-
händigung einer Urkunde vorgenommen werden.
(5) Die Gemeinde kann das Ehrenbürgerrecht und die Ehrenbezeich-
nung wegen unwürdigen Verhaltens widerrufen.

§ 10
Entschädigungen

(1) Die Gemeinderatsmitglieder erhalten für ihre ehrenamtliche Mitwir-
kung bei den Beratungen und Entscheidungen des Gemeinderats und 
seiner Ausschüsse als Entschädigung nach Maßgabe der Thüringer Ent-
schädigungsverordnung ein Sitzungsgeld von 25,00 Euro für die notwen-
dige, nachgewiesene Teilnahme an Sitzungen des Gemeinderats oder 
eines Ausschusses, in dem sie Mitglied sind. Dabei dürfen nicht mehr als 
zwei Sitzungsgelder pro Tag gezahlt werden.
(2) Mitglieder des Gemeinderats, die Arbeiter oder Angestellte sind, 
haben außerdem Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen Verdienst-
ausfalls und der notwendigen Auslagen. Selbstständig Tätige erhalten 
eine Pauschalentschädigung von 20,00 Euro je volle Stunde für den 
Verdienstausfall, der durch Zeitversäumnis in ihrer beruflichen Tätigkeit 
entstanden ist. Sonstige Mitglieder des Gemeinderats, die nicht erwerbs-
tätig sind, jedoch einen Mehrpersonenhaushalt von mindestens drei Per-
sonen führen, erhalten eine Pauschalentschädigung von 10,00 Euro je 
volle Stunde. Die Ersatz-leistungen nach diesem Absatz werden nur auf 
Antrag sowie für höchstens 8 Stunden pro Tag und auch nur bis 19.00 
Uhr gewährt.
(3) Für eine notwendige auswärtige Tätigkeit werden Reisekosten nach 
dem Thüringer Reisekostengesetz gezahlt.
(4) Für ehrenamtlich Tätige, die nicht Mitglied des Gemeinderats sind, 
gelten die Regelungen hinsichtlich des Sitzungsgeldes, des Verdienst-
ausfalls bzw. der Pauschalentschädigung und der Reisekosten (Abs. 1, 2 
und 3) entsprechend.
Die Mitglieder des Wahlausschusses erhalten für die Teilnahme an den 
Sitzungen und die Mitglieder des Wahlvorstandes bei der Durchführung 
der Wahlen am Wahltag sowie erforderlichenfalls für den folgenden Tag 
eine pauschale Entschädigung, jedoch entsprechend den Gesetzen zur 
Europawahl, Bundestagswahl, Landtagswahl und Kommunalwahl in der 
jeweils gültigen Fassung.
Die pauschale Entschädigung beträgt:
Für Wahlvorsteher / Wahlleiter  25,00 Euro
Für stellv. Wahlvorsteher, Schriftführer und Beisitzer  20,00 Euro
(5) Die ehrenamtlichen Kommunalwahlbeamten erhalten nach Maßgabe 
der Verordnung über die Aufwandsentschädigung der ehrenamtlichen 
kommunalen Wahlbeamten auf Zeit die folgenden Aufwandsentschädi-
gungen:
der ehrenamtliche Bürgermeister  495,00 Euro / Monat,
der ehrenamtliche Erste Beigeordnete  123,00 Euro / Monat.

§ 11
Öffentliche Bekanntmachungen

(1) Satzungen der Gemeinde werden öffentlich bekannt gemacht durch 
Veröffentlichung im „Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft Lindenberg/
Eichsfeld“.
(2) Die Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen 
des Gemeinderats und seiner Ausschüsse ist mit dem Ablauf des ersten 
Tages des Aushangs an den Verkündungstafeln an diesem Tag vollendet. 
Die entsprechenden Bekanntmachungen dürfen jedoch erst am Tag nach 
der jeweiligen Sitzung abgenommen werden.

(2) Dem Bürgermeister obliegt die Leitung der Einwohnerversammlung. 
Er hat im Rahmen der Erörterung den Einwohnern in ausreichendem 
Umfang Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Soweit dies erforderlich 
ist, kann der Bürgermeister zum Zweck der umfassenden Unterrichtung 
Bedienstete der Verwaltungsgemeinschaft sowie Sachverständige hinzu-
ziehen.
(3) Die Einwohner können Anfragen in wichtigen Gemeindeangelegen-
heiten, die nicht von der Tagesordnung der Einwohnerversammlung 
erfasst sind, bis spätestens zwei Tage vor der Einwohnerversammlung 
bei der Gemeinde einreichen. Die Anfragen sollen vom Bürgermeister in 
der Einwohnerversammlung beantwortet werden. Ausnahmsweise kann 
der Bürgermeister Anfragen auch innerhalb einer Frist von drei Wochen 
schriftlich beantworten.

§ 5
Vorsitz im Gemeinderat

Den Vorsitz im Gemeinderat führt der Bürgermeister, im Fall seiner Ver-
hinderung sein Stellvertreter.

§ 6
Bürgermeister

(1) Der Bürgermeister ist ehrenamtlich tätig.
(1) Der Gemeinderat überträgt dem Bürgermeister neben den in § 29 
ThürKO aufgeführten Aufgaben die folgenden weiteren Angelegenheiten 
zur selbstständigen Erledigung:

a) Vollzug der Ortssatzungen,
b) Die Vergabe von Aufträgen für ständig wiederkehrende Lieferungen 

und Leistungen für den laufenden Betrieb (z.B. Ausgaben für die 
Bewirtschaftung der Grundstücke und für den Unterhalt von Fahr-
zeugen, Geschäftsausgaben für die Verwaltung, Verbrauchsmaterial 
für Anstalten und Einrichtungen, Geräte und Ausstattungsgegen-
stände) im Verwaltungshaushalt bis zur Höhe der haushaltsmäßigen 
Ermächtigung,

c) Der Abschluss von bürgerlich-rechtlichen und öffentlich-rechtlichen 
Verträgen (z. B. Kauf-, Miet-, Pacht-, Werklieferungs-, Dienstleis-
tungsverträge; Straßenbaukosten-, Anschlussbeitrags- und Benut-
zungsverträge) und die Vornahme sonstiger bürgerlich-rechtlicher 
und öffentlich-rechtlicher Rechtshandlungen (grundbuch-rechtliche 
Erklärungen, Kündigungen, Wohnungen, Rücktritte) bis zu einer 
Wertgrenze des Rechtsverhältnisses von 2.500,00 Euro, einmaliger 
oder jährlicher laufender Belastungen

d) Abschluss von Vergleichen, die Einlegung von Rechtsbehelfen oder 
Rechtsmitteln, die Einleitung von Aktivprozessen, wenn der Streit-
wert 5.000,00 Euro oder bei Vergleichen das Zugeständnis der 
Gemeinde 2.500,00 Euro nicht übersteigt, sowie die Führung aller 
gegen die Gemeinde oder die von ihr verwalteten Stiftungen gerich-
teten Passivprozesse,

e) die Niederschlagung bis zu einem Betrag von 1.000,00 Euro, der Er-
lass bis zu einem Betrag von 500,00 Euro oder die Stundung unein-
bringlicher Steuern bis zu einem Betrag von 500,00 Euro, Abgaben 
und sonstiger öffentlich-rechtlicher oder zivilrechtlicher Forderungen 
bis zu einem Betrag von 500,00 Euro sowie die Stundung von Zah-
lungsansprüchen bis zu einem Betrag von 2.000,00 Euro auf die 
Dauer von 7 - 12 Monaten, bis zu 1.000,00 Euro auf die Dauer von 
bis zu 6 Monaten.

f) Aufnahme von Kassenkrediten im Rahmen des durch die Haushalts-
satzung festgelegten Höchstbetrages,

g) Genehmigung überplanmäßiger Ausgaben bis zu Höhe von 2.500,00 
Euro und außerplanmäßiger Ausgaben in Höhe von 1.500,00 Euro 
jeweils im Einzelfall.
Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben sind nur zulässig, 
wenn sie unabweisbar sind und die Deckung gewährleistet ist. Der 
Bürgermeister ist berechtigt, bis zu vorstehenden Grenzen Mittel, die 
durch anderweitige Einsparungen zur Verfügung stehen, Mehrein-
nahmen und Mittel der Deckungsreserve in Anspruch zu nehmen.

h) Gewährung von freiwilligen Zuweisungen und Zuschüssen im Rah-
men des Haushaltsplans, soweit sie im Einzelfall 500,00 Euro nicht 
übersteigen.

§ 7
Beigeordnete

(1) Der Gemeinderat wählt hat eine/n ehrenamtliche(n) Beigeordnete(n).
(2) Der Bürgermeister wird im Fall seiner Verhinderung durch den Beige-
ordneten vertreten.

§ 8
Ausschüsse

(1) Der Gemeinderat bildet keine Ausschüsse. Durch Beschluss des Ge-
meinderates können zeitweilige Ausschüsse gebildet werden. Nähere 
Regelungen trifft die Geschäftsordnung.
(2) Bei der Zusammensetzung der Ausschüsse hat der Gemeinderat dem 
Stärkeverhältnis der in ihm vertretenen Parteien und Wählergruppen Re-
chung zu tragen, soweit Fraktionen bestehen, sind diese der Berechung 
zugrunde zu legen. Übersteigt die Zahl der Ausschusssitze die Zahl der 
Gemeinderatsmitglieder, so kann jedes Gemeinderatsmitglied, dass im 
Übrigen keinen Ausschusssitz besetzt, verlangen, in einem Ausschuss 
mit Rede- und Antragsrecht mitzuwirken. Der Gemeinderat entscheidet 
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möglichst frühzeitig mitteilen. Die Mitteilung gilt in der Regel als Entschul-
digung und kann ausnahmsweise auch nachgereicht werden.
(3) Für jede Sitzung wird eine Anwesenheitsliste ausgelegt, in die sich 
jedes anwesende Gemeinderatsmitglied eigenhändig eintragen muss.
(4) Die Gemeinderatsmitglieder sind verpflichtet, über die ihnen bei Aus-
übung ihres Amtes bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwie-
genheit zu bewahren, soweit nicht diese Tatsachen offenkundig sind oder 
ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Werden diese 
Verpflichtungen schuldhaft verletzt, kann der Gemeinderat im Einzelfall 
ein Ordnungsgeld bis zu zweitausendfünfhundert Euro verhängen.

§ 3 Öffentlichkeit der Sitzungen
(1) Die Sitzungen des Gemeinderats sind öffentlich, soweit nicht Rück-
sichten auf das Wohl der Allgemeinheit oder das berechtigte Interesse 
einzelner entgegenstehen. Über den Ausschluss der Öffentlichkeit wird 
in nichtöffentlicher Sitzung beraten und entschieden.
(2) In nichtöffentlicher Sitzung werden in der Regel behandelt:

- Personalangelegenheiten mit Ausnahme von Wahlen;
- Grundstücksgeschäfte, die der Vertraulichkeit bedürfen, z. B. wegen 

der Erörterung der wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse ei-
nes Beteiligten;

- Auftragsvergaben, sofern schutzwürdige Belange der Bieter oder 
sonstiger Privatpersonen berührt werden, z. B. wenn die Leistungs-
fähigkeit und Zuverlässigkeit eines Anbieters erörtert werden;

- Verträge sowie Verhandlungen mit Dritten und sonstige Angelegen-
heiten, wenn jeweils eine vertrauliche Behandlung geboten erscheint;

- vertrauliche Abgabenangelegenheiten, die dem Steuergeheimnis (§ 
30 AO) unterliegen oder

- vertrauliche Sozialangelegenheiten, die dem Sozialgeheimnis (§ 35 
SGB I) unterliegen.

(3) Film-, Bild- und Tonaufzeichnungen bedürfen der Zustimmung des 
Gemeinderats. Einzelne Gemeinderatsmitglieder können verlangen, 
dass ihr Redebeitrag nicht aufgezeichnet wird. Für Tonaufzeichnungen 
als Hilfsmittel zum Anfertigen der Niederschrift wird auf § 14 Abs. 3 die-
ser Geschäftsordnung verwiesen.

§ 4 Tagesordnung
(1) Der Bürgermeister setzt im Benehmen mit dem / den Beigeordneten 
die Tagesordnung fest und bereitet die Beratungsgegenstände vor.
(2) In die Tagesordnung sind Anträge und Anfragen aufzunehmen, die 
dem Bürgermeister schriftlich bis spätestens 14 Tage vor der Sitzung von 
mindestens einem Viertel der Gemeinderatsmitglieder oder einer Frak-
tion vorgelegt werden. In die Tagesordnung aufzunehmende Anträge 
müssen schriftlich begründet werden und einen konkreten Beschlussvor-
schlag enthalten. Das Recht einer Fraktion oder von mindestens einem 
Viertel der Gemeinderatsmitglieder zur Aufnahme einer Angelegenheit 
in die Tagesordnung besteht nicht, wenn der Gemeinderat den gleichen 
Gegenstand innerhalb der letzten drei Monate bereits beraten hat, es 
sei denn, dass sich die Sach- oder Rechtslage wesentlich geändert hat.
(3) Die in Abs. 2 S. 1, 2 vorgesehene Schriftform kann durch die elekt-
ronische Form nach Maßgabe des § 35 Abs. 7 ThürKO ersetzt werden.
(4) Die vom Bürgermeister festgesetzte Tagesordnung kann um weitere 
Gegenstände nur erweitert werden, wenn

1. diese in einer nichtöffentlichen Sitzung zu behandeln sind, alle Mit-
glieder und sonstige nach den Bestimmungen der Thüringer Kom-
munalordnung zu ladenden Personen anwesend und mit der Be-
handlung einverstanden sind oder

2. bei Dringlichkeit der Angelegenheit der Gemeinderat mit einer Mehr-
heit von zwei Dritteln seiner anwesenden Mitglieder die Behandlung 
eines Gegenstandes beschließt. Dringlich ist eine Angelegenheit, 
wenn deren Entscheidung nicht ohne Nachteil für die Gemeinde auf-
geschoben werden kann.

(5) Der Gemeinderat kann durch Beschluss die Reihenfolge der Tages-
ordnungspunkte ändern, verwandte Punkte verbinden und Beratungs-
punkte von der Tagesordnung absetzen. Für die Behandlung dieser 
Anträge zur Geschäftsordnung gilt § 11 dieser Geschäftsordnung. Die 
einzelnen Punkte der Tagesordnung werden der Reihe nach aufgerufen 
und behandelt.

§ 5 Beschlussfähigkeit
(1) Beschlüsse des Gemeinderats werden in Sitzungen gefasst. Zu Be-
ginn der Sitzung stellt der Vorsitzende die Beschlussfähigkeit fest, indem 
er prüft, ob sämtliche Mitglieder und nach der Thüringer Kommunal-
ordnung zu ladende Personen ordnungsgemäß geladen sind und die 
Mehrheit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist. Wenn der 
Gemeinderat nicht ordnungsgemäß einberufen wurde, darf die Sitzung 
nicht stattfinden.
(2) Der Vorsitzende hat sich vor jeder Abstimmung davon zu überzeugen, 
dass der Gemeinderat beschlussfähig ist. Stellt er die Beschlussunfä-
higkeit fest, kann er die Sitzung unterbrechen oder schließen. Besteht 
die Beschlussunfähigkeit nur für den behandelten Gegenstand, geht der 
Vorsitzende zum nächsten Tagesordnungspunkt über.
(3) Wird der Gemeinderat nach Beschlussunfähigkeit wegen mangeln-
der Anwesenheit in der ersten Sitzung zum zweiten Mal zur Verhandlung 
über denselben Gegenstand zusammengerufen, so ist er ohne Rücksicht 
auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. Bei der zweiten Einladung 
muss auf diese Bestimmung hingewiesen werden.

(3) Für sonstige gesetzlich erforderliche (öffentliche, amtliche oder orts-
übliche) Bekanntmachungen gilt Abs. 1 entsprechend, sofern nicht Bun-
des- oder Landesrecht etwas anderes bestimmt. Im Übrigen findet die 
Thüringer Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von Satzun-
gen der Gemeinden, Verwaltungsgemeinschaften und Landkreise (Be-
kanntmachungsverordnung) in ihrer jeweiligen Fassung Anwendung.
(4) Ist eine öffentliche Bekanntmachung in der durch Abs. 1 festgelegten 
Form infolge höherer Gewalt oder sonstiger unabwendbarer Ereignisse 
nicht möglich, so erfolgt die Bekanntmachung ersatzweise durch Aus-
hang an folgenden Anschlagtafeln innerhalb des Gemeindegebietes:

1 - Obere Dorfstraße
Ist der Hinderungsgrund entfallen, wird die öffentliche Bekanntmachung 
nach Abs. 1 unverzüglich nachgeholt.

§ 12
Hauhaltswirtschaft

Die Haushaltswirtschaft der Gemeinde wird nach den Grundsätzen der 
Verwaltungsbuchführung geführt.

§ 13
Sprachform, In-Kraft-Treten

(1) Die in dieser Hauptsatzung verwandten personenbezogenen Be-
zeichnungen gelten für alle Geschlechtsformen.
(2) Die Hauptsatzung tritt rückwirkend am 01.06.2019 in Kraft. Gleichzei-
tig tritt die Hauptsatzung vom 04. 12 2009 und die 1. Änderungssatzung 
vom 06.04.2019 außer Kraft.

Wehnde, den 23.07.2019
gez. Sieber
Bürgermeister

Geschäftsordnung

für den Gemeinderat und die Ausschüsse  
der Gemeinde Wehnde

Aufgrund des § 34 Abs. 1 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisord-
nung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) vom 16. August 1993 
(GVBl. S. 501) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 28. Januar 
2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. April 2018 
(GVBl. S.74) hat der Gemeinderat der Gemeinde Wehnde in der Sitzung 
am 26.06.2019 folgende Geschäftsordnung beschlossen:

§ 1 Einberufung des Gemeinderats
(1) Der Gemeinderat ist einzuberufen, wenn es die Geschäftslage erfor-
dert. Im Übrigen soll mindestens vierteljährlich eine Sitzung stattfinden.
(2) Der Gemeinderat ist unverzüglich einzuberufen, wenn mindestens ein 
Viertel der Gemeinderatsmitglieder es schriftlich unter Angabe des Bera-
tungsgegenstandes verlangt. Dies gilt nicht, wenn der Gemeinderat den 
gleichen Beratungsgegenstand innerhalb der letzten drei Monate bereits 
beraten hat, es sei denn, dass sich die Sach- oder Rechtslage wesentlich 
geändert hat.
(3) Der Bürgermeister lädt die Gemeinderatsmitglieder und die sonstigen 
nach den Bestimmungen der Thüringer Kommunalordnung zu ladenden 
Personen schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung ein. Zwischen 
dem Tag des Zugangs der Einladung und dem Tag der Sitzung müssen 
mindestens vier volle Kalendertage liegen. Der Einladung an die zu la-
denden Personen sollen die für die Beratung erforderlichen Unterlagen 
beigefügt werden, soweit nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte In-
teressen Einzelner entgegenstehen.
(4) Die in Abs. 2 S. 1, Abs. 3 S. 1 vorgesehene Schriftform kann durch 
die elektronische Form nach Maßgabe des § 35 Abs. 7 ThürKO ersetzt 
werden.
(5) Sofern eine Entscheidung nicht ohne Nachteil für die Gemeinde auf-
geschoben werden kann (Dringlichkeit), kann die Einladungsfrist abge-
kürzt werden, jedoch muss die Einladung spätestens am zweiten Tag 
vor der Sitzung zugehen und einen Hinweis auf die Verkürzung der Frist 
enthalten. Die Dringlichkeit ist vom Gemeinderat vor Eintritt in die Tages-
ordnung festzustellen.
(6) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen sind spätestens am vierten 
Tag, bei Dringlichkeit am zweiten Tag vor der Sitzung, ortsüblich öffent-
lich bekannt zu machen. Für die Tagesordnung nichtöffentlicher Sitzun-
gen gilt dies nur insoweit, als dadurch der Zweck der Nichtöffentlichkeit 
nicht gefährdet wird.
(7) Eine Verletzung von Form oder Frist der Einladung eines Gemeinde-
ratsmitglieds oder einer sonstigen nach den Bestimmungen der Thürin-
ger Kommunalordnung zu ladenden Person gilt als geheilt, wenn das Ge-
meinderatsmitglied oder die zu ladende Person zu der Sitzung erscheint 
und den Mangel nicht geltend macht.

§ 2 Teilnahme an Sitzungen
(1) Die Gemeinderatsmitglieder sind zur Teilnahme an den Sitzungen des 
Gemeinderats und zur Übernahme der ihnen zugewiesenen Geschäfte 
verpflichtet. Gegen Gemeinderatsmitglieder, die sich dieser Verpflichtung 
ohne genügende Entschuldigung entziehen, kann der Gemeinderat ein 
Ordnungsgeld bis zu fünfhundert Euro im Einzelfall verhängen.
(2) Ein Gemeinderatsmitglied, das an einer Sitzung nicht oder nicht 
rechtzeitig teilnehmen kann oder die Sitzung vorzeitig verlassen will, 
muss dies dem Vorsitzenden unter Angabe des Entschuldigungsgrundes 
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(3) Anfragen werden vom Bürgermeister, einem von ihm beauftragten 
Beigeordneten oder einem Mitarbeiter der Verwaltungsgemeinschaft 
beantwortet. Der Anfragende hat nach der Beantwortung das Recht, 
zusätzlich maximal zwei Zusatzfragen zur Sache zu stellen, die nach 
Möglichkeit in der Sitzung zu beantworten sind. Ist dies nicht möglich, 
so hat der Bürgermeister dem Fragesteller innerhalb eines Monats eine 
schriftliche Antwort zu erteilen. Eine Aussprache über die Anfrage findet 
nicht statt.
(4) Erst in der Sitzung gestellte Anfragen können nur dann zugelassen 
werden, wenn der Gemeinderat die Dringlichkeit mit zwei Dritteln seiner 
anwesenden Mitglieder beschließt. Sie sollen in der Sitzung beantwor-
tet werden, wenn der Bürgermeister sich hierzu in der Lage sieht. An-
dernfalls werden sie in der nächsten Gemeinderatssitzung beantwortet, 
sofern der Anfragende nicht mit einer früheren schriftlichen Antwort ein-
verstanden ist.

§ 10 Sitzungsleitung, Hausrecht, Redeordnung
(1) Als Gemeinderatsvorsitzender leitet der Bürgermeister die Sitzung, 
übt das Hausrecht aus und sorgt für die Aufrechterhaltung der Ordnung. 
Ist der Bürgermeister verhindert, führt den Vorsitz im Gemeinderat sein 
Stellvertreter.
(2) Jedes Gemeinderatsmitglied darf zur Sache erst sprechen, wenn es 
sich zuvor zu Wort gemeldet und der Vorsitzende ihm dieses erteilt hat. 
Der Redner darf nur zu den zur Beratung anstehenden Angelegenheiten 
Stellung nehmen. Das Wort wird in der Reihenfolge der Wortmeldungen 
erteilt. Melden sich mehrere Gemeinderatsmitglieder gleichzeitig, so ent-
scheidet der Vorsitzende über die Reihenfolge. Dem Antragsteller ist auf 
Wunsch zum Schluss der Beratung nochmals das Wort zu erteilen.
(3) Zu einem Punkt der Tagesordnung soll der erste Redner einer Frak-
tion insgesamt nicht länger als 15 Minuten, jeder weitere Redner aus 
der gleichen Fraktion insgesamt nicht länger als 10 Minuten sprechen. 
Überschreitet ein Redner die ihm zustehende Redezeit, so kann ihm 
der Vorsitzende nach zweimaliger Ermahnung das Wort entziehen. Die 
Rededauer für Etatreden ist für den ersten Redner jeder Fraktion nicht 
beschränkt.
(4) Jedes Gemeinderatsmitglied ist berechtigt, nach Eröffnung der Aus-
sprache Zwischenfragen an den Redner zu stellen. Die Fragen sind 
möglichst kurz zu formulieren. Mit Zustimmung des Redners kann der 
Vorsitzende Zwischenfragen zulassen oder ablehnen. Dabei sollen im 
gleichen Zusammenhang nicht mehr als zwei Zwischenfragen zugelas-
sen werden.

§ 11 Anträge zur Geschäftsordnung
(1) Zur Geschäftsordnung können folgende Anträge gestellt werden, 
über die in der nachstehenden Reihenfolge abzustimmen ist:

1. Änderung der Tagesordnung,
2. Übergang zum nächsten Punkt der Tagesordnung,
3. Schließung der Sitzung,
4. Unterbrechung der Sitzung,
5. Vertagung,
6. Verweisung an einen Ausschuss,
7. Schluss der Aussprache,
8. Schluss der Rednerliste,
9. Begrenzung der Zahl der Redner,
10. Begrenzung der Dauer der Redezeit,
11. Begrenzung der Aussprache,
12. zur Sache.
Über Anträge zur Geschäftsordnung beschließt der Gemeinderat so-
fort mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden Stimmen (einfache 
Mehrheit). Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt.
(2) Anträge zur Geschäftsordnung können außer der Reihe gestellt wer-
den und gehen allen Anträgen vor. Sie bedürfen keiner Begründung. Bei 
ausdrücklichem Widerspruch ist vor der Abstimmung je ein Redner für 
und gegen den Antrag zu hören.
(3) Auf Anträge zur Geschäftsordnung muss der Vorsitzende das Wort 
unverzüglich außerhalb der Reihenfolge der Wortmeldungen erteilen, 
höchstens jedoch zweimal einem Redner zum selben Gegenstand. Die 
Ausführungen dürfen sich nur auf die geschäftsordnungsmäßige Be-
handlung des zur Verhandlung stehenden Gegenstandes beziehen. Bei 
Verstößen soll dem Redner sofort das Wort entzogen werden. Die Re-
dezeit beträgt höchstens drei Minuten. Wird ein Geschäftsordnungsan-
trag abgelehnt, so darf er zum gleichen Beratungspunkt nicht wiederholt 
werden.
(4) Ein Antrag auf Schluss der Rednerliste bzw. Schluss der Ausspra-
che kann nur von einem Gemeinderatsmitglied gestellt werden, das noch 
nicht zur Sache gesprochen hat. Der Vorsitzende hat vor der Abstim-
mung die Namen der Redner aus der Rednerliste zu verlesen, die noch 
nicht zu Wort gekommen sind, und sich davon zu überzeugen, dass jede 
Fraktion und jedes Gemeinderatsmitglied, das keiner Fraktion angehört, 
Gelegenheit hatte, ihre Argumente zum Beratungsgegenstand vorzutra-
gen; andernfalls ist hierzu die Möglichkeit einzuräumen.

§ 12 Abstimmungen (Beschlüsse und Wahlen)
(1) Über jeden Beratungsgegenstand ist gesondert abzustimmen.
(2) Bei mehreren Anträgen zu dem gleichen Gegenstand wird über den 
weitergehenden Antrag zuerst, über einen Gegenantrag oder einen An-
trag auf Abänderung vor dem ursprünglichen Antrag abgestimmt. Beste-

(4) Ist die Hälfte oder mehr als die Hälfte der Mitglieder des Gemeinde-
rats von der Beratung und Abstimmung wegen persönlicher Beteiligung 
(§ 38 ThürKO) ausgeschlossen, so ist der Gemeinderat beschlussfähig, 
wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder anwesend und stimmberech-
tigt ist. Andernfalls entscheidet der Bürgermeister nach Anhörung der 
nicht ausgeschlossenen anwesenden Gemeinderatsmitglieder anstelle 
des Gemeinderats.

§ 6 Persönliche Beteiligung
(1) Kann ein Beschluss einem Mitglied des Gemeinderats selbst oder 
seinem Ehegatten oder einem Verwandten oder Verschwägerten bis zum 
dritten Grad (§§ 1589, 1590 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) oder einer 
von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen natürlichen oder ju-
ristischen Person unmittelbar einen Vorteil oder Nachteil bringen, so darf 
es an der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen. Dies gilt nicht, 
wenn das Mitglied an der Entscheidung der Angelegenheit lediglich als 
Angehöriger einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe beteiligt ist, deren 
gemeinsame Interessen durch die Angelegenheit berührt werden. Als 
unmittelbar gilt nur derjenige Vorteil oder Nachteil, der sich direkt aus 
der Entscheidung ergibt, ohne dass weitere Ereignisse eintreten oder 
Maßnahmen getroffen werden müssen, die über die Ausführung von 
Beschlüssen hinausgehen. Bei nichtöffentlicher Sitzung hat das Mitglied 
den Sitzungsraum zu verlassen, bei öffentlichen Sitzungen darf es sich 
in dem für die Zuhörer bestimmten Teil des Sitzungsraumes aufhalten. 
Gleiches gilt, wenn ein Mitglied in anderer als öffentlicher Eigenschaft ein 
Gutachten abgegeben hat. Die Nichtmitwirkung ist in der Niederschrift 
zu vermerken. Der Betroffene kann verlangen, dass die Gründe für die 
Nichtmitwirkung in die Niederschrift aufgenommen werden. Die Sätze 
1 bis 7 gelten entsprechend für Beigeordnete und sonstige nach den 
Bestimmungen der Thüringer Kommunalordnung zu ladende Personen.
(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten nicht für Wahlen.
(3) Muss der Betroffene annehmen, wegen persönlicher Beteiligung an 
der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen zu dürfen, so hat er die 
Tatsachen, die seine persönliche Beteiligung begründen können, vor 
Beginn der Beratung des betreffenden Tagesordnungspunktes unauf-
gefordert dem Gemeinderat zu offenbaren. Die Entscheidung über den 
Ausschluss von der Beratung und Abstimmung trifft der Gemeinderat in 
nichtöffentlicher Sitzung in Abwesenheit des Betroffenen.
(4) Ein Beschluss ist nur dann unwirksam, wenn ein Mitglied des Ge-
meinderats oder ein hauptamtlicher Beigeordneter zu Unrecht von der 
Beratung oder Abstimmung ausgeschlossen worden ist oder ein per-
sönlich Beteiligter an der Abstimmung teilgenommen hat und nicht 
auszuschließen ist, dass seine Teilnahme an der Abstimmung für das 
Abstimmungsergebnis entscheidend war. Der Beschluss gilt jedoch als 
von Anfang an wirksam, wenn die in Satz 1 genannte Verletzung der 
Bestimmungen über die persönliche Beteiligung nicht innerhalb von drei 
Monaten nach der Beschlussfassung unter Bezeichnung der Tatsachen, 
die eine solche Verletzung begründen können, gegenüber der Gemeinde 
geltend gemacht worden ist. Bei Satzungsbeschlüssen und Beschlüssen 
über Flächennutzungspläne gilt § 21 Abs. 4 bis 6 ThürKO.

§ 7 Vorlagen
(1) Beschlussvorlagen sind schriftliche Sachverhaltsdarstellungen (Er-
läuterungen) mit einem Beschlussvorschlag, die vom Bürgermeister zur 
Beratung und Beschlussfassung an den Gemeinderat gerichtet werden 
sollen. Berichtsvorlagen sind dagegen reine Informationsmitteilungen.
(2) Der Bürgermeister kann bestimmen, dass für ihn ein Beigeordneter 
oder ein Mitarbeiter der Verwaltungsgemeinschaft Vorlagen in der Ge-
meinderatssitzung erläutert. Der Gemeinderat kann durch Beschluss 
Vorlagen zur Behandlung an Ausschüsse verweisen oder ihre Behand-
lung vertagen.

§ 8 Anträge
(1) Anträge sind nur zulässig, wenn der Gemeinderat für den Gegen-
stand der Beschlussfassung zuständig ist, anderenfalls sind sie ohne 
Sachdebatte vom Gemeinderat als unzulässig zurückzuweisen. Antrags-
berechtigt sind jede Fraktion, der Bürgermeister und jedes gewählte 
Gemeinderatsmitglied. Von mehreren Gemeinderatsmitgliedern und / 
oder mehreren Fraktionen können gemeinsame Anträge gestellt werden. 
Jeder Antrag soll vom Antragsteller vorgetragen und begründet werden.
(2) Anträge, die vom Gemeinderat abgelehnt worden sind, können von 
demselben Antragsteller / derselben antragstellenden Fraktion frühes-
tens drei Monate nach der Ablehnung wieder eingebracht werden. Sie 
sind allerdings zulässig, wenn begründet dargelegt wird, dass die ent-
scheidungserheblichen Tatsachen sich verändert haben.
(3) Änderungsanträge zu Tagesordnungspunkten können bis zur Eröff-
nung der Aussprache über den Beratungsgegenstand gestellt werden. 
Der Antrag muss begründet sein und einen konkreten Beschlussvor-
schlag enthalten.

§ 9 Anfragen
(1) Anfragen in Selbstverwaltungsangelegenheiten können von den Frak-
tionen und auch von einzelnen Gemeinderatsmitgliedern an den Bürger-
meister gerichtet werden und sollen mindestens fünf Arbeitstage vor der 
Sitzung dem Bürgermeister schriftlich vorliegen; der Sitzungstag wird bei 
der Berechnung der Frist nicht mitgerechnet. Das Fragerecht erstreckt 
sich nicht auf den Zuständigkeitsbereich des Bürgermeisters.
(2) Ein Fraktionsmitglied (bei Anfragen einer Fraktion) bzw. das anfra-
gende Gemeinderatsmitglied kann die Anfrage in der Sitzung vorlesen 
und begründen.
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(5) Werden die Sitzungen durch Zuhörer gestört, kann der Vorsitzende 
diese ausschließen, die Sitzung unterbrechen oder den Zuhörerraum 
räumen lassen.
(6) Entsteht im Gemeinderat störende Unruhe, so kann der Vorsitzende 
die Sitzung unterbrechen oder schließen.

§ 14 Niederschrift
(1) Über die Sitzungen des Gemeinderats fertigt der vom Bürgermeister 
bestimmte Schriftführer eine Niederschrift an. Die Niederschriften über 
öffentliche und nichtöffentliche Sitzungen sind getrennt zu führen. Die 
Niederschrift muss Tag und Ort der Sitzung, die Namen der anwesenden 
Teilnehmer und die der abwesenden Mitglieder des Gemeinderats unter 
Angabe ihres Abwesenheitsgrundes sowie die behandelten Gegenstän-
de, die Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis erkennen lassen. Je-
des Mitglied kann verlangen, dass in der Niederschrift festgehalten wird, 
wie es abgestimmt hat; das gilt nicht bei geheimer Abstimmung.
(2) Werden vom Redner Schriftsätze verlesen, so sollen sie dem Schrift-
führer im Original oder in Abschrift für die Niederschrift zur Verfügung 
gestellt werden.
(3) Das Anfertigen von Tonaufzeichnungen einer Sitzung, auch von Tei-
len, ist nicht gestattet.
bzw.
Als Hilfsmittel zum Anfertigen der Niederschrift können Tonaufzeich-
nungen gefertigt werden. Die Tonträger sind bis zur Genehmigung der 
Niederschrift aufzubewahren, dürfen Außenstehenden nicht zugänglich 
gemacht werden und sind nach Genehmigung der Niederschrift durch 
den Gemeinderat alsbald zu löschen. Für archivarische Zwecke dürfen 
Tonaufzeichnungen nur mit ausdrücklicher Billigung des Gemeinderats 
auf bewahrt werden.
(4) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu un-
terschreiben und in der nächsten Sitzung durch Beschluss des Gemein-
derats zu genehmigen.
(5) Die Mitglieder des Gemeinderats können jederzeit die Niederschrif-
ten einsehen und sich Abschriften der Niederschriften über öffentliche 
Sitzungen erteilen lassen. Die Einsicht in die Niederschriften über öffent-
liche Sitzungen bei der Gemeindeverwaltung steht allen Bürgern frei. Ab-
schriften von Niederschriften über öffentliche Sitzungen werden an alle 
Mitglieder des Gemeinderats übersandt.

§ 15 Behandlung der Beschlüsse
(1) Der Wortlaut der in öffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse des Ge-
meinderats und der Ausschüsse wird unverzüglich in ortsüblicher Weise 
öffentlich bekannt gemacht. Die in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Be-
schlüsse sind in gleicher Weise bekannt zu machen, sobald die Gründe 
für die Geheimhaltung weggefallen sind. Die Entscheidung hierüber trifft 
der Gemeinderat.
(2) Hält der Bürgermeister eine Entscheidung des Gemeinderats oder 
eines Ausschusses für rechtswidrig, so hat er ihren Vollzug auszusetzen 
und sie in der nächsten Sitzung, die innerhalb eines Monats nach der 
Entscheidung stattfinden muss, gegenüber dem Gemeinderat oder dem 
Ausschuss zu beanstanden. Verbleibt der Gemeinderat oder der Aus-
schuss bei seiner Entscheidung, so hat der Bürgermeister unverzüglich 
die Rechtsaufsichtsbehörde zu unterrichten.

§ 16 Fraktionen
(1) Gemeinderatsmitglieder können sich zu Fraktionen zusammenschlie-
ßen. Eine Fraktion kann auch aus Mitgliedern mehrerer Parteien oder 
Wählergruppen gebildet werden. Die Fraktion muss mindestens aus zwei 
Gemeinderatsmitgliedern bestehen und jedes Gemeinderatsmitglied 
darf nur einer Fraktion angehören.
(2) Der Zusammenschluss zu einer Fraktion, ihre Bezeichnung sowie 
deren Vorsitzender und sein Stellvertreter wie auch die Namen der Frak-
tionsmitglieder sind dem Bürgermeister schriftlich mitzuteilen, der hie-
rüber unverzüglich den Gemeinderat unterrichtet. Das Gleiche gilt für 
spätere Änderungen.

§ 17 Zuständigkeit des Gemeinderats
(1) Der Gemeinderat beschließt über die Aufgaben des eigenen Wir-
kungskreises der Gemeinde, soweit er nicht die Beschlussfassung auf 
einen beschließenden Ausschuss übertragen hat oder der Bürgermeister 
zuständig ist.
(2) Für nachfolgend aufgeführte Angelegenheiten ist allein der Gemein-
derat zuständig:

1. die Beschlussfassung über Angelegenheiten, zu deren Erledigung 
die Gemeinde der Genehmigung oder sonstigen staatlichen Zustim-
mung bedarf;

2. der Erlass, die Änderung oder Aufhebung von Satzungen;
3. der Erlass oder die Änderung der Geschäftsordnung des Gemein-

derats;
4. die Beschlussfassung über Gebiets- oder Bestandsänderungen der 

Gemeinde;
5. die Beschlussfassung über den Abschluss von Tarifverträgen;
6. die Ernennung zum Ehrenbürger und anderer Ehrungen der Ge-

meinde;
7. die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung, die Nachtrags-

haushaltssatzungen, das Haushaltssicherungskonzept und die Ent-
scheidung über das Stellen eines Antrags nach § 87 Abs. 3 ThürKO 
(Übertragung von eigenen Aufgaben auf den Landkreis);

hen Zweifel darüber, welcher Antrag der weitergehende ist, so entschei-
det darüber der Vorsitzende.
(3) Vor der Abstimmung ist die endgültige Formulierung des Antrags zu 
verlesen, soweit sie sich nicht aus der Vorlage ergibt; das gilt nicht für 
Geschäftsordnungsanträge. Bei Beschlüssen stellt der Vorsitzende die 
Frage, über die abgestimmt werden soll, so dass sie mit Ja oder Nein 
beantwortet werden kann.
(4) Beschlüsse des Gemeinderats werden mit der Mehrheit der auf Ja 
oder Nein lautenden Stimmen gefasst, soweit nicht durch Gesetz eine 
andere Mehrheit vorgesehen ist; die zulässigen Stimmenthaltungen wer-
den dabei nicht berücksichtigt. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag ab-
gelehnt. Bei Beschlüssen, die mit qualifizierter Mehrheit zu fassen sind, 
hat der Vorsitzende durch ausdrückliche Erklärung festzustellen, dass 
diese qualifizierte Mehrheit dem Antrag oder der Vorlage zugestimmt hat.
(5) Die Beschlussfassung erfolgt grundsätzlich offen durch Handheben, 
erkennbare Zustimmung oder durch Erheben von den Sitzen. Für- und 
Gegenstimmen sowie Stimmenthaltungen sind zu zählen und die jeweili-
gen Zahlen im Protokoll festzuhalten.
(6) Geheim wird in den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen abgestimmt 
oder wenn dies der Gemeinderat beschließt.
(7) Der Gemeinderat kann beschließen, namentlich abzustimmen. Bei 
namentlicher Abstimmung werden die stimmberechtigten Mitglieder des 
Gemeinderats vom Vorsitzenden einzeln aufgerufen.
(8) Bei geheimer Beschlussfassung und Wahlen durch Stimmzettel sind 
Stimmzettel ungültig, wenn sie leer sind, Zusätze enthalten oder den 
Willen des Stimmberechtigten nicht zweifelsfrei erkennen lassen. Die 
Stimmzettel werden von je einem Gemeinderatsmitglied der Fraktionen 
ausgezählt, die das Ergebnis dem Vorsitzenden mitteilen.
(9) Wahlen werden in geheimer Abstimmung durchgeführt. Es können 
nur solche Personen gewählt werden, die dem Gemeinderat vor der 
Wahl vorgeschlagen worden sind. Gewählt ist, wer mehr als die Hälf-
te der Stimmen der anwesenden Stimmberechtigten erhalten hat. Wird 
eine solche Mehrheit bei der Wahl nicht erreicht, findet zwischen den 
beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmzahlen eine Stichwahl statt, 
bei der gewählt ist, wer die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen 
erhält. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Ist die Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen ungültig, so ist die Stichwahl zu wiederholen. Der 
Gemeinderat kann nach jedem erfolglosen Wahlgang beschließen, die 
Wahl abzubrechen und in derselben oder einer weiteren Sitzung eine 
erneute Wahl durchzuführen. Neue Bewerber können nur zu einer Wahl 
in einer weiteren Sitzung vorgeschlagen werden. Steht nur ein Bewerber 
zur Wahl, findet bei Nichterreichen der Mehrheit der Stimmen der an-
wesenden Stimmberechtigten im ersten Wahlgang ein zweiter Wahlgang 
statt, in dem der Bewerber gewählt ist, wenn er mehr als die Hälfte der 
abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat.
(10) Sind mehrere gleichartige unbesoldete Stellen zu besetzen, kön-
nen die Wahlen in einem Wahlvorgang durchgeführt werden, indem alle 
Bewerber auf einem Stimmzettel erfasst werden und je zu besetzende 
Stelle eine Stimme vergeben werden kann. Ungültig sind Stimmen hin-
sichtlich der betreffenden Person, wenn der Stimmzettel gegenüber die-
ser Person einen Zusatz oder Vorbehalt enthält oder der Stimmzettel den 
Willen des Stimmberechtigten nicht zweifelsfrei erkennen lässt. Gewählt 
sind die Bewerber in der Reihenfolge der Zahl der gültigen Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los. Die Stellen von ehrenamtlichen 
Beigeordneten sind keine gleichartigen Stellen im Sinne des Satzes 1.
(11) Die Bestimmungen der Absätze 9 und 10 gelten für alle Entschei-
dungen des Gemeinderats, die in der Thüringer Kommunalordnung oder 
in anderen Rechtsvorschriften als Wahlen bezeichnet werden, soweit 
diese Regelungen keine abweichenden Anforderungen enthalten.
(12) Der Vorsitzende stellt das Ergebnis der Abstimmung fest und gibt 
es anschließend bekannt. Die Richtigkeit des Abstimmungsergebnisses 
kann nur sofort nach der Verkündung beanstandet werden. Bei rechtzei-
tiger Beanstandung muss die Abstimmung unverzüglich wiederholt wer-
den, wenn dies der Gemeinderat beschließt.

§ 13 Verletzung der Ordnung
(1) Wer in der Aussprache von der Sache abschweift, kann vom Vorsit-
zenden ermahnt und im Wiederholungsfalle zur Ordnung gerufen wer-
den.
(2) Wer sich ungebührlicher oder beleidigender Äußerungen bedient, 
ist vom Vorsitzenden zur Ordnung zu rufen. Eine Aussprache über die 
Berechtigung, „zur Ordnung“ zu rufen, ist unzulässig. Auf Antrag ist in 
der nächsten Sitzung ohne Aussprache darüber abzustimmen, ob der 
Gemeinderat den Ordnungsruf für gerechtfertigt hält.
(3) Beim dritten Ordnungsruf in einer Sitzung kann der Vorsitzende dem 
Redner das Wort entziehen. Einem Redner, dem das Wort entzogen wur-
de, darf es zu diesem Beratungsgegenstand nicht wieder erteilt werden.
(4) Bei fortgesetzter erheblicher Störung der Ordnung kann der Vorsit-
zende ein Gemeinderatsmitglied mit Zustimmung des Gemeinderats von 
der laufenden Sitzung ausschließen. Dem Ausschluss soll ein dreima-
liger Ordnungsruf vorausgehen. Das Gemeinde ratsmitglied soll beim 
dritten Ordnungsruf auf die Möglichkeit des Ausschlusses hingewiesen 
werden. Wird durch ein bereits von einer früheren Sitzung ausgeschlos-
senes Gemeinderatsmitglied die Ordnung innerhalb von zwei Monaten 
neuerlich erheblich gestört, so kann ihm der Gemeinderat für zwei weite-
re Sitzungen die Teilnahme untersagen. Die entsprechenden Beschlüsse 
sind dem Gemeinderatsmitglied schriftlich mitzuteilen.
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(8) Die Ausschüsse wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und ei-
nen oder mehrere Stellvertreter. Werden mehrere Stellvertreter gewählt, 
ist gleichzeitig deren Reihenfolge festzulegen. Der gewählte Vorsitzende 
kann aus seiner Funktion von dem jeweiligen Ausschuss abberufen wer-
den.
Den Vorsitz im Hauptausschuss hat der Bürgermeister inne. Im Falle sei-
ner Verhinderung führt sein Stellvertreter, der Stimmrecht im Hauptaus-
schuss hat, den Vorsitz. Aus seiner Funktion als Vorsitzender des Haupt-
ausschusses kann der Bürgermeister nicht abberufen werden; gleiches 
gilt im Fall der Verhinderung des Bürgermeisters für seinen Stellvertreter.
(9) Die Sitzungen vorberatender Ausschüsse sind nicht öffentlich. Im 
Übrigen finden auf den Geschäftsgang der Ausschüsse die Bestimmun-
gen der §§ 1 bis 15 dieser Geschäftsordnung insbesondere zur Einberu-
fung, zur Teilnahmepflicht, zur Öffentlichkeit, zur Tagesordnung, zur Be-
schlussfähigkeit, zur persönlichen Beteiligung, zur Sitzungsleitung, zur 
Abstimmung und zur Niederschrift entsprechende Anwendung.
(10) Mitglieder des Gemeinderats, die einem Ausschuss nicht angehö-
ren, können auch an den nichtöffentlichen Sitzungen als Zuhörer teil-
nehmen. Dies gilt nicht bei persönlicher Beteiligung gemäß § 6 dieser 
Geschäftsordnung.

§ 19 Bildung der Ausschüsse
(1) Der Gemeinderat bildet keine beschließenden Ausschüsse:

1. Für besondere Aufgaben können durch Beschluss des Gemeindera-
tes zeitweilige Ausschüsse gebildet werden.

2. Der Gemeinderat kann Entscheidungen im Einzelfall gemäß § 26 
Abs. 3 Satz 2 ThürKO an sich ziehen und Beschlüsse eines Aus-
schusses aufheben oder ändern.

§ 20 Zuständigkeit des Bürgermeisters
(1) Der Bürgermeister leitet die Gemeindeverwaltung, bestimmt die Ge-
schäftsverteilung und vollzieht die Beschlüsse des Gemeinderats und 
der Ausschüsse.
(2) Der Bürgermeister erledigt in eigener Zuständigkeit:

1. die laufenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises der 
Gemeinde, die für die Gemeinde keine grundsätzliche Bedeutung 
haben und keine erheblichen Verpflichtungen erwarten lassen;

2. die Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises der Ge-
meinde (§ 3 ThürKO);

3. alle personalrechtlichen Entscheidungen, mit Ausnahme der in § 17 
Abs. 3 Nr. 2 und 3 dieser Geschäftsordnung genannten Maßnahmen, 
für die er der Zustimmung des Gemeinderats bedarf. Hierzu zählen 
insbesondere die Ernennung, Beförderung, Abordnung, Versetzung, 
Versetzung in den Ruhestand und Entlassung der Beamten des ein-
fachen und mittleren Dienstes sowie Einstellung, Höhergruppierung, 
Versetzung und Entlassung aller Beschäftigten (Arbeiter und Ange-
stellte), deren Vergütungsgruppe mit den Beamten des einfachen 
und mittleren Dienstes vergleichbar ist.

4. die ihm im Einzelfall durch Beschluss des Gemeinderats mit dessen 
Zustimmung oder allgemein durch die Hauptsatzung zur selbststän-
digen Erledigung übertragenen Angelegenheiten.

(3) Laufende Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises (Absatz 2 
Nr. 1) sind alltägliche Verwaltungsgeschäfte der Gemeinde, die keine 
grundsätzliche Bedeutung haben und für den Vollzug des Gemeinde-
haushalts keine erhebliche Rolle spielen. Hierzu gehören insbesondere:

1. der Vollzug der Ortssatzungen;
2. die Vergabe von Aufträgen für ständig wiederkehrende Lieferungen 

und Leistungen für den laufenden Betrieb (z. B. Ausgaben für die 
Bewirtschaftung der Grundstücke und für den Unterhalt von Fahr-
zeugen, Geschäftsausgaben für die Verwaltung, Verbrauchsmaterial 
für Anstalten und Einrichtungen, Geräte und Ausstattungsgegen-
stände) im Verwaltungshaushalt bis zur Höhe der haushaltsmäßigen 
Ermächtigung;

3. der Abschluss von bürgerlich-rechtlichen und öffentlich-rechtlichen 
Verträgen (z. B. Kauf-, Miet-, Pacht-, Werklieferungs- und Dienstleis-
tungsverträge; Straßenbaukosten-, Anschlussbeitrags- und Benut-
zungsverträge) und die Vornahme sonstiger bürgerlich-rechtlicher 
und öffentlich-rechtlicher Rechtshandlungen (grundbuchrechtliche 
Erklärungen, Kündigungen, Rücktritte) bis zu einer Wertgrenze des 
Rechtsverhältnisses von 2.500,00 Euro, einmaliger oder jährlicher 
laufender Belastungen und einer Vertragslaufzeit von maximal 25 
Jahren;

4. der Abschluss von Vergleichen, die Einlegung von Rechtsbehelfen 
oder Rechtsmitteln, die Einleitung von Aktivprozessen, wenn der 
Streitwert 5.000,00 Euro oder bei Vergleichen das Zugeständnis der 
Gemeinde 2.500,00 Euro nicht übersteigt, sowie die Führung aller 
gegen die Gemeinde oder die von ihr verwalteten Stiftungen gerich-
teten Passivprozesse;

5. des Weiteren
- die Niederschlagung bis zu einem Betrag von 1.000,00 Euro;
- der Erlass bis zu einem Betrag von 500,00 Euro;
- die Stundung uneinbringlicher Steuern bis zu einem Betrag von 

25.000,00 Euro;
- Abgaben und sonstiger öffentlich-rechtlicher oder zivilrechtlicher 

Forderungen bis zu einem Betrag von 500,00 Euro:

8. die Beschlussfassung über den Finanzplan nach § 62 ThürKO oder 
den mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplan;

9. die Feststellung der Jahresrechnung und der Jahresabschlüsse so-
wie die Beschlussfassung über die Entlastung;

10. die Beschlussfassung über die Festsetzung von Abgaben und pri-
vatrechtlichen Entgelten der Gemeinde oder solcher Unternehmen, 
an denen die Gemeinde mit mehr als 50 vom Hundert beteiligt ist;

11. die Entscheidung über die Gründung, Übernahme, Erweiterung oder 
Aufhebung von Unternehmen der Gemeinde und über die Beteili-
gung an Unternehmen;

12. die Beschlussfassung über die Bestellung und Abberufung des Lei-
ters des Rechnungsprüfungsamts, seines Stellvertreters und der 
Prüfung, die Erteilung besonderer Prüfungsaufträge an das Rech-
nungsprüfungsamt und die Bestellung des Abschlussprüfers;

13. die Veräußerung von Gemeindevermögen, soweit diese nicht nach 
Art und Umfang eine laufende Angelegenheit ist;

14. die Beschlussfassung über die Wirtschaftspläne, Sonderfällungen 
und periodischen Betriebspläne im Kommunalwald;

15. die Bestellung von Vertretern der Gemeinde in Aufsichts- und Ver-
waltungsräten sowie

16. sonstige Angelegenheiten, über die kraft Gesetzes der Gemeinderat 
entscheidet.

Diese Angelegenheiten können weder einem beschließenden Aus-
schuss noch dem Bürgermeister zur selbstständigen Erledigung über-
tragen werden.
(3) Der Gemeinderat behält sich darüber hinaus die Beschlussfassung 
über folgende Angelegenheiten vor:

1. den Wirtschaftsplan von Eigenbetrieben;
2. die Zustimmung zur Ernennung, Abordnung, Versetzung, Verset-

zung in den Ruhestand und Entlassung der Beamten des gehobe-
nen und höheren Dienstes;

3. die Zustimmung zur Einstellung, Höhergruppierung und Entlassung 
von Angestellten, deren Vergütungsgruppe mit der Besoldungsgrup-
pe der Beamten in Ziffer 2 vergleichbar ist;

4. den Erwerb von Vermögensgegenständen, soweit diese nicht für den 
laufenden Geschäftsbetrieb bestimmt sind und nicht in die Zustän-
digkeit des Haupt-, Finanz- oder Grundstücks- und Bauausschusses 
(§ 19 dieser Geschäftsordnung) oder des Bürgermeisters (§ 20 die-
ser Geschäftsordnung) fallen;

5. die Bildung und Beteiligung an Zweckverbänden, den Abschluss von 
Zweckvereinbarungen oder Arbeitsgemeinschaften i. S. d. Thüringer 
Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG), die 
Mitgliedschaft in sonstigen juristischen Personen des öffentlichen 
und privaten Rechts sowie

6. allgemeine Regelungen zur Benutzung öffentlicher Einrichtungen 
nach bürgerlichem Recht.

§ 18 Ausschüsse des Gemeinderats
(1) Der Gemeinderat bildet für bestimmte Aufgabenbereiche die in § 19 
dieser Geschäftsordnung näher genannten vorberatenden und beschlie-
ßenden Ausschüsse.
(2) Die Ausschüsse bestehen aus dem Bürgermeister und den weiteren 
Ausschussmitgliedern. Der Bürgermeister kann einen Beigeordneten mit 
seiner Vertretung im Ausschuss beauftragen; dieser hat Stimmrecht im 
Ausschuss.
(3) Bei der Zusammensetzung der Ausschüsse hat der Gemeinderat 
dem Stärkeverhältnis der in ihm vertretenen Parteien, Wählergruppen 
und Zusammenschlüssen Rechnung zu tragen; soweit Fraktionen beste-
hen, sind diese der Berechnung zu Grunde zu legen. Bei der Zusammen-
setzung der Ausschüsse bleibt die Zugehörigkeit des Bürgermeisters 
oder des ihn nach Absatz 2 Satz 2 vertretenen Beigeordneten zu einer 
Fraktion, Partei oder Wählergruppe unberücksichtigt.
(4) Die Ausschusssitze werden nach dem mathematischen Verhältnisver-
fahren nach Hare/Nie meyer verteilt.
Haben dabei mehrere Fraktionen, Parteien, Wählergruppen oder Zusam-
menschlüsse den gleichen Anspruch auf einen Sitz, so entscheidet die 
höhere Stimmenzahl, die bei den Wahlen zum Gemeinderat erlangt wur-
de. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Der Losentscheid ist für 
jeden Ausschuss gesondert durchzuführen.
(5) Für den Fall, dass die Zahl der Ausschusssitze die Zahl der Gemein-
deratsmitglieder übersteigt, kann jedes Gemeinderatsmitglied, das im 
Übrigen keinen Ausschusssitz besetzt, verlangen, in einem Ausschuss 
mit Rede- und Antragsrecht mitzuwirken. In dem schriftlichen Antrag des 
Gemeinderatsmitglieds kann ein unverbindlicher Vorschlag zur Mitwir-
kung in einem bestimmten Ausschuss enthalten sein. Der Gemeinderat 
entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit durch Beschluss, welchem 
Ausschuss dieses Gemeinderatsmitglied zugewiesen wird.
(6) Verändert sich während der Amtszeit das Stärkeverhältnis der Frak-
tionen, Parteien, Wählergruppen oder Zusammenschlüsse im Gemein-
derat, so sind diese Änderungen nach vorstehendem Absatz 4 auszu-
gleichen. Scheidet ein Gemeinderatsmitglied aus der ihn entsendenden 
Fraktion, Partei, Wählergruppe oder dem Zusammenschluss aus, so ver-
liert es seinen Sitz im Ausschuss.
(7) Für jedes Ausschussmitglied wird für den Fall seiner Verhinderung ein 
Stellvertreter namentlich bestellt.
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2. Auf der Grundlage des von der Oberen Flurbereinigungsbehörde, 
dem Thüringer Landesamt für Bodenmanagement und Geoinforma-
tion (TLBG), ehem. Thüringer Ministerium für Landwirtschaft, Na-
turschutz und Umwelt (TMLNU), genehmigten Planes über die ge-
meinschaftlichen und öffentlichen Anlagen (Plan nach § 41 FlurbG) 
einschließlich der 1. bis 5. Änderung des Planes nach § 41 FlurbG 
sowie der Zustimmung des Vorstandes der Teilnehmergemeinschaft 
(TG) der Flurbereinigung Jützenbach vom 24.06.2019 werden den 
bisher Berechtigten Besitz und Nutzung der in der Anlage 2 aufge-
führten Flurstücke bzw. Teile der Flurstücke für den Bau gemein-
schaftlicher und öffentlicher Anlagen und den damit verbundenen 
Folgemaßnahmen im Bereich des Flurbereinigungsgebietes Jützen-
bach mit Wirkung vom

01.10.2019 für die Maßnahmen Nr. 1 (Radweg), Nr. 656 und Nr. 
657
01.10.2020 für die Maßnahmen Nr. 642, Nr. 649 und Nr. 655)

entzogen. Gleichzeitig werden die Gemeinde Sonnenstein, die Ge-
meinde Brehme und der Freistaat Thüringen, vertreten durch das 
Thüringer Landesamt für Bau und Verkehr (TLBV), Referat 43, Re-
gion Nord, (gemeinschaftlicher Maßnahmenträger) in Besitz und 
Nutzung der für die Maßnahmen Nr. 1, 642, 649, 655, 656 und 657 
benötigten Flächen eingewiesen. Die Flächen sind in dem als Anla-
ge 2 beigefügten Verzeichnis nachgewiesen, das Bestandteil dieser 
vorläufigen Anordnung ist.
Die Betroffenheit der Flurstücke und die Inanspruchnahme für die 
vorgesehenen Maßnahmen ergeben sich aus der Karte im Maßstab 
1 : 5 000 (Anlage 3), die ebenfalls Bestandteil dieser vorläufigen 
Anordnung ist. Die Anlage 3 wird nicht mit veröffentlicht. Sie liegt 
gemäß nachfolgendem Absatz in der Gemeinde Sonnenstein mit 
Sitz in Sonnenstein OT Weißenborn-Lüderode, in der Gemeinde Am 
Ohmberg, der Stadt Leinefelde-Worbis, der Stadt Duderstadt, der 
Verwaltungsgemeinschaft Lindenberg / Eichsfeld mit Sitz in Teistun-
gen und in der Stadt Herzberg aus.

3. Je eine Ausfertigung dieser vorläufigen Anordnung liegt 2 Wochen 
lang nach dem ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung für
- die Gemeinde Sonnenstein in der

Gemeindeverwaltung Sonnenstein,
OT Weißenborn-Lüderode, Bahnhofstraße 12, 37345 Sonnen-
stein

- die angrenzende Gemeinde Am Ohmberg in den
Dienstgebäuden der Gemeinde Am Ohmberg,
Großbodungen, Fleckenstr.49, 37345 Am Ohmberg und
Bischofferode, Bischofferöder Hauptstraße 11, 37345 Am Ohm-
berg

- die Stadt Leinefelde-Worbis in den Bürgerbüros
Leinefelde, Bahnhofsstr. 43, 37327 Leinefelde-Worbis und
Worbis, Rossmarkt 3, 37339 Leinefelde-Worbis,

- die Stadt Duderstadt
im Stadthaus, Worbiser Str. 9, 37115 Duderstadt

- die Flurbereinigungsgemeinden Brehme und Ecklingerode und 
die angrenzende Gemeinde Wehnde im
Bürgerhaus der Verwaltungsgemeinschaft Lindenberg / Eichs-
feld, Hauptstr. 17, 37339 Teistungen,

- die angrenzende Stadt Herzberg im
Rathaus, Marktplatz 30/32, 37412 Herzberg am Harz

zur Einsichtnahme für die Beteiligten während der Dienststunden 
aus.

4. Die Dauer dieser vorläufigen Anordnung reicht
- für dauernd in Anspruch zu nehmenden Flächen bis zur Ausfüh-

rung des Flurbereinigungsplanes (§ 61 FlurbG) oder bis zur vor-
zeitigen Ausführung des Flurbereinigungsplanes (§ 63 FlurbG) 
bzw. bis zur vorläufigen Besitzeinweisung (§ 65 FlurbG).

- für vorübergehend entzogene Flächen bis zur Beendigung der 
jeweiligen Baumaßnahme.

Der Maßnahmenträger ist verpflichtet, der Flurbereinigungsbehörde 
unverzüglich mitzuteilen, wann die Maßnahmen beendet sind und 
die vorübergehend in Anspruch genommenen Flächen wieder zur 
Verfügung stehen.

II. Auflagen

1. Der Maßnahmenträger hat sicherzustellen, dass die Nutzbarkeit der 
verbleibenden Grundstücksflächen während der Bau- und Pflanzzeit 
durchgehend gewährleistet wird.

2. Während der Bau- und Pflanzzeit sind von dem Maßnahmenträger 
sämtliche erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen zu treffen, auch 
im Hinblick auf die Zufahrtsstraßen.

3. Nach Beendigung der Baumaßnahmen müssen die vorübergehend 
entzogenen Flächen vom Maßnahmenträger wieder ordnungsge-
mäß hergerichtet bzw. rekultiviert werden. Dies gilt auch für Wirt-
schaftswege, die als Zufahrts- und Baustraßen genutzt wurden.

III. Entschädigung
Etwaige Ansprüche auf Aufwuchsentschädigung, Nutzungsentschädi-
gung oder Pachtaufhebungsentschädigung sind zwischen dem Maßnah-
menträger und dem jeweiligen Betroffenen unmittelbar zur regeln.

- die Stundung von Zahlungsansprüchen bis zu einem Betrag von 
2.000,00 Euro auf die Dauer bis sieben bis zwölf Monaten; bis zu 
1.000,00 € auf die Dauer von bis zu sechs Monaten

6. Aufnahme von Kassenkrediten im Rahmen des durch die Haushalts-
satzung festgelegten Höchstbetrages,

7. die Genehmigung überplanmäßiger Ausgaben bis zu einer Höhe 
von 2.500,00 Euro und außerplanmäßiger Ausgaben in Höhe von 
1.500,00 Euro jeweils im Einzelfall. Überplanmäßige und außerplan-
mäßige Ausgaben sind nur zulässig, wenn sie unabweisbar sind und 
die Deckung gewährleistet ist. Der Bürgermeister ist berechtigt, bis 
zu vorstehenden Grenzen Mittel, die durch anderweitige Einspa-
rungen zur Verfügung stehen, Mehreinnahmen und Mittel der De-
ckungsreserve in Anspruch zu nehmen;

8. die Gewährung von freiwilligen Zuweisungen und Zuschüssen im 
Rahmen des Haushaltsplans, soweit sie im Einzelfall 500,00 Euro 
nicht übersteigen.

§ 21 Sprachform, Änderungen, Inkrafttreten und Außerkrafttreten
(1) Die in dieser Geschäftsordnung verwendeten personenbezogenen 
Bezeichnungen gelten für alle Geschlechtsformen.
(2) Regelungen der Geschäftsordnung können im Rahmen der gesetzli-
chen Vorgaben durch Beschluss des Gemeinderats jederzeit geändert, 
aufgehoben oder ergänzt werden.
(3) Diese Geschäftsordnung tritt mit der Beschlussfassung durch 
den Gemeinderat in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung vom 
28.10.2009 außer Kraft.

Wehnde, den 27.06.2019
gez. Sieber
Bürgermeister

Thüringer Landesamt 
 für Bodenmanagement und Geoinformation
Flurbereinigungsbereich Gotha
Hans-C.-Wirz-Str. 2
99867 Gotha

Flurbereinigungsverfahren Jützenbach,  
Landkreis Eichsfeld, Az.: 1-1-0252

I. Aufhebungsbescheid und Vorläufige Anordnung
Im Flurbereinigungsverfahren Jützenbach, Landkreis Eichsfeld, erlässt 
das Thüringer Landesamt für Bodenmanagement und Geoinformation, 
Flurbereinigungsbereich Gotha -Flurbereinigungsbehörde- gemäß § 36 
Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) vom 16. 03.1976 (BGBl. I S. 546), zu-
letzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 19.12.2008 (BGBl. I, 
S. 2835), folgenden

Aufhebungsbescheid
zu der vorläufigen Anordnung vom 08.04.2009

und folgende

Vorläufige Anordnung

Gemäß § 1 Abs. 1 des Thüringer Gesetzes zur Neustrukturierung und Or-
ganisation der Behörden im Geschäftsbereich des für Infrastruktur und 
Landwirtschaft zuständigen Ministeriums (Thüringer Infrastruktur- und Land-
wirtschaftsbehördenneustrukturierungs- und -organisationsgesetz - ThürILB-
NeuOrgG), das am 01. Januar 2019 in Kraft getreten ist, wurde das Landes-
amt für Bodenmanagement und Geoinformation durch Verschmelzung des 
Landesamtes für Vermessung und Geoinformation und der für Flurbereini-
gung und Flurneuordnung zuständigen Teile der Ämter für Landentwicklung 
und Flurneuordnung Gera, Gotha und Meiningen als dem für das Kataster- 
und Vermessungswesen sowie für Flurbereinigung und Flurneuordnung zu-
ständigen Ministerium unmittelbar nachgeordnete Landesbehörde errichtet.
Gemäß § 1 Abs. 5 dieser Vorschrift gehen die Aufgaben und Befugnisse 
der oben genannten Ämter mit Inkrafttreten des Gesetzes auf das Lan-
desamt für Bodenmanagement und Geoinformation über.
Nach § 10 Abs. 1 des Gesetzes werden die von den oben genannten Be-
hörden geführten Verwaltungs- und Gerichtsverfahren vom Landesamt für 
Bodenmanagement und Geoinformation fortgeführt. Das Landesamt für Bo-
denmanagement und Geoinformation tritt in alle von den oben genannten 
Behörden begründeten Rechte und Pflichten aus allen zum Inkrafttreten des 
Gesetzes bestehenden Verträge, Forderungen und Verbindlichkeiten ein.

1. Auf Grund nicht erfolgter Umsetzung aller im Jahre 2009 geplanten Maß-
nahmen wird die vorläufige Anordnung vom 08.04.2009 von Amts wegen 
insoweit teilweise aufgehoben, als den Berechtigten die Nutzung und der 
Besitz der in der Anlage 1 aufgeführten Grundstücke bzw. Grundstücks-
teile, welche für den Bau der Maßnahme Nr. 1 (Radweg) entzogen wur-
den, mit Wirkung vom 30.09.2019 zurückgegeben werden.
Alle anderen Regelungen der vorläufigen Anordnung vom 08.04.2009 
behalten weiterhin ihre Gültigkeit.
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IV. Sofortige Vollziehung
Mit dieser vorläufigen Anordnung wird für die Maßnahme Nr. 1 (Radweg) 
die sofortige Vollziehung gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsge-
richtsordnung (VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. 
März 1991 (BGBl. I. S. 686), zuletzt geändert durch Art. 7 des Gesetzes 
vom 12.07.2018 (BGBl. I S. 1151), im öffentlichen Interesse angeordnet.
Die sofortige Vollziehung hat zur Folge, dass die Erhebung eines Wi-
derspruchs und einer Anfechtungsklage gegen die vorläufige Anordnung 
keine aufschiebende Wirkung hat.

Gründe
Der Aufhebungsbescheid zu der vorläufigen Anordnung vom 08.04.2009 
und der Erlass der vorläufigen Anordnung sind zulässig und sachlich ge-
rechtfertigt:

1. Der Aufhebungsbescheid zu der vorläufigen Anordnung vom 
08.04.2009 wurde erforderlich, da der im Jahr 2009 geplante Ausbau 
der Maßnahme Nr. 1 (Radweg) bis heute nicht erfolgt ist.

2. Der Beschluss der oberen Flurbereinigungsbehörde, des Thüringer 
Landesamtes für Bodenmanagement und Geoinformation (ehem. 
TMLNU) zur Anordnung des Flurbereinigungsverfahrens Jützenbach 
vom 08.10.1999, der Änderungsbeschluss Nr. 1 vom 04.01.2001 
sowie der Teilungsbeschluss Nr. 1 vom 18.10.2017 des Thüringer 
Landesamtes für Bodenmanagement und Geoinformation, Flurbe-
reinigungsbereich Gotha (ehem. Amt für Landentwicklung und Flur-
neuordnung Gotha) sind unanfechtbar geworden.

3. Die Plangenehmigung für den Wege- und Gewässerplan mit land-
schaftspflegerischem Begleitplan (Plan nach § 41 FlurbG) wurde 
von der Oberen Flurbereinigungsbehörde, dem Thüringer Landes-
amt für Bodenmanagement und Geoinformation (ehem. TMLNU), 
am 17.07.2007 erteilt.

4. Die Plangenehmigungen für die 1. bis 5. Änderung des Planes nach 
§ 41 FlurbG wurden von der Unteren Flurbereinigungsbehörde, 
dem Thüringer Landesamt für Bodenmanagement und Geoinfor-
mation, Flurbereinigungsbereich Gotha (ehemals Amt für Landent-
wicklung und Flurneuordnung Gotha) am 01.07.2009, 19.09.2011, 
19.12.2013, 15.09.2015 und am 29.04.2019 erteilt.

5. Für den Neubau des Radweges (Maßnahme Nr. 1) zwischen dem 
Schützenhaus Brehme und der Wender Hütte, parallel zu den Lan-
desstraßen L1011 und L1012 besteht vordringlicher Bedarf. Mo-
mentan sind Radfahrer und Fußgänger gezwungen, die L1011 und 
L1012 zu nutzen, was mit einem erheblichen Gefahrenpotential ver-
bunden ist. Durch den Radwegeneubau wird die Verkehrssicherheit 
maßgeblich verbessert.

6. Die durch den Ausbau des Radweges Nr. 1 entstandenen Eingriffe 
in Natur und Landschaft sind zeitnah durch Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen zu kompensieren.

7. Im Haushaltsjahr 2019/2020 stehen Fördermittel für die Umsetzung 
der geplanten Baumaßnahme und der Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen (Gemeinschaftsmaßnahme der Gemeinden Sonnenstein, 
Brehme und dem Thüringer Landesamt für Bau und Verkehr (TLBV)) 
zur Verfügung.

8. Aufgrund des Umfanges der vorgesehenen Maßnahmen und der 
daraus resultierenden Betroffenheit einer Vielzahl von Beteiligten 
und der noch nicht vollständig abgeschlossenen Legitimation würde 
die Einholung von Bauerlaubnissen einen unverhältnismäßig hohen 
zeitlichen und verwaltungstechnischen Aufwand erfordern, der dem 
kurzfristigen Maßnahmebeginn entgegensteht.

9. Der Vorstand der TG hat mit Beschluss vom 24.06.2019 der Aufhe-
bung der vorläufigen Anordnung vom 08.04.2009 bzgl. der Maßnah-
me Nr. 1 (Radweg) und dem Erlass der vorläufigen Anordnung nach 
§ 36 FlurbG zugestimmt.

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO 
für die Maßnahme Nr. 1 (Radweg) und die damit verbundene sofortige 
Einweisung des Maßnahmenträgers in den Besitz und die Nutzung der 
benötigten Flächen liegen im öffentlichen Interesse.
Mit dem Neubau des Radweges zwischen dem Schützenhaus Brehme 
und der Wender Hütte, parallel zu den Landesstraßen L1011 und L1012, 
wird das Gefahrenpotential für Radfahrer und Fußgänger, die momentan 
gezwungen sind, die L1011 und L1012 zu nutzen, erheblich reduziert. Die 
Verkehrssicherheit wird durch den Radwegeneubau maßgeblich verbessert.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese vorläufige Anordnung kann innerhalb eines Monats nach 
dem ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung Widerspruch erhoben 
werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim

Thüringer Landesamt für Bodenmanagement
und Geoinformation,
Flurbereinigungsbereich Gotha
Hans-C.-Wirz-Str. 2
99867 Gotha

einzulegen. Wird der Widerspruch schriftlich eingelegt, ist die Wider-
spruchsfrist (Satz 1) nur gewahrt, wenn der Widerspruch noch vor Ablauf 
dieser Frist bei der Flurbereinigungsbehörde eingegangen ist.

Im Auftrag
gez. Volker Hartmann
Referatsleiter
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Anlage 1

zum Aufhebungsbescheid und zur vorläufigen Anordnung  
des Freistaates Thüringen, Landesamt für Bodenmanagement  
und Geoinformation, Flurbereinigungsbereich Gotha

vom 26.06.2019 im Flurbereinigungsverfahren Jützenbach,  
Az.: 1-1-0252

Liste der vom Aufhebungsbescheid betroffenen Flurstücke

Gemarkung Flur Flurstück Gesamtfläche
(m2)

Rückgabefläche
(m2)

Maßnahme
Nr. 1

Neubau eines Radweges in Asphaltbauweise (1.640 m)

Brehme 2 537 / 1 1.299 80
Brehme 2 540 / 3 2.919 280
Brehme 2 541 / 0 2.680 300
Brehme 2 630 / 0 3.040 390
Brehme 2 632 / 0 2.600 170
Brehme 2 633 / 0 1.100 120
Brehme 2 780 / 5 567 40
Brehme 3 186 / 0 560 40
Brehme 3 187 / 3 8.083 290
Brehme 3 188 / 0 10.500 1.820
Holungen 1 2 / 1 9.959 600
Holungen 1 10 / 1 3.525 90
Holungen 1 14 / 1 2.515 90
Holungen 1 15 / 0 1.334 365
Holungen 1 16 / 8 4.481 50
Holungen 1 16 / 12 6.337 640
Holungen 1 19 / 1 1.971 250
Holungen 1 19 / 4 22.074 710
Holungen 1 19 / 5 2.508 260
Holungen 1 23 / 1 1.977 100
Holungen 1 23 / 2 1.977 110
Holungen 1 23 / 4 3.947 270
Holungen 1 23 / 6 3.944 250
Holungen 1 40 / 0 1.665 40
Holungen 1 41 / 0 477 40
Holungen 1 63 / 23 3.953 230
Holungen 1 64 / 23 3.954 240
Holungen 1 67 / 23 3.954 180
Jützenbach 2 1892 / 3 1.092 5
Jützenbach 2 1945 / 0 640 30
Jützenbach 2 3068 / 1946 1.050 70
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